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Zusammenstellung 

der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im 
4. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1959 im Betrage von 

10 000 DM und darüber 




An über- und 




Haushalts- 

*) außerplan- 



Kap. 

betrag 

1959 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 

* 

Tit. 



zugewiesen 




DM 

DM 




01 03 
205 


01 03 
apl. 302 


01 03 
850 


0103 
apl. 951 


Einzelplan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidialamt — 


10 461,49 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 

Im Garten der Privatwohnung des Bundespräsidenten, Bonn- 
Venusberg, Haager Weg 69, mußte für die aus Sicherheits- 
gründen eingesetzten Beamten des Bundeskriminalamtes ein 
Wachhaus errichtet werden. 


Die Ausgabe war unabweisbar und nicht vorhersehbar. 


*) 17 770,18 


Ausgaben aus Anlaß der Besichtigung des Schlosses Bellevue 
in Berlin 


Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1959 waren Einnahmen 
und Ausgaben nicht vorauszusehen, da das Schloß Bellevue 
erst im Juni 1959 zur Besichtigung freigegeben worden ist. 
Die Gesamteinnahmen betragen 17 770,18 DM. Hiervon sind 
die durch die Besichtigungen entstandenen Unkosten von 
7139,37 DM beglichen worden. Der Restbetrag von 10 630,81 
DM wurde als Zuschuß dem Berliner Kinderhilfswerk zuge- 
führt. 


Ausgaben wurden nur in Höhe der tatsächlichen Einnahmen 
bei Kap. 01 03 apl. Tit. 3 geleistet. 


9 700,— 


i 

i 


47 342,66 


Anschaffung von verwaltungseigenen Fahrzeugen 

Mehrbedarf infolge Ersatzbeschaffung von 2 Dienstkraft- 
wagen; davon 1 Dienstkraftwagen mit Sonderausrüstung für 
den Herrn Bundespräsidenten. Die Ausgabe war unabweis- 
bar, weil die beiden bisherigen Kraftwagen auf Grund der 
Gutachten des kraftfahrzeugtechnischen Sachverständigen 
ausgesondert werden mußten. 

Die Ausgabe konnte bei Aufstellung des Haushaltsplans 1959 
nicht vorausgesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 01 03 Tit. 301. 


*) 42 991,51 


Kosten für den Empfang in Schloß Brühl aus Anlaß der Ver- 
abschiedung des bisherigen und des Amtsantritts des neuen 
Bundespräsidenten 

Der Empfang in Schloß Brühl am 15. September 1959 aus 
Anlaß der Verabschiedung des bisherigen und des Amtsan- 
tritts des jetzigen Bundespräsidenten war politisch bedingt; 
die dadurch entstandenen Kosten waren daher unabweisbar. 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

1959 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 

Tit. 


zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidial amt — 

Bei Aufstellung des Haushalts 1959 war der Umfang der 
Kosten nicht zu übersehen und konnte somit nicht berück- 
i sichtigt werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 92. Sitzung am 7. Oktober 1959 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 


01 03 
apl. 952 


*) 11891,26 


Kosten des Besuchs des aethiopischen Kronprinzenpaares in 
der Bundesrepublik 

Das kaiserlich-aethiopische Kronprinzenpaar hat der Bundes- 
republik in der Zeit vom 30. November bis 5. Dezember 1959 
einen Besuch abgestattet. Der Bundespräsident hatte das 
Kronprinzenpaar im Rahmen deren Weltreise auf Empfehlung 
des Auswärtigen Amtes zu diesem Besuch eingeladen. Da 
sich die Einladung als politisch notwendig erwies, waren die 
Ausgaben unabweisbar. Sie konnten bei Aufstellung des 
Haushaltsplans 1959 nicht vorausgesehen werden. 


02 01 
203 


980 000,— | 


Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 


170 000,— 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie Rundfunkgebühren 

Durch die umfangreichen Gesetzgebungsarbeiten und die da- 
mit verbundenen vielen Ausschuß- und Plenarsitzungen des 
Deutschen Bundestages ist die Benutzung der Telefon- und 
Telegramm-Einrichtungen sowie der postalische Geschäfts- 
verkehr weiter stark angestiegen. Die Höhe dieser Ausgaben 
konnte nicht vorausgesehen werden. 

Die Ausgabe war unabweisbar. Sie konnte nicht zurück- 
gestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 02 04 Tit. 950. 


Einzelplan 03 — Bundesrat — 

03 01 ! 20 000,— i 42 600,— Bücherei 

202 | , Aus Anlaß des 10jährigen Bestehens des Bundesrates ist auf 

Beschluß des Präsidiums des Bundesrates eine Festschrift 
, „10 Jahre Bundesrat" herausgegeben worden. Sie soll die 

Öffentlichkeit und die an der Parlamentsarbeit besonders 
interessierten Kreise in großen Zügen über die Einrichtung 
und die Arbeit des Bundesrates unterrichten. Der Beschluß 
I zur Herausgabe dieser Festschrift wurde zu einem Zeitpunkt 

H gefaßt, zu dem Mittel für diesen Zweck im Haushaltsplan 

1959 nicht mehr vorgesehen werden konnten. Die Kosten 
i für diese Festschrift belaufen sich auf 46 440,76 DM. Die beim 

Einzelplan 03 Kap. 03 01 Tit. 202 (Bücherei) zur Verfügung 
| stehenden Mittel reichten zur Deckung dieser Ausgabe nicht 

I aus. 
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An über- und 

Haushalts- 

*) außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1959 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


Begründung 


noch Einzelplan 03 — Bundesrat — 

j Die Ausgabe war unabweisbar und kann auch nicht in das 
l Rechnungsjahr 1960 zurückgestellt werden. 

I Einsparung innerhalb des Einzelplans 03. 


04 01 
107 


04 01 ! 

20(T~ | 


04 01 
215 b 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


93 000, — 63 761,50 Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte und 

der Beihilfengrundsätze für Angestellte und Arbeiter 

Der nach den bisherigen Veranschlagungsgrundsätzen für 
i das Bundeskanzleramt und das Presse- und Informationsamt 
; errechnete Haushaltsansatz reichte nicht aus. Die Ausgaben 
j | richten sich nach den einzelnen Anträgen, deren Zahl und 

i Höhe nicht vorherzusehen ist. Da auf die Gewährung der 
| Beihilfen ein Rechtsanspruch besteht, sind die Mehrausgaben 

! unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 04. 


101 100 ,— 


! 


i 




25 312,63 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Infolge der zunehmenden Verschlechterung der Arbeits- 
marktlage stellte sich bald nach Beginn des Rechnungsjahres 
die Notwendigkeit heraus, die Reinigung eines weiteren 
Gebäudes des Bundeskanzleramtes einer Reinigungsfirma zu 
übertragen. Die hierdurch entstehende Mehrausgabe von rd. 
14 000 DM bei Tit. 206 findet ihre Deckung durch die Ver- 
ringerung der entsprechenden eigenen Arbeitskräfte bei Tit. 
104 b. 

Die lange andauernde Trockenperiode des Sommers 1959 
hatte zur Erhaltung wertvoller und unter Naturschutz stehen- 
der Bäume und Pflanzen im Park des Bundeskanzleramtes 
einen ungewöhnlich hohen Wasserverbrauch zur Folge, der 
eine nicht vorausgesehene Mehrausgabe von rd. 8000 DM 
mit sich brachte. 

Auch der zweimalige Urlaubsaufenthalt des Herrn Bundes- 
kanzlers im Ausland brachte Mehrausgaben für die An- 
mietung von Diensträumen mit sich. 

Diese Mehrausgaben waren bei der Aufstellung des Haus- 
haltsplans für 1959 nicht vorauszusehen und waren nach 
Lage der Verhältnisse unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 04. 


20 000 ,— 


i 


14 121,03 


Reisekostenvergütungen (Auslandsreisen) 


j Die Ausgaben für Auslandsdienstreisen sind im voraus nicht 
i zu übersehen, so daß der Haushaltsansatz stets nur geschätzt 
| werden kann. Durch die angespannte politische Lage und den 
j zweimaligen Urlaubsaufenthalt des Bundeskanzlers im Aus- 
j land waren im Rechnungsjahr 1959 mehr Auslandsdienst- 
! reisen erforderlich als vorherzusehen war. Die Mehraus- 
gaben waren aus politischen und dienstlichen Gründen unab- 
| weisbar. 

I Einsparungen bei Kap. 04 01 Tit. 215 a. 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

Tit 

betrag 

1959 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 


zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


04 01 j 
apl. 950 j 


04 03 13 000,— I 

108 ! 


04_03_ 13 000,— 

205 


0 4 03 70 000 — 

215b ! 


*) 54 185,01 1 Kosten des Besuchs des Präsidenten der Vereinigten Staaten 
von Amerika in Bonn 

Anläßlich des Besuchs des Präsidenten der Vereinigten Staa- 
ten von Amerika in Bonn am 26. /27. August 1959 sind so- 
wohl beim Bundeskanzleramt als auch beim Presse- und In- 
formationsamt Ausgaben entstanden, die bei der Aufstellung 
des Haushaltsplans 1959 nicht vorherzusehen waren. Da auch 
im Repräsentationsfonds des Herrn Bundeskanzlers Emp- 
fänge dieses Ausmaßes nicht veranschlagt sind, mußten die 
Mittel außerplanmäßig bereitgestellt werden. Die Ausgaben 
sind insbesondere durch folgende Maßnahmen entstanden: 
die Ausgestaltung des Flughafens Wahn für den Empfang, 
Empfang in Bonn und beim Herrn Bundeskanzler selbst, die 
Betreuung der Presse und der ausländischen Journalisten, 
Anmietung einer größeren Zahl von Kraftwagen und Kraft- 
fahrern und vorsorgliche Bereitstellung eines Sonderzuges 
der Bundesbahn in Frankfurt (Main) wegen der unsicheren 
Wetterlage. Die Ausgaben waren aus politischen Gründen 
unabweisbar. 

Einsparungen bei Kap. 04 01 Tit. 101. 


5 762,03 Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, Fahr- 
kostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahrkosten 
für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Angestellte und 
Arbeiter 

Das Ausscheiden mehrerer Amtsangehöriger machte die Ein- 
stellung neuer Kräfte erforderlich, denen Trennungsentschä- 
j digung gewährt werden muß. Bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1959 waren diese Ausgaben nicht vorherzusehen; sie 
sind unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 04. 


13 073,15 Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 

Kosten des Einbaues einer Sprecherkabine im Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung für die Rundfunk- 
redaktion im Rahmen der politischen Öffentlichkeitsarbeit 
im Ausland. Der Bedarf konnte nicht vorhergesehen werden 
und ist unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 301. 


92 537,69 Reisekostenvergütungen (Auslandsreisen) 

Reisekosten des Arbeitsstabes des Presse- und Informations- 
amtes der Bundesregierung anläßlich zweier Außenminister- 
konferenzen in Genf. Der Bedarf konnte nicht vorhergesehen 
werden und ist unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 300. 
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Haushalts- 

An über- und 
*) außerplan- 

Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 

Tit. 

1959 

gabemittein sind 


zugewiesen 


DM 

DM 


Begründung 


04 03 
219 


04 03 
apl. 315 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 



1 520,60 


Gerichts- und ähnliche Kosten 

Der Betrag ist zur Deckung von Rechtsanwaltsgebühren in 
Rechtsstreiten erforderlich. Bei Aufstellung des Haushalts 
1959 waren die Ausgaben nicht vorherzusehen; sie sind un- 
abweisbar. 


Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 203. 


*) 12 360 094,64 


Politische Öffentlichkeitsarbeit im Ausland 

Die weltpolitische Entwicklung und intensive Bemühungen 
anderer Staaten um Beeinflussung des Auslandes haben über 
die bisher aus 


Tit. 300 — Förderung des Informationswesens, 

Tit. 302 — Bulletin dos Presse- und Informationsamtes, 

Tit. 308 — - Erwerb, Herstellung und Verbreitung von Doku- 
mentarfilmen für die Auslandsarbeit, 

Tit. 311 — Deutschlandbücher und -broschüren, 


Tit. 312 — Besuche ausländischer Journalisten und sonstiger 
Publizisten in der Bundesrepublik 

| geleisteten einschlägigen Aufgaben hinaus eine verstärkte 
vielseitige Informationsarbeit der Bundesregierung im Aus- 
| land zwingend notwendig gemacht. 

Das Bedürfnis ist unvorhergesehen und unabweisbar. 

Die Mittel dienen der Öffentlichkeitsarbeit im Ausland auf 
allen Gebieten des modernen Informationswesens, soweit 
diese nicht aus den vorgenannten speziellen Titeln finanziert 
werden kann. Eingeschlossen ist die Weiterführung einer 
| Aufklärungsaktion über Berlin und die sowjetische Besat- 
I zungszone im Ausland, die im Rechnungsjahr 1958 aus einer 
j überplanmäßigen Bereitstellung von Mitteln bei Kap. 04 03 
! Tit. 600 — Zuschuß an INTER NATIONES e. V. — begonnen 
i worden ist. 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 96. Sitzung am 12. November 1959 von der außerplan- 
mäßigen Ausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

05 01 1 596 000, — 243 763,14 Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte und 

1 Q 7 der Beihilfengrundsätze für Angestellte und Arbeiter 

Die große Zahl der Krankheitsfälle im In- und Ausland hatte 
eine außergewöhnlich starke Inanspruchnahme der Beihilfe- 
mittel zur Folge. Die veranschlagten Mittel reichten zur 
Deckung der anfallenden Ausgaben nicht aus. Die Ausgaben 
| für Beihilfen beruhen auf rechtlicher Verpflichtung. Die 

Mehrausgabe war daher unabweisbar. 

! | | Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 101. 
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Haushalts- 


Kap. 

Tit. 


betrag 

1959 


An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 


DM 


DM 


Begründung 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt • — 


05 01 | 275 000 — 

108 


05 01 400 000,— 

206 


05 0_1__ | 6 000 000 — 

217 


05 01 200 000 — 

965 


49 045,53 Beschäftigungsvergütungen/Frenniingsentschädigungen, Fahr- 
kostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahrkosten 
für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Angestellte und 
Arbeiter 

Die Anzahl der Empfänger von Trennungsentschädigungen 
hat sich nicht in dem Umfange vermindert, wie ursprünglich 
angenommen wurde. Es sind dadurch Mehrausgaben ent- 
standen, die zwangsläufig sind. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 101. 

146 386,02 Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Das Auswärtige Amt hat mit Wirkung vom 1. September 
1959 die Reinigung des größten Teils der Diensträume einem 
Reinigungsinstitut übertragen. Da für diese Zwecke bei Kap. 
05 01 Tit. 206 keine Haushaltsmittel veranschlagt waren, 
mußten Ausgaben in Höhe von 120 000 DM überplanmäßig 
nachgewiesen werden. 

Bei Kap. 05 01 Tit. 104 b wurden entsprechende Einsparungen 
erzielt. 

Weitere Mehrausgaben (rd. 26 000 DM) sind im wesentlichen 
durch die Erhöhung der für die „Redoute" zu zahlenden 
Pacht verursacht worden; sie sind zwangsläufig. 

j Einsparung innerhalb des Einzelplans 05. 

896 966,73 ! Umzngskostenvergütimgen und Umzugskostenbeihilfen 

; Die veranschlagten Mittel haben nicht ausgereicht, um den 
Ausgabebedarf für alle aus dienstlichen Gründen im Rech- 
nungsjahr 1959 zwingend anzuordnenden Versetzungen 
decken zu können. Es hat. sich dabei um Versetzungen ge- 
handelt, die durch die Errichtung von Zweigstellen bestehen- 
der Vertretungen im afrikanischen Raum, politische Schwer- 
punktbildung, den Eintritt von Bediensteten in den Ruhe- 
stand. Disziplinarmaßnahmen, Krankheiten, Tod und andere 
Gründe erforderlich geworden sind. Die Mehrausgabe war 
unabweisbar. 

Der I Iaushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 105. Sitzung am 22. Januar 1960 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparungen innerhalb des Einzelplans 05. 

48 357,60 Kosten der deutschen Beteiligung an dem Schiedsgericht 
nach Artikel 9 des Deutschland- Vertrages und der Schieds- 
kommission nach Artikel 7 des Fünften Teiles des Vertrages 
zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen 

Die für das Rechnungsjahr 1959 veranschlagten Mittel haben 
nicht ausgereicht, um die durch die deutsche Beteiligung an 
dem Schiedsgericht nach Artikel 9 des Deutschland-Vertrages 
! und der Schiedskommission nach Artikel 7 des Fünften Teiles 
[ des Vertrages zur Regelung aus Krieg und Besatzung ent- 
! standener Fragen anfallenden Ausgaben leisten zu können. 
| Da es sich um vertragliche Verpflichtungen handelt, mußten 
| die Mehrausgaben überplanmäßig nachgewiesen werden. Ge- 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

: mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

i 

1959 

; gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


05 01 
apl. 966 


05 02 750 000 — 

307 


05 02 
apl. 308 



mäß § 3 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1959 ist davon abge- 
sehen worden, die Mehrausgabe als Vorgriff nach § 30 Abs. 
3 Satz 1 RHO zu behandeln. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 964. 

*) 78 623,93 Kosten der deutschen Beteiligung an dem Gemischten Aus- 
schuß nach Teil I Artikel 10 des Vertrages zur Regelung aus 
Krieg und Besatzung entstandener Fragen 

Gemäß Teil I Artikel 10 des Vertrages zur Regelung aus 
Krieg und Besatzung entstandener Fragen ist ein Gemischter 
Ausschuß errichtet worden. Drei der Ausschußmitglieder sind 
von der Bundesregierung und je eines von der amerikani- 
schen, britischen und französischen Regierung ernannt wor- 
den. Diese sechs Mitglieder haben ein siebentes Ausschuß- 
mitglied gleichzeitig als Vorsitzenden hinzugewählt. 

Aufgabe des Gemischten Ausschusses ist es, die Anträge auf 
Verlängerung von Fristen für die sogenannten Verkaufsauf- 
lagen zu prüfen. Es handelt sich dabei um Fristen zur Ver- 
äußerung von Wertpapieren, die durch das Gesetz Nr. 27 
der Alliierten Hohen Kommission und die Entflechtungs- 
pläne für die einzelnen, vom Gesetz Nr. 27 betroffenen 
Firmen gesetzt worden sind. Antragsteller für die vom Ge- 
mischten Ausschuß zu behandelnden Fälle sind diejenigen 
Anteileigner der entflochtenen Gesellschaften, deren Kapital- 
beteiligung unter Verkaufsauflage liegt. Die Gesamtkosten, 
die mit 106 400 DM veranschlagt sind, erstrecken sich mit je 
50 v. H. auf die Rechnungsjahre 1959 und 1960. Die Ausgaben 
für 1959 mußten außerplanmäßig geleistet werden. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 964. 

507 325,43 Kosten der Kommissionen, Delegationen und internationalen 
Konferenzen, sofern das Auswärtige Amt maßgebeden Ein- 
fluß auf die Ausführung hat 

Anläßlich der Ost- West-Außenministerkonferenz in Genf 
sind unvorhergesehene Kosten in Hohe von rund 577 000 DM 
entstanden. Die Ausgaben waren politisch bedingt und unab- 
weisbar; sie machten die Bereitstellung überplanmäßiger 
Mittel erforderlich. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner Sitzung am 13. Januar 1960 von der überplanmäßigen 
Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 

, Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 101. 

45 422,81 Durchführung des technisch- wirtschaf fliehen Austausches im 
Rahmen von Kulturvereinbarungen mit ausländischen Staa- 
ten einschließlich der sachlichen Verwaltungskosten der Zen- 
tralen Austauschstelle Bonn 

Durch den Abschluß der deutsch-sowjetischen Vereinbarung 
entstanden unabweisbare Ausgaben, die bei Aufstellung des 
Haushaltsplans 1959 noch nicht vorhergesehen werden konn- 
ten. Die Mittel mußten daher außerplanmäßig bereitgestellt 
werden. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 312. 
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An über- und 1 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

1959 

mäßigen Aus- j 

gabemitteln sind 

Begründung 

Tit. 


zugewiesen 



DM 

DM 



05 02 | 380 000,— 

399 1 


05 02 
601 


55 000,— 


05 02 
apl. 613 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt - — 

73 759,80 | Außerordentliche und unvorhergesehene Ausgaben des aus- 
wärtigen Dienstes, die sich aus den Besonderheiten dieses 
Dienstzweiges ergeben 

Neben den laufend anfallenden unvermeidbaren repräsen- 
tativen Aufwendungen sind der Bundesregierung durch 
Staatsbesuche und Konferenzbesuche ausländischer Regie- 
rungsvertreter und Besuche namhafter anderer Persönlich- 
keiten unvorhersehbare Repräsentationsausgaben entstanden. 
Eine in angemessenen Grenzen gehaltene Repäsentation ist 
bei derartigen Besuchen unvermeidbar. Die Ausgaben, die 
bei Aufstellung des Haushalts 1959 noch nicht vorauszusehen 
waren, konnten aus politischen Gründen nicht bis zum 
nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 105. Sitzung am 22. Januar 1960 von der überplanmä- 
ßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 05. 


22 621,91 Zuschuß an die Südosteuropa-Gesellschaft 

Die Südosteuropa-Gesellschaft konnte im Rechnungsjahr 1958 
wegen Erkrankung ihres Präsidenten nicht alle erforderlichen 
und vorgesehenen Maßnahmen durchführen, so daß deren 
Durchführung in das Rechnungsjahr 1959 verschoben werden 
mußte. Der Gesellschaft verblieb daher am Ende des Rech- 
nungsjahres 1958 ein nicht verausgabter Betrag von 
27 571,91 DM, der auf den Zuschuß für 1959 angerechnet wor- 
den ist. Um die Gesellschaft jedoch in die Lage zu versetzen, 
daß sie ihre satzungsmäßigen und im Wirtschaftsplan vor- 
gesehenen Aufgaben durchführen kann, war es erforderlich, 
daß ihr der 1958 nicht verbrauchte Betrag im Rechnungsjahr 
1959 überplanmäßig zur Verfügung gestellt wurde, insbeson- 
dere im Hinblick darauf, daß für die Ende März 1960 geplante 
Jahrestagung ein größerer Betrag dringend erforderlich war. 

9 v. H. des Ansatzes = 4950 DM und die üpl. Ausgabe von 
22 621,91 DM, insgesamt 27 571,91 DM, sind im Rechnungs- 
jahr 1959 von der Südosteuropa-Gesellschaft zurückgezahlt 
und bei Kap. 05 01 Tit. 69 verbucht worden. 


18 800, Förderung internationaler Gespräche 

Im Entwurf des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1960 
ist u. a, ein Zuschuß des Bundes für die deutsch-französischen 
Gespräche veranschlagt worden. Diese Gespräche waren je- 
doch bereits im März 1960. Die Mittel mußten deshalb schon 
im Rechnungsjahr 1959 außerplanmäßig bereitgestellt wer- 
den. 

Von den für den gleichen Zweck im Bundeshaushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1960 bei Kap, 05 02 Tit. 613 veranschlag- 
ten Mitteln gilt ein gleichhoher Betrag als gesperrt. 
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05 03 ' 900 000,— 

204 



2 825 499,57 Kosten der Erhaltung deutscher Kriegsgräber im Ausland so- 
I wie der Gräber von Personen, die infolge nationalsozialisti- 
scher Verfolgung ausgewandert und im Ausland verstorben 
sind, und Kosten der Erstellung einer Gräberkartei 

j Für das Rechnungsjahr 1959 sind keine Ausgabemittel ver- 
j anschlagt worden, weil für diesen Zweck ein Ausgaberest 
| (6 084 700,10 DM) zur Verfügung stand. Obgleich der Volks- 
| bund — wie bisher — auch im Rechnungsjahr 1959 einen er- 
j lieblichen Betrag aus eigenen Mitteln zum Ausbau von 
Kriegsgräberstätten des 2. Weltkrieges beigesteuert hat, er- 
gaben sich zwangsläufig Mehrausgaben, zu deren Leistung 
die Bundesregierung auf Grund ihrer allgemeinen Fürsorge- 
pflicht bzw. auf Grund von Vereinbarungen mit den betref- 
fenden Staaten (Frankreich, Griechenland, Italien, Groß- 
britannien und Luxemburg) verpflichtet war. 

Die Ausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 101. 


*) 79 110,92 Kosten des Staatsbesuchs des Präsidenten der Republik 
Guinea 

Es handelt sich um unvorhergesehene Ausgaben, die aus An- 
laß des Staatsbesuchs des Präsidenten der Republik Guinea 
' zwangsläufig angefallen sind. Für diese Zwecke standen 
| planmäßig Haushaltsmittel nicht zur Verfügung. 

! Einsparung innerhalb des Einzelplans 05. 


*) 95 501,97 Kosten des Staatsbesuchs des Präsidenten der Republik Peru 

Es handelt sich um unvorhergesehene Ausgaben, die aus An- 
laß des Staatsbesuchs des Präsidenten der Republik Peru 
zwangsläufig angefallen sind. Für diese Zwecke standen 
planmäßige Haushaltsmittel nicht zur Verfügung. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 957. 


116 497,62 Unterhaltung der Gebäude 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1959 war nicht voraus- 
zusehen, daß an den Liegenschaften der Botschaft in Ankara 
und dem Generalkonsulat in Istanbul unabweisbare Bau- 
unterhaltungsarbeiten mit einem Gesamtkostenaufwand von 
rund 544 900 DM durchzuführen sind. Die dadurch bis 
zum 31. März 1960 angefallenen Ausgaben in Höhe von 
473 958,34 DM konnten nicht in voller Höhe im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Mittel aufgefangen werden. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 780. 
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*) 1 514 2(>3 r 02 Politische Öffentlichkeitsarbeit im Ausland 

Die politische Entwicklung machte eine bei der Aufstellung 
des Haushaltsplans 1959 noch nicht voraussehbare verstärkte 
politische Öffentlichkeitsarbeit im Ausland erforderlich. Die 
dafür notwendigen Haushaltsmittel sind zunächst dem Presse- 
i und Informationsamt der Bundesregierung außerplanmäßig 
1 zur Verfügung gestellt worden. Auf Veranlassung des Bun- 
desministers der Finanzen sind die zur Deckung des Perso- 
nal- und Sachbedarfs notwendigen Mittel außerplanmäßig im 
! Haushalt des Auswärtigen Amts gebucht worden. 

I Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
: seiner 96. Sitzung am 12. November 1959 von der außerplan- 
! mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 


05 03 
325 


1 300 000 — 


15 688,49 


05 03 
apl. 742 


*) 294 927,55 


Aufwendungen zur Erfüllung besonderer Aufgaben bei be- 
stimmten Auslandsvertretungen und auf Grund von Schutz- 
machtverträgen 

In einigen Ländern sind im Laufe des Rechnungsjahrs 1959 
die Pflichtbeiträge zu ausländischen Sozialversicherungen er- 
höht worden. Die Buchung dieser Beträge erfolgt erst am 
Ende des Rechnungsjahrs. Die durch die Erhöhung bei 
Kap. 05 03 Tit. 325 eingetretenen Mehrausgaben waren bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans 1959 nicht vorauszu- 
sehen. Wegen Rechtsverpflichtung zur Zahlung der Sozial- 
beiträge waren die Ausgaben unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 215 a. 


Erwerb eines Dienstwohngebäudes für den ständigen Ver- 
treter des Botschafters in Washington 

Zur Beseitigung ernsthafter Wohnungsschwierigkeiten und 
insbesondere um eine Beeinträchtigung der politischen Arbeit 
der Botschaft zu vermeiden, war es unabweisbar notwendig, 
für den ständigen Vertreter des Botschafters ein Dienstwohn- 
gebäude anzukaufen. 

| Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 99. Sitzung am 9. Dezember 1959 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 700. 
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06 01 j 
107 I 


0601 

204 


0601 

218 


06 01 
“304 


1 800 000,— I 


160 000 — 


29 500 — 


280 000,— 


64 461,68 Beihilfen auf Grund der Beihilfe Vorschriften für Beamte 
(Richter) und der Beihilfengrundsätze für Angestellte und 
Arbeiter 

Die Mehrausgabe war durch eine Häufung von Krankheits- 
fällen bedingt. Sie war unabweisbar, da auf die Gewährung 
der Beihilfen ein Rechtsanspruch besteht, und unvorhergese- 
hen infolge der Erhöhung der Arzt-, Krankenhaus- und aller 
sonstigen im Zusammenhang mit Krankheitsfällen angefal- 
lenen Kosten. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 305. 


35 100, — Unterhaltung der Gebäude 

k 

Mehrbedarf durch Einbau einer neuen Heizkesselanlage im 
Haus 1 des Bundesinnenministeriums. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil auf Grund der bau- 
polizeilichen Vorschriften und nach einem Gutachten der 
Bundesbaudirektion vom 30. Dezember 1959 die Erneuerung 
der gesamten veralteten Heizkesselanlage erforderlich wurde. 
Die Veranschlagung der Kosten im Rechnungsjahr 1959 war 
nicht möglich, weil diese bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans 1959 nicht vorhergesehen werden konnten und so- 
genannte Nachschiebungen zu den Beratungen des Haus- 
haltsausschusses nicht vorgelegt werden sollten. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 206. 

42 000, — Kosten für Sachverständige 

Mehrbedarf durch Übernahme der Kosten für die Tätigkeit 
von Sachverständigen, die zur Durchführung von staatlichen 
Organisationsaufgaben auf dem Gebiete der Führung der 
Einsatzkräfte im Rahmen der zivilen Notstandsplanung her- 
angezogen wurden. Die früher bei Kap. 06 20 Tit. 600 für 
den gleichen Zweck geleisteten Ausgaben waren gemäß 
Schreiben BRH vom 20. Januar 1959 — Bonn 3006/20 — 600/55 
u. 56 — , soweit sie nicht aus Ersparnissen bei Kap. 06 01 
Tit. 218 gedeckt werden können, aus diesem Ansatz über- 
planmäßig zu leisten. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 311. 


30 000, | Maßnahmen zum Ausgleich überhöhter Fahrkosten im Ver- 

kehr mit Berlin 

Mehrbedarf durch zunehmende Beanspruchung der Zuschüsse 
zum Ausgleich überhöhter Fahrkosten im Verkehr nach und 
von Berlin insbesondere durch Bundeswehrangehörige. Die 
Mehrausgabe ist unabweisbar, weil die Gewährung von Flug- 
kostenzuschüssen als dienstliche Fürsorge im Interesse der 
gefährdeten Bediensteten und des Bundes liegt, und unvor- 
hergesehen, weil bei der Aufstellung des Haushalts 1959 
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06 02 
apl. 981 


06 08 j 155 000 — 
~203 i 


06 08 50 000,— 

~951 


nicht mit einer über den geschätzten Bedarf hinausgehenden 
verstärkten Inanspruchnahme der Flugreisen gerechnet wer- 
den konnte. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 121. Sitzung am 17. März 1960 von der beabsichtigten 
überplanmäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genom- 
men. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 311. 

*) 250 000, — Zuschuß für den 9. Deutschen Evangelischen Kirchentag in 

München vom 12. bis 16. August 1959 

Für die Durchführung des Evangelischen Kirchentages in 
München vom 12. bis 16. August 1959 hat der Präsident des 
Evangelischen Kirchentages mit Schreiben vom 24. Juni 1959 
einen Bundeszuschuß in Höhe von 250 000 DM beantragt. 

Die Mehrausgabe konnte bei Aufstellung des Bundeshaus- 
halts 1959 nicht vorhergesehen werden, da in den Rech- 
nungsjahren 1957 und 1958 Bundeszuschüsse zur Durch- 
führung des Evangelischen Kirchentages nicht beantragt und 
gezahlt worden sind und nicht zu erwarten war, daß im 
Rechnungsjahr 1959 ein Bundeszuschuß notwendig würde. Sie 
ist im Hinblick auf die allgemein politische und kulturelle 
Bedeutung des Evangelischen Kirchentages unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 311. 


30 600,— | Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie Rundfunkgebühren 

Die Mehrausgabe ist zur Durchführung des Gesetzes über die 
Statistik der Kosten und Leistungen im Güterverkehr mit 
Kraftfahrzeugen, mit Binnenschiffen und mit Eisenbahnen im 
Jahre 1959 vom 21. Dezember 1958 (BGBl. I S. 988) unab- 
weisbar und war nicht vorherzusehen, weil bei Aufstellung 
des Haushaltsvoranschlages für das Rechnungsjahr 1959 die 
Belastung der einzelnen Haushaltsstellen schwer zu schätzen 
und die s. Z. noch umstrittene Kostenbeteiligung des BMV 
noch nicht geklärt war. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 311. 


12 000, — Vorbereitung einer Volks-, Berufs- und Arbeitsstätten- 

(Vorgriff) zählung 1960 

In dem Haushaltsvoranschlag für das Rechnungsjahr 1959 
waren für die Vorbereitung der Volks-, Berufs- und Arbeits- 
stättenzählung 1960 bei Tit. 951 897 000 DM vorgesehen. Die- 
ser Ansatz wurde mit Rücksicht auf die Hinausschiebung des 
Zählungstermins in das Rechnungsjahr 1961 bis auf einen 
unter Berücksichtigung des Ausgaberestes aus 1958 geschätz- 
ten Bedarf von 50 000 DM herabgesetzt. Obwohl die Vor- 
bereitungsarbeiten wesentlich eingeschränkt wurden, konn- 
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ten die tatsächlichen, unabweisbaren Kosten der Weiter- 
führung nicht in den Grenzen der gekürzten Haushalts- 
bewilligung gehalten werden. Es war nicht vorherzusehen, 
wie die Arbeiten eingeschränkt werden konnten, ohne die 
Aufgabe als solche zu gefährden. 


06 09 ; 17 000 — 

204 j 


06 09_ j 20 000,— 
217 

i 


06 10 38 000 — 

215 b 


06 13 | 145 200, 

206 


i 

12 358,56 Unterhaltung der Gebäude 

Gegenüber dem Haushaltsansatz 1959 enthielt die Bau- 
mittelbedarfsnachweisung einen Mehrbedarf von 13 000 DM. 
Der Mehrbedarf ergab sich in erster Linie durch die vor- 
dringliche Instandsetzung des zweiten Heizkessels der zen- 
tralen Ölheizungsanlage im Dienstgebäude. Diese Ausgabe 
war zusätzlich erforderlich, da eine weitere Einschränkung 
der sonstigen, in der Baubedarfsnachweisung erfaßten Bau- 
• Unterhaltungsmaßnahmen mit Rücksicht auf sonst zu er- 
wartende größere Schäden nicht vertretbar war. 

Die Mehrausgabe ist unabweisbar und konnte bei Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1959 nicht vorhergesehen 
j werden, weil die Schäden erst später erkannt wurden. 

Einsparung bei Kap. 06 09 Tit. 101. 

13 000, — Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

Dem Bundesamt für Verfassungsschutz wurden gegenüber 
dem Haushaltsansatz 1959, bei dem nur Ausgabemittel für 
20 Umzüge veranschlagt sind, im Rechnungsjahr 1959 ins- 
gesamt 38 Wohnungen für Trennungsentschädigungsempfän- 
ger zugewiesen. Die Umzüge sind angeordnet und durch- 
geführt worden. Die Mehrausgaben sind unabweisbar und 
konnten nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 309. 

10 108,06 Reisekostenvergütungen (Auslandsreisen) 

Mehrausgabe infolge dringender Auslandsdienstreisen von 
Beamten der Sicherungsgruppe zur Durchführung der Schutz- 
und Sicherungsmaßnahmen anläßlich der Reise des Herrn 
Bundeskanzlers nach den USA und Japan. Die Mehrausgabe 
war unabweisbar und konnte nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 309. 

63 000, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Für das im Bundesbehördenhaus in Koblenz unzureichend 
untergebrachte Bundesarchiv wird in Koblenz durch die Pro- 
vinzial-Feuer- und Lebensversicherungsanstalt der Rhein- 
provinz in Düsseldorf ein Neubau errichtet. Die Anmietung 
der Räume war nur durch die Einschaltung eines Maklers 
I möglich, der auf Grund der angemieteten Mietfläche eine 
I Gebühr von 93 600 DM beansprucht. 
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Die Mehrausgabe konnte bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1959 nicht vorhergesehen werden, da die bisher 
im Bundesbehördenhaus in Koblenz vom Bundesarchiv ge- 
nutzten Räume für das Bundesamt für Wehrtechnik und Be- 
schaffung vorgesehen sind und zu erwarten war, daß die 
! Erstattung der Maklergebühren aus den Mitteln des Einzel- 
plans 14 erfolgen würde. Sie ist unabweisbar, da es ohne 
; Einschaltung eines Maklers nicht möglich gewesen wäre, 
■ besondere für Archivzwecke geeignete Räume zu beschaffen. 
| Die Zahlungsverpflichtung ergibt sich aus §§ 652/653 BGB. 

! Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 305. 


06 16 ; 12 000 — 
20 5 ~ 


i 


: 


i 

| 


i 


13 900, — j Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 

| Kosten für die Erweiterung der Be- und Entlüftungsanlage 
in den angemieteten Räumen der Druckerei des Instituts für 
Angewandte Geodäsie in Frankfurt (Main), Mainzer Land- 
straße 147 

Die Mehrausgabe ist unabweisbar, da der Einbau einer Be- 
' und Entlüftungsanlage in den nicht mit der Außenluft ver- 
1 bundenen Räumen des technischen Betriebes aus betrieb- 
lichen und insbesondere auch gesundheitlichen Gründen er- 
i forderlich ist. 

Sie ist unvorhergesehen, da bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1959 die Erweiterung der Be- und Entlüftungsanlage 
im Hinblick auf den beabsichtigten Verwaltungsneubau nicht 
j notwendig war. 

i 

Aus den gleichen Gründen kann die Maßnahme nicht in das 
nächste Rechnungsjahr verlegt werden. 

Einsparung bei Kap. 06 16 Tit. 203. 


06 25 
215 c 


40 000,- 


i 


20 000,— Reisekostenvergütungen (Reisen in Personalvertretungs- 
I angelegenheiten) 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie zur Ausführung 
des Personalvertretungsgesetzes erforderlich war. 

Sie war unvorhergesehen, weil die nach §§ 44 und 52 Abs. 2 
des Personalvertretungsgesetzes zu tragenden Kosten, ins- 
besondere durch Erhöhung der Mitgliederzahl des Haupt- 
I personalrates und infolge der gestiegenen Zahl der Sitzun- 
| gen, wesentlich höher waren als bei Aufstellung des Haus- 
i hatsplans 1959 angenommen wurde. 

| Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 217. 
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06 26 

27 400,— 

12 200,— 

Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, Fahr- 


108 


kostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahrkosten 
für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Angestellte und 
Arbeiter 


Die Mehrausgabe ist unvorhergesehen, da eine Reihe von 
Fachkräften eingestellt werden mußte. Bei der Aufstellung 
des Haushaltsplans 1959 konnte die dadurch erforderliche 
Mehrausgabe nicht veranschlagt werden, weil das durch das 
Haushaltsgesetz 1958 (Bekanntgabe 30. Juli 1958) zusätzlich 
bewilligte Personal erst später eingestellt werden konnte. 
Sie ist unabweisbar, weil die Ausgaben auf Grund gesetz- 
licher Bestimmungen entstehen. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 108. 


06 26 
206“ 


28 000,— 


10 000 — 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Die Mehrausgabe war unabweisbar, da infolge zusätzlicher 
Diensträume der Heizkostenbeitrag neu festgesetzt werden 
mußte, und unvorhergesehen, weil die Erhöhung der Heiz- 
kosten bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1959 nicht zu 
erkennen war. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 206. 


07 01 
107 


07 01 
205 ^ 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 


462 000 — 


380 000 ,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte und 
Richter und der Beihilfengrundsätze für Angestellte und 
Arbeiter 


Die nach Kopfsätzen veranschlagten Mittel reichten zur 
Deckung der Ausgaben nicht aus, weil die Kosten der Heil- 
behandlung und der Arzneimittel gestiegen sind. 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf rechtlicher Verpflich- 
tung. Die Ausgabe war daher unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 07. 


600 — 


31 400 — 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 


Das zum Dienstgebäude des Bundesministeriums der Justiz 
führende Niederspannungskabel war erneuerungsbedürftig 
geworden. Da die Stadtwerke Bonn die Lieferung von Nie- 
derspannungsstrom in absehbarer Zeit einstellen wollten, 
war ein Hochspannungskabel zu verlegen und hierzu eine 
Transformatorenstation zu errichten. Von den Gesamtkosten 
der Maßnahme mußten nach den Bedingungen der Stadt- 
werke Bonn die auf die Arbeiten innerhalb des Dienstgrund- 
stückes entfallenden Kosten und von den übrigen Kosten 
3000 DM vom Bund übernommen werden. Die hierdurch ent- 
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stehende Mehrausgabe war unabweisbar erforderlich, um 
empfindliche Störungen des Dienstbetriebes zu vermeiden? 
sie konnte bei Aufstellung des Haushaltsplans 1959 nicht 
vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 104 a. 


07 01 
206 


200 000 ,— 


65 000 — 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Die Vermieterin des Dienstgrundstücks des Bundesministe- 
riums der Justiz hat unter Berufung auf das Erste Bundes- 
mietengesetz vom 27. Juli 1955 (BGBl. I S. 458) die Miete von 
bisher jährlich 50 400 DM auf 120 000 DM erhöht. Da die 
gesetzlichen Voraussetzungen für die Erhöhung Vorlagen, 
mußte die höhere Miete gezahlt werden. Die Mehrausgabe 
war bei Aufstellung des Haushaltsplans 1959 nicht vorher- 
zusehen. 


Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 104 a. 


07 01 
apl. 953 


*) 35 881,18 


Kosten der Tagung des Regierungsausschusses des Welt- 
urheberrechtsabkommens und des Ständigen Ausschusses des 
Internationalen Verbandes zum Schutze von Werken der 
Literatur und Kunst in München 


Der Regierungsausschuß des Welturheberrechtsabkommens 
und der Ständige Ausschuß des Internationalen Verbandes 
zum Schutze von Werken der Literatur und Kunst gewähr- 
leisten durch ihre Tätigkeit, daß die Rechte auch der deut- 
schen Urheber in den 30 Mitgliedstaaten des Welturheber- 
rechtsabkommens und den 44 Vertragsstaaten des genannten 
Verbandes geschützt werden. Die Bundesrepublik hat des- 
halb an der Tätigkeit ein erhebliches Interesse. Nachdem die 
Ausschüsse in den Vorjahren in anderen Vertragsstaaten 
auf deren Kosten getagt hatten (1954 in Lugano, 1956 in 
Paris, 1957 in Washington und 1958 in Genf), mußten sie für 
die Tagung 1959 von der Bundesrepublik unter Übernahme 
der Tagungskosten eingeladen werden. Bei der Bedeutung 
der Ausschüsse war das Bedürfnis, sie einzuladen, unabweis- 
bar. Die daraus entstandene Haushaltsüberschreitung konnte 
bei Aufstellung des Haushaltsplans 1959 nicht vorhergesehen 
werden. 


Einsparung bei Kap. 07 06 Tit. 104 a. 


07 04 
300 


300 000 — 


80 000,— 


Auslagen in Rechtssachen (einschließlich Reisekosten) 


Die Anzahl der beim Bundesgerichtshof anhängigen Ver- 
fahren in Zivilsachen und in erstinstanzlichen Strafsachen 
hat im Rechnungsjahr 1959 erheblich zugenommen. Dadurch 
waren auch höhere Mehrausgaben für Gebühren der Pflicht- 
verteidiger, Entschädigungen für Zeugen und Sachverstän- 
dige und Kosten für die Vollstreckung von Untersuchungs- 
und Strafhaft sowie im besonderen für sonstige Auslagen in 
Rechtssachen entstanden. Die Mehrausgaben beruhten auf 
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j rechtlicher Verpflichtung und waren bei Aufstellung des 
j Haushaltsplans 1959 nicht vorauszusehen. Es ergab sich des- 
I halb ein unabweisbares Bedürfnis zur Leistung einer über- 
j planmäßigen Ausgabe. 

; Den überplanmäßigen Ausgaben stehen Mehreinnahmen an 
Gebühren bei Kap. 07 04 Tit. 3 und Einsparungen bei Kap. 
07 04 Tit. 101 gegenüber. 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


08 01 ff 8 499 100 ( — 2 162 478,69 ! Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte und 

107 i der Beihilfengrundsätze für Angestellte und Arbeiter 

! j Infolge Zunahme der beihilfefähigen Aufwendungen, bedingt 

! ! insbesondere durch höhere Arzthonorare, höhere Behand- 

1 | lungskosten und gestiegene Pflegekosten in den Kranken- 

I häusern, reichte der nach Kopfsätzen veranschlagte Betrag 
! | nicht aus, um den gesamten Ausgabebedarf zu decken. Da 

j auf die Gewährung von Beihilfen ein Rechtsanspruch be- 
; steht, war die Mehrausgabe unabweisbar. 

1 ; Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 101. 


08 02 155 000, — 50 327,95 j Anteil des Bundes an den Kosten des Rates für die Zusam- 

575 | | menarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens in Brüssel 

1 Der Anteil des Bundes an den Kosten des Rates für die Zu- 
[ sammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens in Brüssel ist 
mit 17,69 v. H. von 13879000 bfrs *= 2455195 bfrs (205327,95 
! DM) für 1960 festgesetzt worden. Dadurch erhöhen sich die 
Ausgaben über den Haushaltsansatz 1959 von 155 000 DM 
' hinaus um 50 327,95 DM. Diese Mehrausgabe war nicht vor- 

herzusehen und ist unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 08 02 Tit. 301. 


08 04 
apl. 735 
( 10 ) 


*) 20 000 ,— Erweiterung der Abfertigungsanlagen beim Zollamt I Wyler 

Die Erweiterung der Abfertigungsanlagen beim Zollamt I 
Wyler, bei dem der Großteil der holländischen Gemüseein- 
fuhren für das Ruhrgebiet abgefertigt wird, ist seit Jahren 
! eine der vordringlichsten Baumaßnahmen. Sie konnte aber 
bisher nicht in Angriff genommen werden, weil der Eigen- 
tümer des benötigten Baugeländes nicht verkaufsbereit war. 
Nach Einleitung des Enteignungsverfahrens war es erst auf 
Grund eines Vergleichsvorschlages des Landesverwaltungs- 
gerichts Köln vom 17. Februar 1959 möglich, das Baugrund- 
i stück käuflich zu erwerben. Zum Zeitpunkt der Annahme des 
i Vergleichsvorschlags war der Haushaltsplan 1959 bereits auf- 
gestellt, so daß das Vorhaben erst im Haushaltsplan 1960 
bei Kap. 08 04 Tit. 735 (10) veranschlagt werden konnte, ob- 
wohl die Bauarbeiten wegen der außerordentlichen Dring- 
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i 


08 04 
apl. 737 I 
( 4 ) ! 


! 


i 


i 

| *) 50 785,57 


lichkeit der Verbesserung der Abfertigungsmöglichkeiten 
noch im Rechnungsjahr 1959 hätten begonnen werden müs- 
sen. Die Bauunterlagen (§ 14 RHO) sind inzwischen aufge- 
stellt und baufachlich genehmigt. Um zumindest im Frühjahr 
1960 mit den Bauarbeiten beginnen zu können, ist es drin- 
gend erforderlich, sofort eine behelfsmäßige Ausweich-Ab- 
fertigungsanlage, bestehend aus einer Baracke und einer 
kleinen Rampe, zu erstellen, die während der Bauarbeiten 
ohnehin benötigt wird. Die Kosten für diese Behelfs- und 
Vorwegmaßnahmen betragen 20 000 DM. Sie sind in den 
Gesamtbaukosten von 410 000 DM enthalten. 

Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 721 (4). 


Umbau- und Instandsetzungsarbeiten des Dienstgebäudes 
des Hauptzollamts Prüm 

i Das Dienstgebäude des Hauptzollamts Prüm wurde seit dem 
| Jahre 1940 durch andere Verwaltungen benutzt und konnte 
erst im Jahre 1956 seiner ursprünglichen Bestimmung wieder 
! zugeführt werden. Die hierzu erforderlichen Umbau- und In- 
; standsetzungsarbeiten wurden s. Z. nach dem vorliegenden 
i Bauentwurf als Bauvorhaben unter 50 000 DM veranschlagt 
| und auch im Rechnungsjahr 1957 mit einer Kostensumme 
■ von 49 937,17 DM abgerechnet. Bei der Abrechnung ist aber 
i von der örtlichen Bauleitung eine Handwerkerrechnung in 
! Höhe von 848,40 DM unberücksichtigt geblieben. Dadurch 
erhöhen sich die Gesamtkosten des Vorhabens auf 50 785,57 
DM. Sie dürfen gemäß § 30 a RHO i.V. mit § 4 des Haushalts- 
gesetzes 1959 nicht mehr aus den fortdauernden Ausgabe- 
mitteln des Kap. 08 04 Tit. 205 bestritten werden, sondern 
! sind als Einmalige Haushaltsausgabe zu behandeln. Da eine 
^ entsprechende Ausgabebewilligung in dem Bundeshaushalts- 
! plan 1959 nicht vorhanden ist, müssen die. Gesamtkosten des 
j Bauvorhabens nach § 74 RHO außerplanmäßig nachgewiesen 
| werden. 


I Eine Mehrbelastung des Bundeshaushalts 1959 tritt nur in 
Höhe von 848,40 DM ein, für die eine Einsparung bei 
i Kap. 08 04 Tit. 205/1959 vorgenommen wird. Der Restbetrag 
von 49 937,17 DM wird durch die Einnahmebuchung aus An- 
laß von Titelverwechslungen gemäß § 67 RHO i. V. mit dem 
Erlaß des Bundesministers der Finanzen vom 7. Juli 1953 
II A/6 — A 0100 — 11 53 — MinBIFin. S. 600) gedeckt. 


08 04 1 

apl. 742 

(?) 


*) 71 714,87 


i 


Umbau der Halle 502 des ehern. Pioniergerätelagers in 
Aschaffenburg für Zwecke der Zollverwaltung 

Das Bauvorhaben wurde nach dem s.Z. vorliegenden Kosten- 
anschlag als Maßnahme unter 50 000 DM von der zuständi- 
gen Oberfinanzdirektion in eigener Zuständigkeit geneh- 
migt. Es sollte aus den für das Rechnungsjahr 1958 aus 
Kap. 08 04 Tit. 205 zuffewiesenen Ausgabemitteln durchge- 
führt, die Fernsprechanlage aus Kap. 08 04 Tit, 880/1958 
beschafft werden. Zwischenzeitlich mußte jedoch aus organi- 
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noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


satorischen und bautechnischen Gründen die ursprüngliche 
Planung geändert werden. Dies hatte zur Folge, daß sich die 
Baukosten einschließlich Fernsprechanlage auf 71 714,87 DM 
erhöhen. Da die Kosten der Baumaßnahme den Betrag von 
50 000 DM überschritten haben, dürfen sie gemäß § 30 a RHO 
i. V. mit § 4 Haushaltsgesetz 1958 bzw. 1959 nicht mehr aus 
den fortdauernden Ausgabemitteln des Kap. 08 04 Tit. 205 
bestritten werden, sondern sind einschließlich der Kosten der 
Fernsprechanlage als Einmalige Haushaltsausgabe zu be- 
handeln. Da eine entsprechende Ausgabebewilligung in den 
Bundeshaushaltsplänen 1958 und 1959 nicht vorhanden ist, 
müssen die Gesamtkosten des Bauvorhabens nach § 74 RHO 
außerplanmäßig nachgewiesen werden. 

Eine Mehrbelastung des Bundeshaushalts 1959 tritt nur in 
Höhe von 24 000 DM ein, für die eine Einsparung bei 
Kap. 08 04 Tit. 205/1959 vorgenommen wird. Der Restbetrag 
wird durch die Einnahmebuchungen aus Anlaß von Titelver- 
wechslungen gemäß § 67 Abs. 2 RHO gedeckt. 


10 000 ,— 


402 693,43 


V erwaltungskosteners tattung 


Gemäß § 64 Abs. 1 AuslWBG haben die Aussteller als Bei- 
trag zu den Kosten, die durch die Durchführung des Bereini- 
gungsgesetzes für deutsche Auslandsbonds entstehen, eine 
Verwaltungsabgabe zu leisten. Diese wird bei Kap. 08 07 
Tit. 9 nachgewiesen. Im Rechnungsjahr 1959 ist eine Ver- 
waltungsabgabe im Gesamtbetrag von 445 985,47 DM als 
Einnahme nachgewiesen. Der Haushaltsansatz beträgt 35 000 
DM. Nach § 3 Abs. 2 der 13. Durchführungsverordnung zum 
Bereinigungsgesetz für deutsche Auslandsbonds vom 10. No- 
vember 1959 ist Vs des Aufkommens unter Buchung bei 
Kap. 08 07 Tit. 220 an die Länder abzuführen. Nach Abrech- 
nung gezahlter Vorschüsse wurden 114 974,57 DM abgeführt. 
Nach § 1 Abs. 5 und § 2 Abs. 2 der 5. Durchführungsverord- 
nung zum Bereinigungsgesetz für deutsche Auslandsbonds 
vom 28. Juli 1953 können die Aussteller die nach dieser 
Durchführungsverordnung entrichteten Beträge, soweit sie 
die nach der endgültigen Regelung zu zahlenden Beträge 
übersteigen, zurückfordern. Diese Rückforderung hat im 
Rechnungsjahr 1959 insgesamt 297 718,86 DM betragen, so 
daß bei Kap. 08 07 Tit. 220 im Rechnungsjahr 1959 eine Ge- 
samtausgabe von 412 693,43 DM nachgewiesen wird. Die 
Mehrausgabe war bei Aufstellung des Haushaltsplans 1959 
nicht vorauszusehen; sie war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 08 02 Tit. 310. 
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189 800,— 

44 800,— 

104 a 






Begründung 


— Bundesminister der Finanzen — 

Bezüge der nichtbeamteten Kräfte (Vergütung der Ange- 
stellten) 

Die zur Bewältigung zahlreicher Anträge nach dem Rück- 
erstattungsgesetz im Rechnungsjahr 1958 beschäftigten 7 Aus- 
hilfskräfte nach TO.A VIII (3 beim Verwaltungsamt in Stadt- 
hagen und 4 bei der Außenstelle München) waren zur Ein- 
haltung des Termins für die Weiterleitung der Mehrzahl der 
unerledigten Anmeldungen auch für das Rechnungsjahr 1959 
erforderlich. Daß auch über das Rechnungsjahr 1958 hinaus 
ein derartiger Arbeitsanfall eintrat, konnte bei der Aufstel- 
lung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1959 nicht 
vorhergesehen werden. Da die Bearbeitung der Anträge ter- 
mingebunden ist, war die Weiterbeschäftigung der Aus- 
hilfskräfte und damit die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 104 a. 


09 01 
107 


09 01 
310 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


618 900, — I 


237 058, — Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte und 
der Beihilfengrundsätze für Angestellte und Arbeiter 

Der Haushaltsansatz 1959 war nach vorgeschriebenen Kopf- 
sätzen veranschlagt worden. Diese Sätze erwiesen sich in- 
folge Zunahme der beihilfefähigen Aufwendungen, bedingt 
insbesondere durch höhere Arzthonorare, höhere Behand- 
lungskosten und gestiegene Pflegekosten in den Kranken- 
häusern, als nicht ausreichend. Für die nicht vorherzusehen- 
den und unabweisbaren Mehrausgaben waren überplan- 
mäßige Haushaltsmittel erforderlich. Die Zurückstellung der 
Ausgaben bis zum nächsten Rechnungsjahr war nicht ver- 
tretbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 09. 


499 823,45 Anteilige Kosten für den deutsch-französischen „Paritäti- 
schen Währungsausschuß" 

Nach Artikel 57 und Anlage 18 des Saarvertrages vom 
27. Oktober 1956 (BGBl. II S. 1587) war für die gesetzgebe- 
rischen und verwaltungsmäßigen Vorarbeiten sowie für die 
Durchführung des Umtausches von Geld und die Umwand- 
lung von Guthaben anläßlich der Währungsumstellung im 
Saarland der deutsch-französische „Paritätische Währungs- 
ausschuß" zuständig. Bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1959 ließ sich noch nicht 
übersehen, in welchem Umfange der Ausschuß sächliche und 
personelle Aufwendungen erfordert. Es wurde deshalb für 
die von der Bundesrepublik zu tragenden anteiligen Kosten 
ein Leertitel ausgebracht. Die Höhe der Aufwendungen 
konnte erst abgeschätzt werden, nachdem die Einzelheiten 
der von dem Ausschuß vorzunehmenden Arbeiten und seine 
personelle Besetzung zwischen der deutschen und der fran- 
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09 02 
952 


l zösischen Regierung vereinbart worden waren. Der Bundes- 
minister der Finanzen hat hiernach am 1. Juli 1959 — II B/l 
— Wi 0113 — 1/59 — seine grundsätzliche Zustimmung zu 
einer überplanmäßigen Haushaltsausgabe bis zur Höhe von 
| 600 000 DM bei Kap. 09 01 Tit.- 310/1959 erteilt. 

| Die tatsächliche unabweisbare überplanmäßige Ausgabe be- 
j lief sich auf rd. 500 000 DM; sie konnte nicht bis zur Bewilli- 
gung durch einen späteren Haushaltsplan zurückgestellt 
werden. 

j Einsparung bei Kap. 09 01 Tit. 101. 


1 1 000 000 — 


2 310 141,18 


Betriebsbeihilfe für versteuertes Gasöl an gewerbliche und 
sonstige Betriebe der allgemeinen Wirtschaft auf Grund des 
Verkehrsfinanzgesetzes vom 6* April 1955 


Nach Abschnitt III Artikel 4 des Verkehrsfinanzgesetzes vom 
6. April 1955 ist der Bund verpflichtet, bestimmten, im Ge- 
setz näher bezeichneten Betrieben zu den Kosten für das 
i zum Betrieb von Maschinen benötigte Gasöl eine Beihilfe 
; zu gewähren. Infolge erhöhter Inanspruchnahme der Bei- 
| hilfen für gewerbliche und sonstige Betriebe der allgemeinen 
| Wirtschaft durch Berechtigte ergab sich im Haushaltsjahr 
• 1959 eine Mehrausgabe in Höhe von 2 310 141,18 DM. Im 
t Haushaltsplan konnten nach der Fassung des Verkehrs- 
i finanzgesetzes (Abschnitt III Artikel 4 Abs. 3) nicht mehr 
! als 1 1 Mio DM veranschlagt werden. 


| Die Mehrausgabe wird durch Kürzung der nach dem Ver- 
| kehrsfinanzgesetz für den Straßenbau zur Verfügung stehen- 
I den Mittel gedeckt. 


09 04 
205 


23 606,64 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 


Auf Grund eines nicht vorhersehbaren Angebots der Ber- 
liner Kraft- und Licht- AG ist das Dienstgebäude des Bundes- 
aufsichtsamtes im Herbst 1959 an das im Aufbau befindliche 
Fernheiznetz angeschlossen worden. Der unverzügliche An- 
schluß war aus wirtschaftlichen Gründen geboten, da die 
Ferndampfversorgung nach der von der Bundesbaudirektion 
Berlin aufgestellten Wirtschaftlichkeitsberechnung eine Er- 
sparnis von 8000 DM je Heizungsperiode bringt. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 09. 


09 05 
219 


10 000 — 


19 605,31 


Gerichts- und ähnliche Kosten 

über den Haushaltsansatz 1959 hinausgehende Anwalts- 
kosten für Rechtsstreitigkeiten, insbesondere für einen Ar- 
beitsrechtsstreit von 81 weiblichen Bediensteten des Bundes- 
amtes für gewerbliche Wirtschaft auf Abgeltung nicht ge- 
währter Hausarbeitstage. Die Kosten dieses Rechtsstreites, 
der bei der Aufstellung des Haushalts für das Rechnungsjahr 
1959 nicht vorausgesehen werden konnte, betragen über 
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| 26 000 DM. Davon sind dem Bund nach dem inzwischen er- 
| gangenen hochstinstanzlichen Urteil über 19 000 DM zu er- 
I statten. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 09. 


Beschaffung und Instandhaltung von Geräten, Apparaten, 
Maschinen und Instrumenten sowie Experimentierhilfsmit- 
teln für die Durchführung der fachlichen Aufgaben 

Durch einen Brand in der Außenstelle Aschau der Bundes- 
anstalt für Materialprüfung am 7. Oktober 1959 wurden un- 
vorhergesehene Beschaffungen erforderlich, die im Interesse 
einer schnellen Wiederherstellung der Einsatzfähigkeit des 
ausgebrannten Laboratoriums nicht aufgeschoben werden 
konnten. 

Einsparung bei Einzelplan 14. 


Erstmalige Anschaffung von Meßgeräten, Aufbau von Prüf- 
ständen 

Die Zahl der Prüfaufträge der Bundeswehr für die Außen- 
stellen Aschau und Schlebusch der Bundesanstalt für Ma- 
terialprüfung hat sich wesentlich erhöht und einen nicht 
vorherzusehenden Umfang angenommen. 

Diese Entwicklung nötigte zu schleuniger Beschaffung zu- 
sätzlicher Prüfeinrichtungen, da die Abwicklung der Prüf- 
aufträge nicht aufgeschoben werden konnte. 

Einsparung bei Einzelplan 14. 

Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

10 01 415 200, 145 183,20 i Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte und 

Yq 7 I der Beihilfengrundsätze für Angestellte und Arbeiter 

| Der Haushaltsansatz 1959 wurde nach Kopfsätzen bemessen. 

I Er hat sich infolge unvorhergesehener Beihilfefälle als nicht 
| ausreichend erwiesen. Da auf die Gewährung von Beihilfen 
! | ein Rechtsanspruch besteht, waren die Ausgaben unabweis- 

I bar. 

; j Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 


09 07 553 100,— | 11 077,13 

871 ! 


09 07 225 000,— | 33 990,37 

301 i 


10 02 j 30 000 000,— 
570 b ! 


Erschließung des Emslandes (Zuschüsse) 

Die für das Rechnungsjahr 1959 vorgesehenen Erschließungs- 
! maßnahmen im Emsland konnten infolge der außerordentlich 
günstigen Witterung im Sommer und Herbst 1959 wesentlich 
! früher als nach der Planung abgeschlossen werden. Eine län- 
gere Unterbrechung der Erschließungsarbeiten hätte zu er- 
' heblichen Mehrkosten geführt. 
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Diese besonderen Umstände konnten bei der Aufstellung des 
Haushaltsplans 1959 nicht vorhergesehen werden; sie haben 
das Bedürfnis zu der überplanmäßigen Ausgabe unabweisbar 
gemacht. 

Die Zustimmung zu der überplanmäßigen Ausgabe ist an die 
Voraussetzung geknüpft worden, daß sich das Land Nieder- 
sachsen an der Erhöhung der Finanzierungsmittel für das 
Rechnungsjahr 1959 angemessen beteiligt. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 101. Sitzung am 13. Januar 1960 von der überplan- 
mäßigen Ausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 573 b. 


10 02 
958 


48 000 000,— 


13 536 000 — 


Ausgleichsbeträge auf Grund des Gesetzes zur Förderung 
der deutschen Eierwirtschaft 


Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans für das Rech- 
nungsjahr 1959 war angenommen worden, daß für etwa 
1,6 Milliarden gekennzeichnete Eier bei einem Stützungs- 
betrag von 3,0 Pf je Ei ein Gesamtbetrag von 48 000 000 DM 
aufzuwenden sein werde. Tatsächlich wurden jedoch über 
2 Milliarden Eier bei den Kennzeichnungsstellen angeliefert, 
wodurch ein Kostenaufwand von 61 536 000 DM entstand. 
Die gegenüber der Veranschlagung wesentlich erhöhte Ab- 
lieferung gekennzeichneter Eier konnte nicht vorherge- 
sehen werden. Da die Zahlung der Ausgleichsbeträge auf 
gesetzlicher Grundlage beruht, war die Mehrausgabe unab- 
weisbar. 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner Sitzung am 9. Dezember 1959 von der überplanmäßi- 
gen Ausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 573 und Tit. 950/1959. 


10 02 
apl. 968 


1 100 000 ,— 


Gewährung von Zuschüssen an Zucker- und Rübensaft- 
fabriken aus Anlaß der Erhöhung des Mindestpreises für 
Zuckerrüben der Ernte 1957 


Der Zuckerrübenpreis wurde durch die Verordnung Z Nr. 1/58 
vom 27. Januar 1958 von 6,50 DM/100 kg bei 16 v. H. Zucker- 
gehalt auf 6,75 DM/100 kg bei 15,5 v. H. Zuckergehalt erhöht. 
Gleichzeitig wurde zur Deckung der Mehraufwendungen der 
Zuckerfabriken der Zuckerpreis für die Zeit ab 1. Februar 
1958 durch die Verordnung Z Nr. 2/58 vom 27. Januar 1958 
um 4 DM erhöht und für die Zeit vor dem 1. Februar 1958 
ein Preisausgleich von 4 DM je 100 kg Zucker an die Zucker- 
fabriken gezahlt. Im Einvernehmen mit den zuständigen 
Ressorts und dem Bundesrechnungshof wurden für diese 
Preisausgleichszahlungen Richtlinien erlassen, wonach für 
den Zucker, der aus ausländischen Rüben hergestellt und bis 
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zum 31. Januar 1958 verkauft war, kein Preisausgleich ge- 
währt werden sollte, weil die Preise der ausländischen Rüben 
durch die Rübenpreisverordnung Z Nr. 1/58 nicht berührt 
wurden. Soweit dieser Zucker aus ausländischen Rüben erst 
nach dem 31. Januar 1958 zum Verkauf kam, flössen den 
Zuckerfabriken infolge der Zuckerpreiserhöhung Mehrerlöse 
in Höhe von 4 DM je 100 kg zu. In den Richtlinien wurde 
daher bestimmt, daß diese Mehrerlöse auf die Preisausgleichs- 
zahlungen anzurechnen sind, die den Zuckerfabriken für den 
bis zum 31. Januar 1958 abgesetzten Zucker aus inländischen 
Rüben zustand. Mit dieser Anrechnung der Mehrerlöse waren 
die Zuckerfabriken nicht einverstanden. Sie haben in ihren 
Anträgen Vorbehalte gemacht und diese im wesentlichen wie 
folgt begründet: 

1. Die Mehrerlöse ständen den Zuckerfabriken auf Grund 
der Zuckerpreiserhöhung rechtmäßig zu. Ob es sich dabei 
um Gewinne handle, stehe nicht fest. 

2. Die Anrechnung dieser Mehrerlöse auf die Subventionen 
für den Zucker aus inländischen Rüben bedeute eine Ab- 
schöpfung, für die keine Rechtsgrundlage gegeben sei. Die 
Einfuhr von ausländischen Rüben sei liberalisiert und 
unterliege dem Risiko des Käufers. Da Verluste nicht 
durch Subventionen ausgeglichen werden könnten, dürf- 
ten auch keine Abschöpfungen erhoben werden. 

3. Die Rübenpreis-Verordnung Z Nr. 1/58 trage rückwir- 
kende Kraft in sich und enthalte eine Enteignung, für die 
eine Entschädigung in der Verordnung selbst hätte ge- 
regelt werden müssen. Da dies nicht geschehen sei, wäre 
die Verordnung ungültig. 

4. Wenn die Regierung nachträglich die Entschädigung durch 
Richtlinien regele, so sei sie jedenfalls nicht in der Lage, 
der Rechtsgrundlage entbehrende Abschöpfungen auf die 
Subventionen für den Zucker aus inländischen Rüben zu 
verrechnen. 

Angesichts der zweifelhaften Rechtslage erschien der Ab- 
schluß eines Vergleichs zweckmäßig und wirtschaftlich (§ 62 
Abs. 1 RWB). Dieser sah vor, den in Betracht kommenden 
Zuckerfabriken für die in Abzug gebrachten Zuckermengen 
aus ausländischen Rüben, die erst nach dem 31. Januar 1958 
verkauft worden sind, 67,5 v. H. der Preisausgleichszahlung 
von 4 DM/ 100 kg = 2,70 DM/100 kg Zucker nachträglich aus- 
zuzahlen. 

Die außerplanmäßige Haushaltsausgabe war unter den ge- 
gebenen Umständen unabweisbar. Sie konnte bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1959 nicht vorhergesehen werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner Sitzung am 16. März 1960 von der Maßnahme zustim- 
mend Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 956 a. 
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10 0 2 
apl, 982 


*) 850 000,— 


Maßnahmen zur Milderung der Trockenheitsschäden im 
Jahre 1959 


Im Jahre 1959 sind durch die ungewöhnliche Dürre in eini- 
gen Ländern so starke Schäden entstanden, daß eine finan- 
zielle Hilfe aus öffentlichen Mitteln erforderlich wurde. Der 
Bund beteiligt sich bei den besonders stark betroffenen Län- 
dern durch Gewährung eines einmaligen Zuschusses zur teil- 
weisen Deckung der Gesamtaufwendungen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 99. Sitzung am 9. Dezember 1959 von der Maßnahme 
zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 956 a. 


10 23 
apl. 405 


*) 797 700,— 


Zuschuß an die Forschungsgesellschaft für Rebenzüchtung 
m. b. H. in Baden-Baden 


Die Übernahme des Forschungsinstituts für Rebenzüchtung 
Geilweilerhof in Siebeldingen (Pfalz) als Bundesforschungs- 
anstalt für Rebenzüchtung war auch im Rechnungsjahr 1959 
nicht möglich. Daher konnte der für die Anstalt bei 
Kap. 10 23 ausgebrachte Haushalt mit einem Gesamtbetrag 
von 862 800 DM nicht in Anspruch genommen werden. Um 
das wegen seiner überregionalen Bedeutung für den gesam- 
ten deutschen Weinbau wichtige Institut bis zu seiner end- 
gültigen Übernahme auf den Bund arbeitsfähig zu erhalten, 
war es notwendig, dem Institut den vollen bei Kap. 10 23 
ausgewiesenen Betrag unter Berücksichtigung der gemäß § 7 
Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1959 verfügten Haushalts- 
sperre von 9 v. H. in Form eines Zuschusses zur Verfügung 
zu stellen. 


. Einsparung bei Kap. 10 23. 
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11 02 
675 b 


1 575 900,— | 


i 

i 

i 


i 


133 739,45 Beiträge an internationale Organisationen 

| Auf Anregung des Internationalen Arbeitsamtes (IAA) hat 
das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung den 
j Beratenden Ausschuß für Angestellte und Geistesarbeiter 
bei der Internationalen Arbeitsorganisation, dessen Jahres- 
I tagung 1959 aus technischen Gründen nicht in Genf statt- 
I finden konnte, in die Bundesrepublik Deutschland einge- 
laden. Die dem IAA durch eine Verlegung des Tagungs- 
ortes entstehenden zusätzlichen Kosten werden üblicher- 
weise von dem einladenden Land getragen. Sie betrugen 
! insgesamt 125 000 DM, von denen rund 89 000 DM überplan- 
| mäßig bereitgestellt werden mußten. Sowohl aus sozialpoli- 
■ tischen als auch aus innenpolitischen Gründen war die Aus- 
| gäbe unabweisbar. 
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! Ein weiterer Mehrbedarf in Höhe von rund 44 000 DM ergab 
| sich infolge der nicht vorgesehenen Erhöhung des Beitrags 
an die Internationale Arbeitsorganisation für das Kalender- 
! jahr 1960, das mit dem 1. Vierteljahr in das Rechnungsjahr 
; 1959 fiel, und infolge Ausfalls der in den vorhergehenden 
| Jahren regelmäßig erfolgten Erstattung nicht verbrauchter 
! Beitragsteile aus abgelaufenen Wirtschaftsjahren, die bei der 
i Veranschlagung der Mittel berücksichtigt worden war. 

I Diese Mehrausgabe beruht auf internationaler Verpflichtung 
| und war deshalb unabweisbar. 

j Einsparung bei Kap. 11 02 Tit. 610 b. 


1 1 02 — *) 30 000 000, — Zuschuß des Bundes zu den von der Kasse für Familienzu- 

apl. 950 lagen des Saarlandes zu leistenden Uberleitungszahlungen 

Die Verpflichtung des Bundes zur Gewährung eines Zu- 
! Schusses bis zu 30000000 DM beruht auf § 9 des Gesetzes zur 
| Einführung von Bundesrecht auf den Gebieten der Arbeits- 

| I | bedingungen und des Familienlastenausgleichs im Saarland 

j | , vom 30. Juni 1959 (BGBl. I S. 361). Der Zuschuß soll zu- 

, | | sammen mit den vorhandenen Mitteln der Kasse für Familien- 

zulagen zur Leistung von Überleitungszahlungen an die 
j | früheren Empfänger von Familienzulagen dienen, um da- 

j durch die Anpassung an die Verhältnisse im übrigen Bun- 
! desgebiet zu erleichtern. 

; 

Im Bundeshaushaltsplan 1959 waren Haushaltsmittel für 
I diesen Zweck nicht veranschlagt. Die Ausgabe war unabweis- 

| bar und nicht vorhergesehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 92. Sitzung am 7. Oktober 1959 von der außerplan- 
' mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 


11 13 j Zuschüsse des Bundes an 

600 a 3 066 600 000, — 40 917 409, — a) die Rentenversicherung der Arbeiter 

600 b 766 700 000, — 10 265 852, — b) die Rentenversicherung der Angestellten 

; | Die Zuschüsse des Bundes nach § 1389 Abs. 2 RVO und § 116 

I | Abs. 2 AVG beliefen sich für das Kalenderjahr 1957 

in der Rentenversicherung 

! der Arbeiter auf 2 728 000 000 DM 

und in der Rentenversicherung 

der Angestellten auf 682 000 000 DM. 

| j Sie verändern sich in den folgenden Jahren entsprechend der 

: Änderung der allgemeinen Bemessungsgrundlage. Diese be- 
i ; trug für das Kalenderjahr 1957 nach § 1255 Abs. 2 RVO 

> 4281 DM. Sie beträgt für das Kalenderjahr 1959 nach § 2 der 
j i Zweiten Verordnung über Änderungen der Bezugsgrößen 

| | | für die Berechnung von Renten usw. vom 19. Dezember 1958 
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(BGBl. I S. 958) 4812 DM. Danach ergeben sich als Bundes- 
zuschüsse für das Kalenderjahr 1959 


in der Rentenversicherung der Arbeiter 


2 728 000 000x4812 
4281 


3 066 371 408,55 DM 


in der Rentenversicherung der Angestellten 


682 000 000x4812 
4281 


= 766 592 852,14 DM 


Nach dem Gesetz über Bundeszuschüsse und Gemeinlast vom 
28. März 1960 (BGBL I S. 199) stellen sich die gesamten Bun- 
deszuschüsse für das Kalenderjahr 1960 (einschließlich Saar- 
land) 

in der Rentenversicherung 

der Arbeiter auf 3 283 600 000 DM 

in der Rentenversicherung 

der Angestellten auf 818 300 000 DM. 


Die Bundeszuschüsse für das Rechnungsjahr 1959 betragen 
somit in der 

Rentenversicherung der Arbeiter 

*V 4 von 3 066 371 408,55 DM = 2 299 778 556,41 DM 

+ V 4 von 3 283 600 000,— DM - 820 900 000,— DM 

+ Spitzenausgleich für das 1. Vierteljahr 
des Kalenderjahres 1959 (infolge Ab- 
rundung) 852,59 DM 

zusammen 3 120 679 409, — DM 

Haushaltsansatz 1959 3 066 600 000, — DM 

mithin Mehrbedarf 54 079 409, — DM. 

Davon wurden gedeckt die Ausgaben für 
das Saarland für die Zeit vom 1. Januar 
bis 31. März 1960 auf Grund des § 10 
Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1959 in 
Höhe von 13 162 000,— DM 

Überschreitung 40 917 409, — -DM. 

Rentenversicherung der Angestellten 

3 A von 766 592 852,14 DM - 574 944 639,11 DM 

+ V4 von 818 300 000,— DM = 204 575 000,— DM 

+ Spitzenausgleich für das 1. Vierteljahr 
des Kalenderjahres 1959 (infolge Ab- 
rundung) 212,89 DM 

zusammen 779 519 852, — DM 
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(11 13) Übertrag: 779 519 825, — DM 

Haushaltsansatz 1959 766 700 000, — ■ DM 

mithin Mehrbedarf 12 819 852, — DM. 

Davon wurden gedeckt die Ausgaben für 
I | das Saarland für die Zeit vom 1. Januar 

| bis 31. März 1960 auf Grund des § 10 

Abs. 2 des Haushaltsgestzes 1959 in 
Höhe von 2 554 000, — DM 

• Überschreitung 10 265 852, — DM. 

i ■ i 

j | i Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 

j seiner 110. Sitzung am 18. Februar 1960 von der iiberplan- 
! ! mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 


I ! | 

11 13 900 000 000,^* 143 065 760,34 j Zuschuß des Bundes an die knappschaftliche Rentenversiche- 

602 ! | ! ™ng 

j i 

1 Der Bundeszuschuß an die knappschaftliche Rentenversiche- 

rung erhöhte sich im Rechnungsjahr 1959 

durch die Übernahme der Zahlungen für 

das Saarland ab 1. Januar 1960 um 41 718 000, — DM, 

i durch Beitragsausfall infolge Feierschich- 

| | i ten und Rückgang der Zahl der Beschäf- 
tigten um 72 145 932,02 DM, 

' durch Erhöhung der Ausgaben für Ren- 
j ten und für die Krankenversicherung der 

i Rentner infolge Zunahme der Zahl der 

Rentner um 89 309 609,41 DM 

: insgesamt um 203 173 541,43 DM. 

Hiervon sind gedeckt 

| j aus überbezahlten 

; • Bundesmitteln im 

Rechnungsjahr 1958 18 389 781,09 DM 

gemäß § 10 Abs. 2 
| des Haushalts- 

gesetzes 1959 (Aus- 
. gaben für das Saar- 
land vom 1. Januar 

bis 31. März 1960) 41 718 000,— DM 60 107 781,09 DM 

mithin Überschreitung 143 065 760,34 DM. 

! ! Die Mehrausgabe beruht auf gesetzlicher Verpflichtung 

(§ 128 RKG) und war deshalb unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
| | seiner HO. Sitzung am 18. Februar 1960 von der überplan- 

i mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen, 

| | Teilweise Einsparung innerhalb des Einzelplans 11. 
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11 13 1 18 700 000, — | 2 173 793,03 Fremdrenten in der Unfallversicherung 

I Die Mehrausgabe beruht in der Hauptsache auf der An- 

| passung der Renten an das veränderte Lohnniveau auf Grund 

des Gesetzes zur vorläufigen Neuregelung von Geldleistun- 
gen in der gesetzlichen Unfallversicherung vom 27. Juli 1957 
(BGBl. I S. 1071) sowie zu einem geringeren Teil auf Neu- 
zugängen von Rentenberechtigten infolge von Zuwanderun- 
gen aus der sowjetischen Besatzungszone und aus den unter 
fremder Verwaltung stehenden deutschen Ostgebieten. 

Die Umstellung der Renten nach den auf Grund des vor- 
stehend genannten Gesetzes neu festzustehenden Ortslöhnen 
und durchschnittlichen Jahresarbeitsverdiensten war bei der 
Aufstellung des Haushaltsentwurfs 1959 noch nicht abge- 
schlossen, so daß eine genaue Berechnung des voraussicht- 
lichen Bedarfs für das Rechnungsjahr 1959 nicht möglich war. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 110. Sitzung am 18. Februar 1960 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 


11 13 90 000 000, — 28 629 857,43 Erstattung der Leistungen der Träger der gesetzlichen Kran- 

610 kenversicherung auf Grund des Mutterschutzgesetzes 

Die tatsächliche Mehrausgabe beträgt 29 101 357,43 DM 

Davon wurden gedeckt die Ausgaben für 
das Saarland für die Zeit vom 1. Januar 
bis 31. März 1960 auf Grund des § 10 
Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1959 471 500, — DM 

mithin überplanmäßige Haushaltsaus- 

gäbe 28 629 857,43 DM 

j i 

Die Mehrausgabe beruht teilweise auf der weiteren Zu- 
nahme der Zahl der erwerbstätigen Frauen, im wesentlichen 
1 aber darauf, daß die ungünstige Finanzlage der Kranken- 

| kassen eine Vorverlegung des Termins für die vierteljähr- 

! liehen Vorauszahlungen gemäß § 3 Abs. 3 der Verordnung 

zu § 14 des Mutterschutzgesetzes vom 22. November 1955 um 
3 Monate erforderte, so daß im Rechnungsjahr 1959 Vor- 
schüsse auf die vom Bund zu leistenden Erstattungen für 
5 Vierteljahre gezahlt werden mußten. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 110. Sitzung am’ 18. Februar 1960 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 


11 13 204 000 000, — | 57 000, — Erstattung der Sonderzuschüsse auf Grund der Rentenver- 

612 a sicherungs-Neuregelungsgesetze (Rentenversicherung der 

Arbeiter) 

Gemäß Artikel 2 § 36 Abs. 3 des Arbeiterrentenversiche- 
rüngs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 35 Abs. 3 des 
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(11 13) ! I Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes betrugen 

! die Sonderzuschüsse im Kalenderjahr 1957 

in der Rentenversicherung der Arbeiter 240 000 000 DM, 

i und in der Rentenversicherung der An- 

| gestellten 80 000 000 DM. 

| Sie verminderten sich in den folgenden 

, Jahren um jeweils 16 000 000 bis 

5 300 000 DM. 

Für das Kalenderjahr 1959 betragen die 
Sonderzuschüsse somit 

in der Rentenversicherung der Arbeiter 208 000 000 DM, 

in der Rentenversicherung der An- 
gestellten 69 400 000 DM. 

Nach dem Gesetz über Bundeszuschüsse 
und Gemeinlast vom 28. März 1960 
| (BGBl. I S. 199) stellen sich die gesamten 

Sonderzuschüsse für das Kalenderjahr 
, 1960 (einschließlich Saarland) 

! in der Rentenversicherung der Arbeiter 

auf 195 360 000 DM 

und in der Rentenversicherung der An- 

| gestellten 65 096 000 DM. 


Die Sonderzuschüsse für das Rechnungsjahr 1959 betragen 
somit für die Rentenversicherung der Arbeiter 


3/4 von 208 000 000 DM = 

156 000 000 

DM 

+ V 4 von 195 360 000 DM = 

48 840 000 

DM 

zusammen 

204 840 000 

DM. 

Haushaltsansatz 1959 

204 000 000 

DM 

mithin Mehrbedarf 

840 000 

DM. 

Davon wurden gedeckt die Ausgaben für 
das Saarland für die Zeit vom 1. Januar 
bis 31. März 1960 auf Grund des § 10 
Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1959 

783 000 

DM 

Überschreitung 

57 000 

DM 

für die Rentenversicherung der Ange- 
stellten 



: \U von 69 400 000 DM — 

52 050 000 

DM 

4- V-i von 65 096 000 DM = 

16 274 000 

DM 

zusammen 

68 324 000 

DM. 

Haushaltsansatz 1959 

68 075 000 

DM 

| mithin Mehrbedarf 

249 000 

DM. 


31 



Drucksache 2249 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 



An über- und ! 


Haushalts- 

*) außerplan- j 


betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

1959 

gabemitteln sind ! 


zugewiesen 


DM 

DM 



noch Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 


Übertrag: 249 000 DM 

Davon wurden gedeckt die Ausgaben für 
das Saarland für die Zeit vom 1. Januar 
bis 31. März 1960 auf Grund des § 10 
Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1959 249 000 DM. 

Überschreitung — 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 110. Sitzung am 18. Februar 1960 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 


11 13 
apl. 613 


*) 782 000 — 


Zuschüsse an die hüttenknappschaftliche Pensionsversiche- 
rung im Saarland 


Nach § 17 Ziff. 4 des Ersten Überleitungsgesetzes in der 
Fassung des § 1 Ziff. 5 des Fünften Überleitungsgesetzes vom 
30. Juni 1959 (BGBl. I S. 335) gehören vom 1. Januar 1960 
I an die Zuschüsse an die hüttenkappschaftliche Pensionsver- 
! Sicherung im Saarland zu dem vom Bund zu tragenden Zu- 
I schössen zu Lasten der Sozialversicherung. 


Im Bundeshaushaltsplan 1959 waren Mittel für diesen Zweck 
nicht ausgeworfen. Die Ausgabe war unabweisbar und nicht 
vorhergesehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 110. Sitzung am 18. Februar 1960 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 


11 13 
apl. 615 


i 


*) 2 720 000 — 


Erstattung der Fürsorgeleistungen der saarländischen Ver- 
sicherungsträger an Versicherte im Zusammenhang mit einer 
versicherungspflichtigen Beschäftigung außerhalb des Saar- 
landes 


Bei diesen Fürsorgeleistungen der saarländischen Versiche- 
rungsträger handelt es sich um Aufwendungen, die den im 
übrigen Bundesgebiet nach dem Fremdrenten- und Auslands- 
rentengesetz zu gewährenden Leistungen entsprechen. Sie 
gehören zu den nach § 17 Ziff. 4 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes in der Fassung des § 1 Ziff. 5 des Fünften Über- 
leitungsgesetzes vom 30. Juni 1959 (BGBl. I S. 335) vom 
1. Januar 1960 an vom Bund zu tragenden Zuschüssen zu den 
Lasten der Sozialversicherung. 

Im Bundeshaushaltsplan 1959 waren Mittel für diesen Zweck 
nicht ausgeworfen. Die Ausgabe war unabweisbar und nicht 
vorhergesehen. 


, Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
; seiner 110. Sitzung am 18. Februar 1960 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 
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11 13 
621 


5 000 000 — 


1 579 133,58 Leistungen nach dem Kindergeldergänzungsgesetz 

Die tatsächliche Mehrausgabe beträgt 1 580 653,58 DM. 


Davon wurden gedeckt die Ausgaben für 
das Saarland in der Zeit vom 1. Januar 
bis 31. März 1960 auf Grund des § 10 
Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1959 in 
Höhe von 1 520, — DM 

mithin überplanmäßige Haushaltsaus- 
gabe 1 579 133,58 DM. 


Die Mehrausgabe beruht auf der Er- 
höhung des Kindergeldes von 30 auf 
40 DM durch das Zweite Gesetz zur 
Änderung von Vorschriften des Kinder- 
geldgesetzes vom 16. März 1959 (BGBl. I 
S. 153). 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 110. Sitzung am 18. Februar 1960 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 


11 13 
622 


1 000 000,- 


32 136 040,89 


Leistungen des Bundes auf Ansprüche der Rentenversiche- 
rungsträger für die Zeit vor dem Inkrafttreten der Renten- 
versicherungsneuregelungsgesetze 


Nach Artikel 2 § 47 Abs. 2 des Arbeiterrcntenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 45 Abs. 2 des Ange- 
; stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes bleiben die Ver- 
pflichtungen des Bundes gegenüber den Rentenversicherungs- 
i trägem für Zeiten vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
' unberührt. Auf Grund der vom Bundesversicherungsamt auf- 
j gestellten Berechnungen über die Rentenzahlungen, Beitrags- 
I erstattungen und Beitragszahlungen hatte der Bund an die 
Rentenversicherung der Arbeiter noch 33 035 766,49 DM für 
die auf die Zeit vor dem 1. Januar 1957 entfallenden Renten- 
. leistungen zu erstatten. 


Da zur Zeit der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1959 die Höhe der Verpflichtungen des 
Bundes nicht bekannt war und auch nicht annähernd ge- 
schätzt werden konnte, wurde lediglich als Merkposten ein 
Betrag von 1 000 000 DM veranschlagt, von dem 100 274,40 DM 
für Nachzahlungen in Einzelfällen benötigt wurden. Die hier- 
nach verbleibende Mehrausgabe von 32 136 040,89 DM be- 
ruht auf gesetzlicher Verpflichtung und war deshalb unab- 
weisbar. 


| Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
j seiner 110. Sitzung am 18. Februar 1960 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 
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11 13 I — *) 1 000 000, — Zahlung an die Italienische Republik auf Grund des deutsch- 

apl 953 italienischen Abkommens über Sozialversicherung auf dem 

Gebiete der Krankenversicherung 

Auf Grund des Schlußprotokolls vom 12. Mai 1953 (Ziffer 3) 

! zur Zusatzvereinbarung zu dem Abkommen vom 5. Mai 1953 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Italieni- 
schen Republik über Sozialversicherung (siehe Gesetz vom 
19. Januar 1956 — BGBL II S. 1) haben die obersten Ver- 
waltungsbehörden der beiden Vertragsstaaten den Betrag 
zu vereinbaren, der im Hinblick auf die von italienischer 
Seite geltend gemachten Ansprüche auf dem Gebiet der 
Krankenversicherung an den italienischen Versichcrungs- 
träger gezahlt werden soll. Es handelt sich dabei um den Er- 
satz der von italienischen Versicherungsträgern aufge- 
wendeten Kosten der Krankenbehandlung der nach 1945 aus 
Deutschland nach Italien zurückgekehrten italienischen Arbei- 
, ter. Das italienische Ministerium für Arbeit und soziale Für- 

sorge hat nach längeren Verhandlungen die Forderung auf 
eine Million beziffert. Es stützt, sich dabei auf Vergleichs- und 
I Annäherungsberechnungen auf Grund statistischer Unter- 

lagen. Die Berechnungen wurden, soweit möglich, ebenfalls 
an Hand statistischen Materials geprüft. Die Forderung kann 
hiernach als angemessen bezeichnet werden. Die Ausgabe 
ist auf Grund des Abkommens zwangsläufig. Die von deut- 
scher Seite geforderte Erklärung der italienischen Regierung 
über einen Verzicht auf weitere Ansprüche auf dem Gebiet 
der Krankenversicherung ist von der Italienischen Botschaft 
! in einer Verbalnote vom 30. Januar 1960 abgegeben worden. 


1201 

108 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — - 

120 000, — Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 

Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter 

Am 27. Juni 1959 ist die Bundesrepublik Deutschland in den 
, Rat der Internationalen Zivilluitfahrt-Organisation (ICAO) 
gewählt worden. Der Bund hat ab 24. September 1959 eine 
; Vertretung in Montieal (Canada) eingerichtet, die mit einem 
: Ministerialrat als deutschem Ratsmitglied sowie einem Be- 
amten der Bes. -Gr. A 12 und einem Angestellten der Verg.- 
Gr. II TO.A besetzt worden ist. 

Ein weiterer Angestellter der Verg.-Gr. II TO.A ist seit dem 
1. September 1958 zur ständigen Vertretung bei der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft in Brüssel abgeordnet. 
Diese Bediensteten erhalten neben den Inlands-Dienstbezü- 
gen eine Auslandsbeschäftigungsvergütung. Bei der Veran- 
: schlagung der Haushaltsmittel 1959 konnte mit dem zusätz- 
lichen Bedarf nicht gerechnet werden. 

; Einsparung bei Kap. 12 01 Tit. 101. 
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12 02 
apl. 535 


*) 200 000 000, — ! Überbrückungshilfe an die Deutsche Bundesbahn 

i 

| Die Deutsche Bundesbahn mußte im Januar 1960 mit einem 
! Fehlbetrag von 238 000 000 DM rechnen. Hiervon sollten 
' 200 000 000 DM durch eine neu aufzulegende Bundesbahn- 
; Anleihe gedeckt werden, der Rest durch Aufnahme von Kre- 
diten auf dem Geldmarkt. Wegen der am 14. Januar 1960 
aufgelegten Bundesanleihe über 500 000 000 DM mußte die 
Bundesbahn-Anleihe zurückgestellt werden. Als Über- 
brückung ist der Deutschen Bundesbahn vom Bund eine 
Überbrückungshilfe von 200 000 000 DM gewährt worden, die 
aus dem Erlös der späteren Bundesbahn-Anleihe zurückge- 
zahlt werden soll. Die Überbrückungshilfe wird der Deut- 
schen Bundesbahn als Darlehen gegeben und ist zum Mo- 
natsgeldsatz zu verzinsen. Die Rückzahlung ist im Rechnungs- 
jahr 1960 bei Kap. 12 02 Tit. 54 (10) als Einnahme veran- 
schlagt. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat von 
der außerplanmäßigen Ausgabe in der Sitzung am 10. Fe- 
bruar 1960 zustimmend Kenntnis genommen. 


12 02 
606 a j 


360 000,— 


12 02 
615 


108 000 — 


; Beitrag an die Seeberufsgenossenschaft für die Seemanns- 
kartei und für die Durchführung der Schiifssicherheitsvor- 
schriften des Bundes 

Die Kosten der Durchführung der Schiffssicherheitsvorschrif- 
| ten trägt, soweit sie nicht durch besondere Einnahmen auf- 
! gebracht werden, der Bund. Der vom Bund zu erstattende 
| Betrag ist innerhalb des Ansatzes mit 310 000 DM veran- 
I schlagt. Nach der Abrechnung der Seeberufsgenossenschaft 
! für das Jahr 1959 sind 350 000 DM zu erstatten. Die Zah- 
lung beruht auf einer rechtlichen Verpflichtung. 

Bei der Aufstellung des Haushalts 1959 konnte mit einem 
Bedarf in dieser Höhe nicht gerechnet werden. 

Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 614. 


102 800 — 


Beitrag zu den Kosten des Betriebes eines internationalen 
Eiswachdienstes im Nordatlantischen Ozean 


Nach der Jahresrechnung des State Departments betragen 
die Gesamtkosten des Eiswachdienstes im Nordatlantischen 
Ozean für die Eissaison 1959 $ 742 191. Unter Berücksichti- 
gung des Tonnageanteils der Bundesrepublik Deutschland 
entfällt auf die Bundesrepublik Deutschland ein Kostenanteil 
von S 50 189,15 - rd. 210 800 DM. 


Die Bundesrepublik Deutschland ist gemäß Artikel I des 
Übereinkommens zur finanziellen Unterstützung des Eis- 
wachdienstes im Nordatlantik zur Zahlung dieses Kosten- 
anteils verpflichtet. 

Die erhöhten Kosten für den Eiswachdienst im Jahre 1959 
sind durch das weite Vordringen der Eisberge nach Süden 
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und der gegenüber dem Vorjahre wesentlich längeren Eis- 
saison entstanden. Hierdurch wurde der Einsatz zusätzlicher 
Fahrzeuge und der vermehrte Einsatz von Flugzeugen not- 
wendig. 

Die Mehrausgabe war nicht voraussehbar und ist unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 614: 52 800 DM, 
bei Kap. 12 02 Tit. 955: 50 000 DM. 


•2 02 19 000 000, — j 15 000 000, — Betriebszuschuß an die Deutsche Lufthansa Aktiengesell- 

625 I schaft, Köhl 

| Die Deutsche Lufthansa AG hat den voraussichtlichen Be- 

j triebszuschußbedarf für das Geschäftsjahr 1959 (1. Januar 
| bis 31. Dezember 1959) ermittelt auf rd. 39 000 000 DM. 

; An Haushaltsmitteln stehen zur Verfügung 19 000 000 DM 

Ungedeckter Betrag 20 000 000 DM. 

Träger des Zuschußbedarfs der Deutschen Lufthansa AG ist 
i der Bund. 

a: |9 I 

| i i Obwohl die Deutsche Lufthansa AG eine weitere Reduzie- 

| I rung ihrer Verluste je angebotenem t/km erzieleil konnte, sind 

| j die Erträge hinter den Erwartungen zurückgeblieben. Die 

i Ertragslage wurde nach wie vor durch die Wettbewerbsver- 
j hältnisse beeinträchtigt, die während der Nachkriegszeit im 
i Luftverkehr über dem Bundesgebiet dadurch entstanden sind, 

' daß bei Wiederaufnahme eines eigenen Linienluftverkehrs 
1 durch eine nationale Gesellschaft den ausländischen Luftver- 
1 1 kehrsgesellschafton nicht von vornherein die in der Zwischen- 

zeit erworbenen Rechte in der Bundesrepublik so stark be- 
| schnitten werden konnten, wie es dem im Luftverkehr üb- 

i j liehen Grundsatz der absoluten Reziprozität der Rechte ent- 

i sprochen haben würde. Die Mindererträge sind ferner ins- 

! besondere darauf zurückzuführen, daß auf dem Nordatlantik 
j bereits im Jahre 1959 von ausländischen Gesellschaften 
| Düsenflugzeuge im Non-stop-Verkehr oder mit Zwischen- 
landungen zwischen der Bundesrepublik und New York ein- 
| gesetzt wurden und im Südatlantik-Verkehr sich die 
! schlechte Wirtschaftslage Südamerikas bei unvermindert 
1 starker Konkurrenz der Luftfahrtgesellschaften auswirkte. Im 
! Nah-Ost-Dienst beeinträchtigte die Vielzahl der Gesellschaf- 
' ten, die über die Bundesrepublik den Orient anfliegen, das 
; Verkehrsaufkommen der Deutschen Lufthansa AG. 

Von dem Betriebszuschuß in Höhe von 39 000 000 DM sollen 
5 000 000 DM als Forderung an den Bund aktiviert werden, 
weil sie als Gegenposten zu Pensionsrückstellungen u. ä. 
eine Bereitstellung von liquiden Mitteln nicht notwendig 
machen. 

| Um die Zahlungsfähigkeit der Deutschen Lufthansa AG nicht 
| zu gefährden, ist daher eine überplanmäßige Haushaltsaus- 
gabe von 15 000 000 DM notwendig. Zur Vermeidung einer 
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12 02 
626 


12 02 28 500 000,— 

952 



entsprechenden Erhöhung des Ansatzes für 1960 soll auf 
einen Haushaltsvorgriff verzichtet werden. 

, Die Mehrausgabe ist unabweisbar und kann nicht bis zum 
j nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
j seiner Sitzung am 21. Januar 1960 von der überplanmäßigen 
j Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 


1 682 246 60 Zuschuß an die Deutsche Lufthansa AG., Köln, zur Abgel- 
tung von Eingangsabgaben 

Für die Beschaffung von Flugzeugen und Zubehörteilen im 
Ausland hat die Deutsche Lufthansa AG Eingangsabgaben 
(Zoll- und Umsatzausgleichsteuer) zu entrichten. Bei der Er- 
mittlung ihres Investitionsbedarfs ist davon ausgegangen 
worden, daß die Deutsche Lufthansa AG die Mittel für diese 
fiskalischen Abgaben nicht selbst aufzubringen hat. Die ent- 
sprechenden Beträge sollen als Zuschüsse zur Verfügung ge- 
stellt werden. 

Nach den in der Zeit von September 1959 bis März 1960 
von den Zollämtern erteilten Bescheiden hat die Deutsche 
i Lufthansa zu entrichten: 

1 Zoll 823 211,70 DM 

1 Umsatzausgleichsteuer 859 034,90 DM 

1 682 246,60 DM. 

Die Ausgabe wird durch gleichhohe zusätzliche Einnahmen 

bei Kap. 60 01, Tit. St 2 (859 034,90 DM) und Tit. St 10 

(823 211,70 DM) gedeckt. 


4 000 000, — Betriebsbeihilfe für die Hochsee-, Küsten- und Binnenschif- 
fahrt zur Verbilligung von Dieselkraftstoff 

Die auf gesetzlicher Grundlage beruhende Betriebsbeihilfe 
beträgt seit dem 1. Mai 1955 32,10 DM für 100 kg Diesel- 
kraftstoff. Für 1959 wurde bei der Veranschlagung mit einem 
Jahres-Kraftstoffverbrauch von 88 000 t gerechnet. Es hat 
sich gezeigt, daß diese Menge zu niedrig bemessen worden 
ist. 

Der Bedarf beträgt 32 500 000 DM und entspricht einem 
Verbrauch von 101 246 t; er war bei Veranschlagung der 
Haushaltsmittel für 1959 nicht übersehbar 

Gemäß § 3 Abs. 1 des Elausaltsgesetzes 1959 wird von einer 
Anwendung des § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO — - Behandlung der 
überplanmäßigen Haushaltsausgabe als Haushaltsvorgriff — 
I abgesehen. 
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516 000, — i 60 000, — ! Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 

Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
| kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter 

Mehrbedarf an Beschäftigungsvergütungen und Trennungs- 
entschädigungen aus Anlaß von Versetzungen und Abord- 
nungen von Ersatzkräften für die von den Wasser- und Schiff- 
i fahrtsdirektionen zur Moselkanalisierung und für zusätz- 

liche Bauvorhaben der Verteidigung im Küstengebiet (Mari- 
nebauvorhaben) freigestellten Bediensteten. Außerdem 
konnten im Rechnungsjahr 1959 gegenüber dem Vorjahr 
15 Regierungsbauinspektor- Anwärter zusätzlich als Regie- 
| rungsbauinspektoren geprüft und damit in seither unbesetzte 

Planstellen dieser Laufbahn eingewiesen werden. 

Die Mehrausgabe war bei der Aufstellung des Haushalts 
1959 nicht vorherzusehen, weil mit den infolge dieser Maß- 
nahmen notwendigen Abordnungen und Versetzungen nicht 
im voraus gerechnet werden konnte. Sie ist unvermeidlich 
und unaufschiebbar, da die für die Durchführung der Bau- 
vorhaben erforderlichen Kräfte nicht am Beschäftigungsort 
; verfügbar waren und auf die Zahlung von Beschäftigungs- 
| Vergütung bzw. Trennungsentschädigung ein Rechtsanspruch 
• besteht. 

! Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 101. 


79 000, — Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

Im Laufe des Rechnungsjahres 1959 konnte der überwiegende 
Teil der im Vorjahre in Durchführung des § 18 b G 131 in 
freie sowie in ku- und kw-Planstellen eingewiesenen unter- 
bringungsberechtigten Beamten in Wohnungen an ihrem 
neuen dienstlichen Wohnsitz umziehen. 

Die Mehrausgaben waren bei der Aufstellung des Haushalts 
| 1959 nicht vorherzusehen. Sie sind unabweisbar, da zur Ein- 
! sparung von Trennungsentschädigung die zugeteilten Fami- 
lienwohnungen beschleunigt bezogen werden mußten. Auf 
die Zahlung der Umzugskostenvergütung besteht ein Rechts- 
anspruch. 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 304. 


30 000, — Beschaffung eines Eisbrechers für den Rhein (Ausgaberest) 

Für den Neubau eines Eisbrechers für den Rhein waren in 
den Rechnungsjahren 1957 und 1958 insgesamt 900 000 DM 
veranschlagt worden. Der Neubau wurde im November 1958 
an die Werft Braun KG in Speyer als Bieter mit dem niedrig- 
| sten Angebot zum Festpreis vergeben. Die Werft galt in der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung als zuverlässig, da sie 
u. a. bereits einen Eisbrecher für eine andere Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion termingerecht und technisch einwandfrei 
gebaut hatte. Im Herbst 1959 geriet die Werft in Zahlungs- 


12 03 190 000,— 

217 : 


12 03 
853 



12 03 
108 
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Schwierigkeiten und beantragte zur Abwendung des Kon- 
kurses die Eröffnung des Vergleichsverfahrens. Zur Wieder- 
aufnahme und Beschleunigung der Arbeiten am Eisbrecher 
waren Maßnahmen erforderlich, die Mehrkosten in Höhe 
von 30 000 DM erforderlich machten, die bei der Entwurfs- 
aufstellung nicht vorausgesehen und aus den vorhandenen 
Haushaltsmitteln nicht mehr gedeckt werden konnten. 

Im einzelnen handelt es sich um folgende Mehrkosten: 

1. Für den Einbau der Antriebsmaschine und 
elektrischen Anlagen mußten Spezial- 
monteure der Firmen Maybach und BBC 
sowie Hilfskräfte der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung zur Werft abgeordnet 
werden, um die in Verzug geratenen 
Arbeiten an Bord des Schiffes möglichst 
kurzfristig aufzuholen. Die hierdurch ent- 
standenen Personalkosten einschließlich 

der Auslösungen betragen rd. 15 000 DM; 

2. für den Wiederanlauf der Werftarbeiten, 

für die beschleunigte Anlieferung der 
maschinellen und elektrischen Ausrüstun- 
gen sowie für die laufende Überwachung 
der Werftarbeiten sah sich die Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion Mainz veranlaßt, 
eine ständige Bauaufsicht zu stellen. Die 
Mehrkosten betragen rd. 3 000 DM; 

3. die Fernbelätigungseinrichtungen für An- 

triebsmotoren, Getriebe und Verstell- 
propeller hatte die Schiffswerft Braun 
zwar rechtzeitig in Auftrag gegeben; die 
vorgesehene Lieferfirma hat aber wegen 
der Zahlungsverzögerungen den Auftrag 
nicht abgewickelt. Aus zeitbedingten 
Gründen mußten diese Teile nachträg- 
lich an eine andere leistungsfähige Firma 
vergeben werden. Hierdurch sind Mehr- 
kosten entstanden in Höhe von .... 3 000 DM; 

4. für den Einbau der Stampfanlage des 
Eisbrechers mußten auf Grund der ange- 
stellten Berechnungen Verstärkungen im 
Vorschiff eingebaut werden. Außerdem 
erwies sich eine automatische Begrenzung 
der Drehzahl der Umwuchtanlage aus 
Sicherheitsgründen als erforderlich. (Die 
Ausführung dieser Stampfanlage ist neu- 
artig. Erfahrungen lagen noch nicht vor.) 


Die Mehrkosten betragen 9 000 DM; 

zusammen 30 000 DM. 


Da die Schiffswerft Braun den Gesamtauftrag für den Eis- 
brecher zum Festpreis übernommen hatte, war sie vertrag- 
lich verpflichtet, die Mehrkosten zu tragen. Der Vergleichs- 
verwalter hat jedoch dem Weiterbau des Eisbrechers nur 
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unter der Bedingung zugestimmt, daß die Mehrkosten von 
dem Auftraggeber übernommen werden. Beim Bekannt- 
werden des Vergleichsverfahrens war auch in Erwägung ge- 
zogen, den Eisbrecher bei einer anderen Werft fertigstellen 
zu lassen, was wegen der wesentlich höheren Mehrkosten 
unterlassen worden ist. 

Die Ausgabe konnte bei der Aufstellung des Haushalts 1959 
nicht vorausgesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 750. 


12 12 150 000,— 

301 


12 15 ' 435 000 — 

120 | 


16 000 — 


Kosten für Veröffentlichung der Verlustanzeigen im Ver- 
kehrsblatt 


Mehr, da die Zahl der in Verlust geratenen Kraftwagen- 
papiere und Führerscheine einen unerwartet großen Umfang 
angenommen hat. Die dadurch bedingte Steigerung der 
Kosten für Aufbietungen und Ungültigkeitserklärungen im 
Verkehrsblattt war bei Aufstellung des Haushalts nicht vor- 
herzusehen. Die Mehrkosten sind unvermeidlich, die Aus- 
gaben unaufschiebbar. 

Der Mehrausgabe stehen entsprechende Mehreinnahmen bei 
Kap. 12 12 Tit. 3 c gegenüber. 


90 000, — | Ausbildungskosten für Nachwuchskräfte im Flugsicherungs- 
i Kontrolldienst 


Im Rechnungsjahr 1958 waren Ausbildungskosten für 170 
Nachwuchskräfte im FS-Kontrolldienst ausgebracht. Die Aus- 
bildungsdauer dieser Nachwuchskräfte bis zum FS-Gehilfen 
I beträgt etwa 1 Jahr. Da diese Nachwuchskräfte erst im Laufe 
! des Rechnungsjahres eingestellt werden konnten, erstreckte 
sich die Ausbildungszeit über das Rechnungsjahr hinaus, so 
1 daß für das Rechnungsjahr 1959 nicht nur Ausbildungskosten 
für die neu veranschlagten 120 Nachwuchskräfte benötigt 
| wurden, sondern auch z. T. für Nachwuchskräfte, die bereits 
; 1958 eingestellt waren. Bei der Veranschlagung war dieser 
j Sachverhalt nicht voraussehbar. 

Die Inanspruchnahme überplanmäßiger Mittel war unabweis- 
bar, da auf die Zahlung der Ausbildungskosten ein Rechts- 
anspruch besteht. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 104 a. 


i 
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10 000 000 — 


14 01 
107 


1401 

201b 


14 01 ! 

201 c ! 


1401 

219 


28 700 — 


24 500, — 


20 000 ,— 


1 174 162,39 Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte und 
Soldaten und der Beihilfegrundsätze für Angestellte und 
Arbeiter 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1959 konnte der Bedarf 
nur geschätzt werden. Die veranschlagten Mittel reichten 
zur Deckung der anfallenden Ausgaben jedoch nicht aus. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war auch unab- 
weisbar, da auf Beihilfen ein Rechtsanspruch besteht. 

Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 101. 


17 000, — Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der Geräte und Aus- 

stattungsgegenstände in den Diensträumen (Ersatz) 

Mehrbedarf infolge Ersatz unbrauchbar gewordener Maschi- 
nen (Geschirrspülmaschine im Kasino der Anlage Duisdorf, 
Lichtpausmaschine) . 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

! Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 203. 


18 000, — Ergänzung 

Durch den fortschreitenden Aufbau der Bundeswehr, der im 
Rechnungsjahr 1959 die zweite Aufbaustufe erreichte, nahm 
der Geschäftsbetrieb des Ministeriums in erheblichem Um- 
fang zu. Das Ausmaß der dadurch bedingten Ergänzung der 
Ausstattungen für die Diensträume und Registraturen, die 
Kurierstelle, Zeichenstelle und das Fernmeldezentrum sowie 
für die Ausstattung der Kasinos, die eine höhere Zahl von 
Bediensteten als bisher zu betreuen hatten, war bei Auf- 
stellung des Haushaltsplans 1959 nicht vorherzusehen. Im 
Interesse eines reibungslosen Ablaufs des inneren Dienst- 
betriebes konnten die hierfür erforderlichen ergänzenden 
Beschaffungen nicht bis zum Rechnungsjahr 1960 zurück- 
gestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 203. 


84 597,33 Gerichts- und ähnliche Kosten 

Zur Bereinigung verschiedener Rechtsprobleme bei der 
Durchführung eines größeren Beschaffungsauftrages war zur 
Wahrnehmung der Bundesinteressen die Einschaltung eines 
Rechtsanwalts unbedingt erforderlich. 

Dadurch sind Mehrausgaben entstanden. 

Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 203. 
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noch Einzelplan 14 ■ — Bundesminister für Verteidigung — 

*) 145 276,74 Beitrag der Bundesrepublik zu den Betriebskosten der ge- 
meinsam finanzierten Kommandostellen 

Bei Aufstellung des Haushalts 1959 war noch nicht zu über- 
sehen, wie die Kommandostellen finanziert werden. 

Die Ausgabe war unabweisbar, weil sie in Erfüllung vertrag- 
licher Verpflichtung zu leisten war. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 600. 

*) 170 340,— Kosten der Teilnahme der Bundesrepublik an NATO-Produk- 
tionsgemeinschaften für neue Waffensysteme 

Bei Aufstellung des Haushalts 1959 war noch nicht voraus- 
zusehen, daß NATO-Produktionsgemeinschaften für neue 
Waffensysteme gebildet werden. 

Die Ausgabe war unabweisbar, da sie in Erfüllung vertrag- 
licher Verpflichtung zu leisten war. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 600. 


*) 3 000 000, — Beitrag der Bundesrepublik zu den Gestehungskosten aus- 

ländischer, von der Bundeswehr mitbenutzter Übungsplätze 

Bei Aufstellung des Haushalts 1959 war noch nicht vorauszu- 
sehen, daß zu den Gestehungskosten ausländischer, von der 
Bundeswehr mitbenutzter Übungsplätze im Rechnungsjahr 
1959 Zahlungen zu leisten waren. 

Die Ausgabe war unabweisbar, da sie in Erfüllung vertrag- 
licher Verpflichtungen zu leisten war. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


2 195 121,53 Wohnungs- und Heizungskostenzuschüsse an Angehörige der 
Bundeswehr und der Bundeswehrverwaltung 

Bei der Aufstellung der Bundeswehr hat es sich nicht ver- 
meiden lassen, niedrig besoldete Angehörige der Bundes- 
wehr und der Bundeswehrverwaltung bei gleichzeitigem 
Fortfall der Trennungsentschädigung in Wohnungen einzu- 
weisen, die für deren Einkommensverhältnisse zu teuer sind. 
Um eine unzumutbare Belastung der Mieter zu vermeiden, 
ist für eine Übergangszeit die Gewährung von Wohnungs- 
und Heizungskostenzuschüssen vorgesehen. Entsprechende 
Richtlinien sind vom BMVtdg im Einvernehmen mit dem 
BMI, BMF, BMWo und BMBes erlassen (VMB1 1959 S. 533). 
Die Ausgabe in dieser Höhe ist unvorhergesehen und unab- 
weisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 222. 
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14 02 
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14 03 
298 


14 04 
~ 105 


14 04 
108 


— *) 69 300, — ! Pauschalabgeltung der Lohnsteuer im Rahmen der Richtlinien 

für die Gewährung von Wohnungs- und Heizungskostenzu- 
schüssen 

Den Angehörigen der Bundeswehr und der Bundeswehrver- 
waltung werden im Rahmen ergangener Richtlinien Woh- 
nungs- und Heizungskostenzuschüsse vorübergehend ge- 
währt. Die Zuschüsse unterliegen der Steuerpflicht. Die zu 
entrichtenden Steuern werden nicht von den Zuschußempfän- 
gern unmittelbar gezahlt, sondern pauschal abgegolten. 

Die Höhe der Ausgaben ist unvorhergesehen und unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 222. 

1 606 800,— 260 500, — Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Haushalts 1959 konnte 
die personelle Entwicklung im Auf- und Ausbau der militä- 
rischen Dienststellen zahlenmäßig nicht in vollem Umfange 
übersehen werden. Es war insbesondere nicht möglich, die 
für die Genehmigung der durchgehenden Arbeitszeit im 
Einzelfall zugrunde liegenden besonderen Umstände hin- 
sichtlich der dienstlichen und örtlichen Verhältnisse vorher 
zu übersehen. 

Ein Mehrbedarf entstand vor allem für das Zivilpersonal bei 
Aufstellung und Einrichtung von Standorten während der 
restlichen 7 Monate des Rechnungsjahres. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 308. 

4 243 200, — 621 000, — Unterhaltszuschüsse für Beamte auf Widerruf im Vorberei- 

tungsdienst 

Im Rahmen der im Haushaltsplan 1959 veranschlagten An- 
wärterzahl mußten in weit größerer Zahl verheiratete und 
lebensältere Bewerber eingestellt werden, als bei der Veran- 
schlagung des Haushaltsplanes angenommen worden ist, um 
den notwendigen Nachwuchsbedarf für den gehobenen und 
mittleren Dienst der Bundeswehrverwaltung zu decken. 

Die überplanmäßige Ausgabe beruht auf den dadurch be- 
dingten höheren Aufwendungen an Verheirateten- und 
Alterszuschlägen. 

Einsparung bei Kap. 14 04 Tit. 101. 

8 925 000, — 1 571 000, — Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 

Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter 

Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1959 konnte noch 
nicht vorhergesehen werden, daß im Laufe des Rechnungs- 
jahres 1959 Versetzungen und Abordnungen von Bedienste- 
ten in einem erheblichen Umfange vorgenommen werden 
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mußten. So war es z. B. erforderlich, einen Personalausgleich 
unter den Wehrbereichsvei waltungen vorzunehmen und in- 
folge Anwachsens der Aufgaben des Güteprüfdienstes ver- 
stärkt Personal zu Bauaufsichten abzuordnen. Weiterhin war 
es dringend notwendig, Dienststellen des Berufsförderungs- 
dienstes einzurichten. Das hierfür benötigte Fachpersonal 
konnte oftmals in den Dienstorten nicht angeworben werden. 

Einsparung bei Kap. 14 04 Tit. 101. 


14 08 8 000 000, — j 1 557 700, — Betrieb der Sanitätseinrichtungen, insbesondere der Kosten 

30 i ! der Lazarettwirtschaft und der Krankenpflege, sowie Kosten 

für die Inanspruchnahme ziviler Krankenpflegeeinrichtungen 
und sonstiger Einrichhignen des Gesundheitswesens 

Die Mehraufwendungen sind in Erfüllung des Anspruches auf 
unentgeltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 30 
| | Abs. 1 Soldatengesetz in Verbindung mit § 36 Abs. 2 Bun- 

desbesoldungsgesetz und § 6 Wehrsoldgesetz entstanden. 

| : Von 10 geplanten Lazaretten sind im Rechnungsjahr 1959 nur 

8 und auch diese nicht in vollem Umfang einsatzbereit. Es 
mußten daher in höherem Maße als vorgesehen, zivile Kran- 
| kenanstalten in Anspruch genommen werden. Dadurch sind 
j ; i zwangsläufig höhere Ausgaben entstanden. 

| i Die Mehraufwendungen sind unvorhergesehen und infolge 

: | I der rechtlichen Verpflichtungen unabweisbar. 

I | Der Bundesminister der Finanzen hat dem Antrag auf Zu- 

| Stimmung zu einer überplanmäßigen Ausgabe über den Be- 
| | trag von 1 500 000 DM hinaus nicht entsprochen, weil der 

i Antrag nicht rechtzeitig gestellt worden ist. 

I j Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 102 a. 


14 08 4 200 000, — 3 978 900,— Beschaffung der Arzneien, Impfstoffe, Verbandmittel, Brillen, 

303 künstlichen Glieder und dergleichen 

Die Mehraufwendungen sind in Erfüllung des Anspruchs auf 
unentgeltliche truppenärzliche Versorgung gemäß § 30 Abs. 1 
Soldatengesetz in Verbindung mit § 36 Abs. 2 Bundesbesol- 
dungsgesetz und des § 6 Wehrsoldgesetz entstanden. Bei der 
Aufstellung des Haushalts 1959 lagen ausreichende Erfah- 
rungen hinsichtlich der Höhe der Ausgaben für Arzneien, 
Impfstoffe, Verbandmittel und dgl. nicht vor. Es ergab sich, 
daß der dem Haushaltsansatz zugrunde gelegte Durchschnitts- 
satz zu niedrig bemessen wurde. Außerdem erforderte der 
aus Gründen der Wirtschaftlichkeit gebotene Übergang von 
dezentralem Einkauf zur zentralen Beschaffung eines großen 
Teils der Arzneien, Impfstoffe und Verbandmittel den Auf- 
bau einer Versorgungskette und damit zusätzliche Mittel. 

i 

I Die Mehranforderungen sind unvorhergesehen und wegen 

! der bestehenden Verpflichtungen unabweisbar. 

| Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 102 a. 
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14 08 ! 6 600 000,— 

304 " ! 


1 593 800, — Ärztliche Untersuch ungen r Honorare und Auslagenersatz für 

Vertragsärzte und ärztliche Hilfe in Fällen, in denen Trup- 
penärzte nicht zur Verfügung stehen 

Die Mehranforderungen sind in Erfüllung des Anspruchs auf 
unentgeltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 30 
| Abs. 1 Soldatengesetz in Verbindung mit § 36 Abs. 2 Bun- 
desbesoldungsgesetz und § 6 Wehrsoldgesetz entstanden. 

| Der Bundeswehr fehlen Sanitätsoffiziere, insbesondere solche 
, mit fachärztlicher Ausbildung. Von den vorhandenen Plan- 
! stellen konnten im Rechnungsjahr 1959 lediglich 57 v. H. 
besetzt werden. Es war daher notwendig, in erhöhtem Maße 
Zivilärzte heranzuziehen. Dadurch sind Mehrkosten ent- 
standen. 

I 

Die Mehraufwendungen sind unvorhergesehen und wegen 
I der bestehenden Verpflichtungen unabweisbar. Der Bundes- 
minister der Finanzen hat dem Anträge auf Zustimmung zu 
einer überplanmäßigen Ausgabe über den Betrag von 
' 1 500 000 DM hinaus nicht entsprochen, weil der Antrag nicht 
' rechtzeitig gestellt worden ist. 
i 

: Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 102 a. 


14 10 | 67 723 000, — *j 10 595 900, — j Kosten der Truppenverpflegung 

a ■ ! Der den Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, soweit es 

| sich um ledige Unteroffiziere und Mannschaften handelte, für 
j die Zeit vom 1. April 1958 bis 31. März 1959 monatlich im 
; voraus von ihren Dienstbezügen einbehaltene Besoldungs- 
■ abzug für Verpflegung wurde im Rechnungsjahr 1958 bei 
' ' Kap. 14 10 Tit. 15 a vereinnahmt. Die Verpflegungskosten 

für März 1959 und, soweit Abrechnungsrückstände vorhan- 
j den waren, auch für frühere Monate konnten nach den Ab- 

i | I rechnungsbestimmungen erst im April 1959 zu Lasten der 

I Haushaltsmittel 1959 verausgabt werden. Der im Rechnungs- 
; j jahr 1958 vereinnahmte aber nicht verausgabte Betrag wurde 

| in der Bundeshaushaltsrechnung als Wenigerausgabe nach- 
| I gewiesen, da die Mittel nicht übertragbar waren. Die Ein- 

' behaltung des Besoldungsabzuges für Verpflegung entfällt 
' | ab Januar 1960. 

i | Der hiervon betroffene Personenkreis bezahlt die Verpfle- 

gung nunmehr monatlich nachträglich in bar. Flierdurch sind 
Mehrausgaben in Höhe von rd. 7 025 100 DM notwendig 
: geworden. 

; ' | Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 111. 


14 10 ! 9 516 000, — 4 835 000,— | Verpflegungszuschüsse 

h I ( Die der Berechnung der Verpflegungskosten für Wehrsold- 

| ; i empfänger zugrunde liegende Durchschnittsstärke von 

! ; 68 000 Soldaten war zu niedrig. Die Verpflegungsdurch- 

i schnittsstärke hat sich unvorhergesehen auf rd. 73 000 er- 
: höht. Hierdurch sind Mehrausgaben notwendig geworden. 

| | Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 111. 
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14 11 

301 

606 000,— 

13 800,— 

Betrieb der Bekleidungseinrichtungen 

Im Laufe des Rechnungsjahres 1959 wurden Außenstellen 


der Wehrbereichskleidungsämter III, IV, VI und des Zentral- 
bekleidungsamtes Köln eingerichtet. Mehrausgaben sind 
durch die Bewachung der neuerrichteten Außenstellen und 
für Transportkosten wegen Umlagerung und erhöhter An- 
lieferung von Dienstbekleidung durch die Industrie entstan- 
den. 

Einsparung bei Kap. 14 11 Tit. 304 b. 


14 11 
304 a 


6 078 700,— 


1 150 300,— 


Einmaliger Bekleidungszuschuß und Entschädigung für be- 
sondere Abnutzung der Dienstbekleidung für Selbsteinklei- 
der sowie zusätzliche Bekleidungszuschüsse beim Wechsel 
der Teilstreitkraft und in besonderen Fällen 


Die der Berechnung des Geldbedarfs schätzungsweise zu- 
grunde gelegten Stärken waren zu niedrig. Die Mehraus- 
gaben sind durch die höheren Personalstärken entstanden. 
Die unvorhergesehenen Zahlungen erfolgten auf Grund der 
im Einvernehmen mit dem BMF zu § 36 Abs. 1 Bundesbesol- 
dungsgesetz und § 5 Wehrsoldgesetz erlassenen Bestimmun- 
gen. Sie waren unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 111. 


14 12 _ 
308 


10 000 ,— 


19 866,26 


Naturalwertrenten aus Anlaß des Grunderwerbs für Vertei- 
digungsaufgaben 


Beim Erwerb von Grundstücken für Bauvorhaben der Bundes- 
wehr müssen an Stelle des Kaufpreises oder eines Teiles 
davon oft Naturalwertrenten gezahlt werden. Die Zahlung 
ist unabweisbar, da der Aufbau der Bundeswehr weitgehend 
von der schnellen Durchführung des Grunderwerbs abhängig 
ist. 


Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 206. 


14 12 
403~ 


400 000,— 


206 179,31 


Bewachungs-, Bewirtschaftungs- und Unterhaltungskosten 
persönlicher und sachlicher Art für Liegenschaften, die von 
der Bundesvermögensverwaltung für Verteidigungszwecke 
freigehalten werden. 


Teilgeräumte Liegenschaften müssen wider Erwarten von 
der Bundesvermögensverwaltung weiterbewirtschaftet wer 
den, so daß unvermeidbare Kosten entstehen; außerdem 
müssen bei einer freigehaltenen Liegenschaft unaufschieb* 
bare Bauarbeiten durchgeführt werden. 


Die hierbei entstehenden Ausgaben sind daher unabweisbai 
Die Verzögerung der Freimachung und die angefallenen Bau- 
arbeiten konnten nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 206. 
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I 3 803 588,55 Zuschuß zum Ausbau des Jadefahrwassers bei Wilhelms- 
haven (Ausgaberest) 

; Der Ausbau des Jadefahrwassers bei Wilhelmshaven hat im 
Rechnungsjahr 1959 unvorhergesehen rasche Fortschritte ge- 
macht. Zur Vermeidung von Mehrkosten, die durch die Un- 
terbrechung der Arbeiten entstehen würden, und um die 
Verpflichtungen gegenüber der bauausführenden Firma ein- 
zuhalten, ist die Bereitstellung der hierfür benötigten Mittel 
unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 

*) 10 000 000, — Zuschuß für die Untertunnelung der Startbahn des Flug- 

platzes Neubiberg 

Die Bundesautobahn München-Salzburg war seither durch 
die Startbahn des Flugplatzes Neubiberg unterbrochen. Die 
zur Umleitung des Verkehrs um den Flugplatz führende Um- 
gehungsstraße hat zu schweren Unfällen und Verkehrsstok- 
kungen geführt, die nur durch eine Untertunnelung der 
Startbahn vermieden werden können. Die durchzuführende 
Baumaßnahme ist daher unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 

*) 630 378,75 Neubau einer Bataillonskaserne in Mengeringhausen 

| Da die Bataillonskaserne in Mengeringhausen zur Unter- 

bringung neu aufzustellender Einheiten dgr Bundeswehr 
dringend benötigt wird, kann der Beginn der Bauarbeiten 
nicht aufgeschoben werden. Die Ausgabe ist daher unab- 
weisbar. 

I Nach Fertigstellung der Bauunterlagen konnte die Baumaß- 

nahme zeitlich nicht mehr in den Haushaltsplan 1959 einge- 
stellt werden, so daß hierfür ein unvorhergesehenes Bedürf- 
nis besteht. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 

I *) 284 000, — Neubau einer Bataillonskaserne in Sontra 

i 

Da die Bataillonskaserne in Sontra zur Unterbringung neu 
aufzustellender Einheiten der Bundeswehr dringend benötigt 
wird, kann der Beginn der Bauarbeiten nicht aufgeschoben 
werden. Die Ausgabe ist daher unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 

*) 1 651 292,40 Neubau einer Bataillonskaserne in Achern 

Da die Bataillonskaserne in Achern zur Unterbringung neu 
aufzusteliender Einheiten der Bundeswehr dringend benötigt 
wird, kann der Beginn der Bauarbeiten nicht aufgeschoben 
werden. Die Ausgabe ist daher unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 
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14 12 | 

apl. 

7 42/7 4 

— 

*) 128 142,39 

Erstmalige Instandsetzungen, kleinere Um- und Erweite- 
rungsbauten an bundeseigenen Gebäuden und Liegenschaf- 
ten im Wehrbereich II; Oldenburg-Ohmstede-Kaserne 


14 12 | 

apl. 

743/26 i 


j Zur Behebung bestehender Unterbringungsschwierigkeiten 
i für neu aufzustellende Truppeneinheiten muß die im Jahre 
| 1958 von den britischen Stationierungsstreitkräften über- 
1 nommene Ohmstede-Kaserne in Oldenburg dringend in- 
| stand gesetzt werden, 
i 

| Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


*) 151 506,62 Erstmalige Instandsetzungen, kleinere Um- und Erweite- 
I rungsbauten an bundeseigenen Gebäuden und Liegenschaften 
| im Wehrbereich III, Wahn; Truppenlager 


r 

!• 

14 12 ! 

apl. 
743/31 


j 

I 


Für die Unterbringung neu aufgestellter Truppeneinheiten im 
Truppenlager Wahn ist die Instandsetzung und Erweiterung 
von 3 Gebäuden des Lagers, die erst kurz zuvor von den bel- 
gischen Stationierungsstreitkräften übergeben wurden, drin- 
gend erforderlich und — wegen der allgemein bestehenden 
Unterbringungsschwierigkeiten — unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


*) 50 000,— 


Erstmalige Instandsetzungen, kleinere Um- und Erweite- 
rungsbauten an bundeseigenen Gebäuden und Liegenschaf- 
ten im Wehrbereich III, Essen-Kupferdreh, ehemalige Flak- 
kaserne 


! Die im Kriege zu 50 v. H. zerstörte ehemalige Flakkaserne 
! in Essen-Kupferdreh ist 1958 von den britischen Stationie- 
j rungstruppen, die die Anlage notdürftig instand gesetzt hat- 
; ten, an die Bundeswehr übergeben worden. Die Instand- 
setzung und der Aufbau der Anlage ist wegen der allgemei- 
: nen schwierigen Unterbringungsmöglichkeiten neu aufzustel- 
: lender Truppenteile unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


14 12 
apl. 

744/57 

i Die ehemalige NATO-Kaserne in Trier-Euren ist der Bundes- 
i wehr im September 1958 übergeben worden. Zur Ausnutzung 
i der vollen Kapazität der Anlage ist die Instandsetzung und 
I ; der Ausbau des Wirtschaftsgebäudes unbedingt erforderlich 

und — wegen der schwierigen Unterbringungsmöglichkeiten 
: ! der Bundeswehr — unabweisbar. 


*) 133 779,44 j Erstmalige Instandsetzungen, kleinere Um- und Erweite- 
rungsbauten an bundeseigenen Gebäuden und Liegenschaf- 
ten im Wehrbereich IV, Trier-Euren; ehemalige NATO- 
i Kaserne 


Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 
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noch Einzelplan 14 — Bundesminister für Verteidigung — - 


*) 20 558,73 Erstmalige Instandsetzungen, kleinere Um- und Erweite- 
rungsbauten an bundeseigenen Gebäuden und Liegenschaf- 
ten im Wehrbereich IV, Koblenz-Pfaffendorf, Römische 
Straße, Gebäude 50 

Für die Unterbringung der chemischen Untersuchungsstelle 
im Wehrbereich IV und einer Zahnstation, die aus dienst- 
lichen Gründen kurzfristig erfolgen muß, ist die Herrichtung 
des Gebäudes Römische Straße 50 in der Wohnsiedlung 
Koblenz-Pfaffendorf unbedingt erforderlich und — wegen der 
allgemein bestehenden Unterbringungsschwierigkeiten — 
auch unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


*) 274 529,45 ! Erstmalige Instandsetzungen, kleinere Um- und Erweite- 
rungsbauten an bundeseigenen Gebäuden und Liegenschaf- 
ten im Wehrbereich IV, Hechtsheim*, Kaserne 

Teile der ehemaligen Luftnachrichten-Kaserne in Hechtsheim 
sind der Bundeswehr im Januar 1959 von den französischen 
Stationicrungsstreitkräften übergeben worden. Um die über- 
nommenen Gebäude für die Bundeswehr unverzüglich und 
, voll nutzen zu können, ist die Instandsetzung derselben un- 
j bedingt erforderlich und — wegen der Unterbringungs- 
schwierigkeiten der Bundeswehr — unabweisbar. 

; Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


*) 557 467,99 


Erstmalige Instandsetzungen, kleinere Um- und Erweite- 
rungsbauten an bundeseigenen Gebäuden und Liegenschaften 
im Wehrbereich V, Bruchsal; Dragoner-Kaserne 


Teile der an die Stadt Bruchsal vermieteten Dragoner-Ka- 
serne wurden — nach Kündigung des Mietvertrages — Ende 
1958 an die Bundeswehr zurückgegeben. Um die übernom- 
menen Gebäude zur Unterbringung von Truppeneinheiten 
möglichst bald nutzen zu können, ist die Instandsetzung der- 
1 selben dringend erforderlich und — wegen der allgemeinen 
j Unterbringungsschwierigkeiten der Bundeswehr — auch un- 
abweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


*) 109 996,69 


Erstmalige Instandsetzungen, kleinere Um- und Erweite- 
rungsbauten an bundeseigenen Gebäuden und Liegenschaften 
im Wehrbereich VI, Katterbach bei Ansbach; Kaserne 


! Teile der Kaserne in Katterbach bei Ansbach sind der Bun- 
I deswehr im Dezember 1958 von den amerikanischen Statio- 
I nierungsstreitkräften übergeben worden. Um die kurzfristige 
| Unterbringung von Rekruten zu ermöglichen, besteht für die 
; Instandsetzung und den Umbau der übernommenen Gebäude 
i ein dringendes und unabweisbares Bedürfnis. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 
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14 12 
apl. 

746/54 ! 

l 

| *) 95 238,08 

i 

■ i 

Erstmalige Instandsetzungen, kleinere Um- und Erweite- 
rungsbauten an bundeseigenen Gebäuden und Liegenschaften 
im Wehrbereich VI, Garmisch-Partenkirchen; Jäger- und 


Artillerie-Kaserne 


Die von den amerikanischen Stationierungsstreitkräften an 
die Bundeswehr übergebenen 3 Gebäude der Jäger- und 
Artillerie-Kaserne in Garmisch-Partenkirchen werden für die 
Unterbringung des Stabes einer Gebirgsdivision dringend 
benötigt. Die Instandsetzung der Gebäude, insbesondere der 
Einbau einer Fernmeldeeinrichtung, ist zur ordnungsmäßigen 
Nutzung der Anlage unbedingt erforderlich und — wegen 
der allgemeinen Unterbringungsschwierigkeiten — auch un- 
abweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


14 12 
apl. 
746/55 


14 12 
apl. 
765/48 


14 12 
950 



*) 29 000,— 


Erstmalige Instandsetzungen, kleinere Um- und Erweite- 
rungsbauten an bundeseigenen Gebäuden und Liegenschaften 
im Wehrbereich VI, Landsberg; Saarburg-Kaserne 


j Die von den amerikanischen Stationierungsstreitkräften frei- 
| gegebenen Teile der Saarburg-Kaserne in Landsberg wird für 
! die Unterbringung neu aufgestellter Einheiten dringend be- 
! nötigt. Vor Nutzung der Teilanlage sind jedoch die Instand- 
setzung der Kriegsbeschädigten Gebäude sowie Um- und 
1 Neubauten unbedingt erforderlich und — wegen der allge- 
meinen bestehenden Unterbringüngsschwierigkeiten — auch 
unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


•) 1 820 454,86 


Instandsetzung und Ausbau des ehemaligen Flugplatzes 
Mengen 

Der ehemalige Flugplatz Mengen wird dringend als Arbeits- 
platz für die in Landsberg stationierte Fliegerschule benö- 
tigt, damit die in Landsberg gestarteten Maschinen in 
Mengen landen und dann nach Landsberg zurückfliegen 
können. Dadurch wird die Kapazität des Flugplatzes Lands- 
berg fast verdoppelt. Die Ausgabe ist daher unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


32 283 377,61 


Freimachung von Liegenschaften für die Bundeswehr und 
die Bundeswehrverwaltung (Ausgaberest) 


Die Freimachung von Liegenschaften hat im Rechnungsjahr 
1959 unerwartet einen derartigen Umfang angenommen, 
daß die zum Beginn des Rechnungsjahres zur Verfügung 
stehenden Ausgabereste erheblich überschritten werden 
müssen. Da die Unterbringung der Bundeswehr außerge- 
wöhnliche Schwierigkeiten bereitet, besteht für die Frei- 
machung der Liegenschaften ein unabweisbares und unauf- 
schiebbares Bedürfnis, um den planmäßigen Aufbau der 
Bundeswehr nicht zu gefährden. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 
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14 12 — | 115 571 740,82 j Gemeinsame NATO-Infrastruktur auf dem Gebiete der Bun- 

apl.I)60 | j desrepublik ab Tranche VII b 

; In der Bundesrepublik gemeinsam zu finanzierende Bau- 
| Vorhaben müssen nach den vertraglich eingegangenen Ver- 
| | pflichtungen von der Bundesrepublik vorfinanziert werden, 

j Die Bereitstellung der für solche Maßnahmen im Rechnungs- 

! jahr 1959 aufzuwendenden Mittel ist daher unabweisbar. 

i 

Da die entstehenden Ausgaben durch die Ist-Einnahmen 
bzw. durch die am Schluß des Rechnungsjahres zu bildenden 
j Einnahmereste haushaltsmäßig gedeckt bzw. zu decken sind, 
j bedarf es keiner Einsparung an anderer Stelle. 

! 

14 15 19 538 200, — 281 308,45 Betrieb der Anlagen und Einrichtungen des Feldzeugwe- 

301 a sens, soweit nicht bei Tit. 301 b veranschlagt 

Bei der Aufstellung des Haushaltsplanes 1959 wurde die 
Höhe der Mittel bei Kap. 14 15 Tit. 301 a der Ausgabenent- 
wicklung angepaßt. Damals war nicht vorhersehbar, in wel- 
cher Höhe durch Umlagerungen von Versorgungsgütern 
aus grenznahen Gebieten unabweisbare Kosten entstehen 
würden. 

Durch die entstandenen unabweisbaren Transportkosten ist 
eine überplanmäßige Ausgabe erforderlich. 

Einsparung bei Kap. 14 15 Tit. 350. 

14 15 435 91 0 000, — 39 215 439,49 Beschaffung von Munition einschließlich Nahkampf-, Spreng- 

959 und Zündmitteln 

Die überplanmäßige Ausgabe war erforderlich für Käufe von 
Munition und Zubehör in den USA im Rahmen des Abkom- 
mens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika vom 3. Oktober 1956. 
Es handelt sich um Regierungskäufe, bei denen der Kauf- 
preis sofort zu zahlen ist; diese Zahlung war bei der Auf- 
stellung des Haushaltsplanes 1959 nicht vorhersehbar. 

Die Ausgaben sind unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 

_J4 1 5 100 000 000, — 75 070 783,30 Beschaffung von Feldzeugmaterial mit Ausnahme der Muni- 

964 tion r der Kraft- und Kampffahrzeuge sowie des optischen 

Materials 

I Die überplanmäßige Ausgabe war erforderlich für Käufe 
| j von Feldzeugmaterial in den USA im Rahmen des Abkom- 

mens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika vom 8. Oktober 
1956. Es handelt sich um Regierungskäufe, bei denen der 
Kaufpreis sofort zu zahlen ist; diese Zahlung war bei der 
Aufstellung des Haushaltsplanes 1959 nicht vorhersehbar. 

1 ! Die Ausgaben sind unabweisbar. 

I I 

I | Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825 
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25 000,- 


noch Einzelplan 14 — Bundesminister für Verteidigung 
11 182,52 ; Erhaltung der Musikinstrumente 


Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1959 wurde mangels Er- 
fahrung nicht vorausgesehen, daß die Instandsetzung und 
die Pflege der Musikinstrumente mehr Mittel beanspruchen 
würden als veranschlagt Um die Musikkorps einsatzbereit 
zu erhalten, mußten die erforderlichen Instandsetzungen 
durchgeführt werden Bei der Bedeutung, die den Musik- 
korps beim Aufbau der Bundeswehr für die Truppenbetreu- 
ung, die Nachwuchs Werbung und die Herstellung von Kon- 
takten zur Zivilbevölkerung zukommt, besteht für die üpl. 
Haushaltsausgabe ein unabweisbares Bedürfnis. 

Einsparung bei Kap. 14 17 Tit. 301. 


14 19 
958 


7 727 200,- 


2 763 207,26 I Beschaffung von Ausstattungen für militärische Betriebs- 
| einrichtungen der fliegenden Verbände 

I Mangels eigener Erfahrungen war die Luftwaffe gezwungen, 
sich bei der Beschaffung von Bodenbediengeräten 
weitgehend auf die Vorschläge der Herstellerfirmen zu stüt- 
zen. Diese lagen nicht rechtzeitig zur Aufstellung des Haus- 
j haltsvoranschlages 1959 vor. Der Umfang der im Rech- 
: nungsjahr 1959 zu leistenden Ausgaben war infolgedessen 
nicht vorhersehbar. Ohne Bodenbediengeräte sind die 
Flugzeuge nicht einsatzbereit. 


Die Aufgaben waren daher unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


14 19 760 210 400,- 

965 


180 095 853,22 j Beschaffung von Flugzeugen und Flugkörpern 

i Der Beschaffung von Boden-Boden-Lenkflugkörpern haben 
' der Ausschuß für Verteidigung und der Haushaltsausschuß 
! des Deutschen Bundestages am 9. Dezember 1959 bzw. 
* 13. Januar 1960 zugestimmt. 

i Im Zeitpunkt der Aufstellung des Haushaltsvoranschlags 
: 1959 war der Bedarf von 526 000 000 DM nicht vorhersehbar. 

| Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


1421 

105 


81 500,- 


11 000, — Unterhaltszuschüsse für Beamte auf Widerruf im Vorberei- 

tungsdienst 

50 v. H. der im Rechnungsjahr 1959 eingestellten Beamten- 
anwärter sind verheiratet. Dieser hohe Anteil war bei der 
Ermittlung des Haushaltsbetrages nicht vorauszusehen und 
ergab zwangsläufig höhere Ausgaben. 

Einsparung bei Kap. 14 21 Tit. 101. 


14 21 

215 a~ 


350 000,- 


171 000, — Reisekoslenvergütungen (Inlandsreisen) 

Im Laufe des Rechnungsjahres 1959 haben sich die bisherigen 
Aufgaben des Bundesamtes für Wehrtechnik und Beschaf- 
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! fung erheblich erweitert; außerdem sind neue Aufgaben, 

und zwar besonders infolge der Unterstellung der Erpro- 
i bungsstellen und der Marinearsenale hinzugekommen. Die 
; dadurch hervorgerufene Vermehrung der Dienstreisen war 
i nicht vorausgesehen. Die Reisen waren zur ordnungsmäßi- 
; gen Erledigung, der übertragenen Aufgaben unbedingt erfor- 
1 derlich und die Mehrausgaben infolgedessen unabweisbar. 

! Einsparung bei Kap. 14 21 Tit. 309. 


L4 21 j 442 000, — 236 000, — I Gebühren und Kosten für Güteprühmgen 

308 

1 I Infolge unvorhergesehener Erweiterung von Beschaftungs- 

I maßnahmen auf verschiedenen Gebieten sowie nicht erwar- 
teter Vorverlegung von Lieferungen mußten für Güteprüfun- 
gen im Rechnungsjahr 1959 höhere Gebühren und Kosten 
als veranschlagt aufgewendet werden. Die Ausgaben ent- 
standen zwangsläufig, weil der Abnahme der Lieferungen 
die Güteprüfung vorausgehen muß; sie waren somit unab- 
weisbar. 

i i 

Der BMF hat dem Antrag einer überplanmäßigen Ausgabe 
| nachträglich nicht zugestimmt. 

j Einsparung bei Kap. 14 21 Tit. 309. 


14 22 j 10 000,— 
219 


Gerichts- und ähnliche Kosten 

Der Haushaltsbetrag für das Rechnungsjahr 1959 war man- 
gels Erfahrungen geschätzt. Die nicht vorausgesehene Aus- 
gabensteigerung gegenüber den Vorjahren ist darauf zurück- 
zuführen, daß sich die durch die Musterungen hervorgerufe- 
| nen Rechtsstreitigkeiten finanziell erst mit erheblicher Ver- 
! spätung ausgewirkt haben. Die Ausgaben sind infolge ihrer 
j rechtlichen Verpflichtung unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 22 Tit. 298. 


14 23 300 000,— 

113 


160 200 — 


| Leistungen des Bundes nach Maßgabe des Eignungsübungs- 
j gesetzes 

i 


i 


f 


Die Zahl der Soldaten, die zu einer Eignungsübung einbe- 
rufen wurden, war höher als bei Aufstellung des Haushalts 
1959 angenommen werden konnte. Hierdurch sind unvor- 
hergesehene und unabweisbare Mehrausgaben entstanden. 
Die Zahlungen erfolgen im Rahmen der Vorschriften des Eig- 
nungsübungsgesetzes. 


Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 111. 
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59 400,— 

- Bundesminister für Verteidigung — 

Leistungen des Bundes nach Maßgabe des Arbeitsplatz- 


Nachdem die Ausführungsbestimmungen zu den Allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften zur Durchführung des § 209 a RVO 
im Bundesanzeiger vom 1. Oktober 1959 veröffentlicht wor- 
den sind, sind Beitragsrückstände in den letzten beiden Mo- 
naten des Rechnungsjahres in erhöhtem Umfange angefor- 
dert und durch die nachgeordneten Dienststellen unter Über- 
schreitung der zugewiesenen Haushaltsmittel bezahlt wor- 
den. Es handelt sich um gesetzliche Zahlungsverpflichtungen. 
Die Haushaltsüberschreitungen wurden erst nach Abschluß 
des Rechnungsjahres festgestellt. 


Der Bundesminister der Finanzen hat einer überplanmäßi- 
gen Ausgabe nachträglich nicht zugestimmt. 


Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 111. 


14 23 
115 


24 960 000 — 


7 545 200 — 


Leistungen des Bundes nach Maßgabe des Unterhaltssiche- 
mngsgesetzes 


I Die Mehrausgaben sind durch Erhöhung der Zahl der 
| anspruchsberechtigten Familien und zum Teil auf höhere 
Leistungen in Einzelfällen gegenüber den Berechnungs- 
1 unterlagen zum Haushaltsvoranschlag notwendig geworden. 


Sie waren nicht vorauszusehen und sind unabweisbar. Es 
handelt sich um gesetzliche Zahlungsverpflichtungen im 
Rahmen des Unterhaltssicherungsgesetzes. 


Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 111. 


14 23 
116 


2 772 000 — 


389 000 — 


Ubergangsbeihilfen (Entlassungsgeld) für die nach Ablei- 
stung des 12monatigen Grundwehrdienstes zu entlassenden 
wehrpflichtigen Soldaten 


Die der Berechnung des Haushaltsansatzes 1959 zugrunde 
liegende Zahl der zur Entlassung kommenden Wehrpflich- 
tigen von 45 000 war zu niedrig. Im Laufe des Rechnungs- 
jahres ist das Entlassungsgeld an 48 884 Soldaten — hiervon 
waren 5 698 verheiratet — gezahlt worden. Die nachgeord- 
neten Dienststellen naben das Entlassungsgeld unter Über- 
schreitung der Haushaltsmittel, aber im Rahmen der mit 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen erlassenen 
Richtlinien, gezahlt. 

Die Überschreitung der Haushaltsmittel ist erst nach Ab- 
schluß des Rechnungsjahres 1959 bekanntgeworden. 


Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 111. 
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14 23 1 2 720 000 — 

308 


634 100 — 


Fahrkosten für auswärtigen Familienbesuch für Soldaten, 
die Wehrsoldempfänger sind 

Die der Berechnung des Haushaltsansatzes 1959 zugrunde 
liegende Durschnittsstärke von 68 000 wehrpflichtigen Sol- 
daten hat sich auf rd. 76 000 und der Durchschnittsbetrag- je 
Fahrt von 20 DM auf 22 DM erhöht. Zahlungen wurden im 
Rahmen des Erlasses vom 23. März 1957 (VMB1. S. 33) ge- 
leistet. 

Die Mehrausgaben waren nicht vorauszusehen und unab- 
weisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 111. 


Einzelplan 19 — Bundesverfassungsgericht — 


1901 

107 


20 800 — 

i 


j 

i 

i 


I 


20 01 : 90 500 — 1 

107 


20 01 65 000 — 

108 


14 443,15 


Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte und 
der Beihilfengrundsätze für Angestellte und Arbeiter 

Die Häufung der Krankheitsfälle sowie die gestiegenen 
Kosten für Heilbehandlung und Arzneien haben eine außer- 
gewöhnlich starke Inanspruchnahme der Beihilfemittel zur 
Folge. Der nach Kopfsätzen errechnete Haushaltsansatz 1959 
reicht zur Deckung der anfallenden Ausgaben nicht aus. Auf 
die Gewährung der Beihilfe besteht Rechtsanspruch. Die 
Ausgabe ist daher unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 19. 


Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 

10 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilf evorsdiriften für Beamte und 
der Beihilfengrundsätze für Angestellte und Arbeiter 

Der Haushaltsansatz 1959 wurde nach Kopfsätzen errechnet. 
Er hat sich infolge unvorhergesehener Beihilfefälle als nicht 
ausreichend erwiesen. Da auf die Gewährung von Beihilfen 
ein Rechtsanspruch besteht, waren die Ausgaben unab- 
weisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 20. 

17 000, Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 

Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter 

Die Mehrausgabe ist für die Bezahlung von Beschäftigungs- 
vergütungen und Trennungsentschädigungen infolge Bewilli- 
gung neuer Stellen erforderlich. Im Zeitpunkt der Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1959 war nicht vorauszu- 
sehen, in welchem Umfange bei der Besetzung der neu be- 
willigten Stellen Trennungsentschädigungen usw. zu zahlen 
sein werden. 

' Einsparung innerhalb des Einzelplans 20. 
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20 01 
206 


20 01 
215 a 


209 000, — 32 000, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Die Mehrausgabe ist insbesondere bedingt durch die An- 
mietung weiterer Diensträume, die Erhöhung der Wartungs- 
verträge und der für die Reinigung vereinbarten Pauschal- 
vergütung (Unternehmerreinigung) infolge tariflicher Lohn- 
erhöhungen und zwangsläufig durch die allgemeine Er- 
höhung der Heizungs- und Strompreise. 

Diese Mehrkosten waren bei Aufstellung des Haushaltsplans 
1959 nicht vorherzusehen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 20. 

540 000, — 20 000, — Reisekostenvergütungen (Inlandsreisen) 

i 

Die Mehrausgabe wird verursacht durch die bis zum Schluß 
des Rechnungsjahres noch unumgänglich durchzuführenden 
1 örtlichen Prüfungen, insbesondere durch die auf Ersuchen 
des BMF vordringlich vorzunehmende Organisations- und 
Wirtschaftlichkeitsprüfung des BMV. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 20. 


24 01 
101 


Einzelplan 24 — Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes — 

2 501 400, — 20 000, — Amtsbezüge des Ministers und Dienstbezüge, Zulagen und 

Zuwendungen der planmäßigen Beamten (einschließlich der 
in Planstellen angestellten Beamten auf Probe) 

Der nach Anlage 1 RWB in der Fassung der Bemerkungen 
1 für die Aufstellung der Voranschläge 1959 — Abschnitt B 
Nr. 8 I. B. — errechnete Ansatz reichte nicht aus, um die 
Dienstbezüge der Beamten zahlen zu können. 

Die Mehrausgabe war unvorhersehbar, da nicht angenom- 
men werden konnte, daß sich der nach den gegebenen Richt- 
linien errechnete Jahresbetrag als zu niedrig herausstellen 
würde. Sie ist ferner unabweisbar, da auf die Zahlung der 
Dienstbezüge ein Rechtsanspruch besteht. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 24. 


24 01 
200 


70 000,— 


21 500, — Geschäftsbedürfnisse 

Aus Anlaß des Begräbnisses des Bundesministers Dr. Lind- 
rath sind für die Gestellung eines Sonderzuges der Bundes- 
bahn für die Beförderung der Teilnehmer an der Beisetzung 
in Heidelberg sowie für Nachrufe in den Zeitungen Aus- 
gaben entstanden, die aus den im laufenden Rechnungsjahr 
zur Verfügung stehenden Mitteln nicht bestritten werden 
konnten. 

Die Ausgaben waren nicht vorauszusehen und sind unab- 
weisbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 24. 
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24 01 
204 


24 03 
apl. 760 


35 000, — 13 000,— Unterhaltung der Gebäude 

j Für Renovierungs- und Instandsetzungsarbeiten des für die 
Unterbringung von Bediensteten des Ministeriums übernom- 
j menen früheren Zollamtsgebäudes in Bonn, Husarenstraße 28, 
I sind zusätzliche Ausgaben entstanden, die aus den zur Ver- 
I fügung stehenden Mitteln nicht bestritten werden konnten. 

1 Die Mehrausgaben waren unvorhersehbar, da bei Aufstel- 
| j lung des Haushalts 1959 mit der Übernahme des Ge- 

! bäudes noch nicht zu rechnen war. Sie waren ferner unab- 
' weisbar, da sich die Diensträume in einem abgenutzten, 
i schlechten Zustand befanden. 

1 Einsparung innerhalb des Einzelplans 24. 


*) 118 380,42 ' München-Ludwigsfeld; Beseitigung von Feuchtigkeitsschäden 
! an der bundeseigenen Wohnsiedlung für Kasernenverdrängte 

i 

1 : Plötzlich auftretende Baumängel an den einzelnen Wohn- 

blöcken der bundeseigenen Wohnsiedlung zwingen dazu, die 
: Außenfassaden, insbesondere an den Wetterseiten, mit bitu- 
i mierten Holzfaserdämmplatten gegen das Eindringen von 
Feuchtigkeit zu schützen. Diese Arbeiten waren nicht vorher- 
sehbar. Andererseits war, um Schadensersatzansprüche der 
Mieter zu vermeiden, da bei starkem Schlagregen die Feuch- 
tigkeit durch die Mauern drang und den Innenputz durch- 
feuchtete, die Durchführung der Baumaßnahme unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 24. 


24 03 
apl. 762 | 




*) 114 000, — i Bonn, Koblenzer Straße 217; Umbau- und Instandsetzungs- 
; maßnahmen 

i An dem durch die Interparlamentarische Arbeitsgemeinschaft 
j als Mieterin genutzten bundeseigenen Grundstück sind Um- 
! bau- und Instandsetzungsmaßnahmen erforderlich, die vor- 
| her in ihrem Umfang und ihrer Dringlichkeit nicht erkannt 
| werden konnten. Es handelt sich insbesondere um eine 
j grundsätzliche Erneuerung der Anlagen für Be- und Ent- 
wässerung, der elektrischen Lichtanlage und der Heizungs- 
anlage. Insbesondere die im Jahre 1892 eingebaute Nieder- 
druckdampfheizungsanlage ist verbraucht. Zur Gefahren- 
beseitigung ist eine Erneuerung unbedingt erforderlich, 
j Diese Baumaßnahmen sind unabweisbar und waren in ihrem 
| Umfang nicht vorhersehbar. 


i Einsparung innerhalb des Einzelplans 24. 


24 03 2 000 000, 800 000, — j Beseitigung von militärischen Anlagen des Westwalls und 

ggQ | | Zahlung von Entschädigungen 

! Die Reste der Westwallanlagen hindern in vielen Fällen die 
| ! betroffenen Grundstückseigentümer bei der Bewirtschaftung 

ihrer Ländereien. Sie sind auch, wie mit dem Haushalts- 
! ' ausschuß des Deutschen Bundestages abgesprochen, aus 

I | grenzlandpolitischen Gründen an verschiedenen Stellen zu 
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24 04 61 400 — 

200 " 


24 04 3 000,— 

205 ~ 


24 04 60 000 — 

206 


i 


beseitigen. Im Rechnungsjahr 1959 ist der Ansatz um 
2 000 000 DM herabgesetzt worden, da höhere Ausgabereste 
vorhanden waren und diese im Zuge der Minderung dieser 
: Reste erst verbraucht werden sollten. Die Beseitigungsarbei- 
; ten sind jedoch vom Land Baden-Württemberg, begünstigt 
| durch das für diese Arbeiten vorteilhafte Sommerwetter, 

: zügiger durchgeführt worden als vorhersehbar war. Es be- 
! steht ein unabweisbares Bedürfnis zur Fortführung dieser 
j vom Land vorzunehmenden Beseitigungsarbeiten. Da im 
Voranschlag für das Rechnungsjahr 1960 bei diesem Titel 
nur 4 000 000 DM veranschlagt sind, dieser Betrag aber unter 
Anlegung schärfster Maßstäbe kaum zur Befriedigung der 
gestellten Forderungen der Länder für die Beseitigungs- 
arbeiten ausreichen wird, wird gemäß § 3 Abs. 1 Haushalts- 
gesetz 1959 von der Anwendung des § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO 
Abstand genommen. 

45 800, — | Geschäftsbedürfnisse 

j Mehrausgaben infolge Übertragung von Bundesbauaufgaben 
I in Berlin aus dem Zuständigkeitsbereich der Sonderver- 
I mögens- und Bauverwaltung auf die Bundesbaudirektion 
Berlin, Durchführung der Baumaßnahme THW sowie infolge 
zusätzlicher Erstattungen an das Auswärtige Amt für ver- 
; auslagte Beträge anläßlich der Beschaffung zusätzlicher Ge- 
' schäftsbedürfnisse für die 13 vergrößerten Auslandsbau- 
! leitungen und Vermehrung der der Bundesbaudirektion an- 
geschlossenen Bauleitungen. 

Die Mehrausgaben waren zur Aufrechterhaltung des Dienst- 
betriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 420. 

38 000, — Kleinere Neu- r Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 

Mehrausgaben durch den Erweiterungsbau der Bauleitungs- 
baracke für die Baumaßnahme „Reichstag" und die Auf- 
stellung eines Feldhauses (Bürobaracke auf dem Gelände 
des Bundeswirtschaftsministeriums zur vorübergehenden 
Unterbringung des neu eingestellten Personals der Bundes- 
baudirektion Berlin — - Außenstelle Bonn). 

Die Mehrausgaben waren zur Aufrechterhaltung des Dienst- 
betriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 468. 

24 900, — | Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

| Mehrausgaben infolge Übertragung von Bauaufgaben des 
I Bundes in Berlin aus dem Zuständigkeitsbereich der Sonder- 
vermögens- und Bauverwaltung auf die Bundesbaudirektion 
i Berlin, Durchführung der Baumaßnahme THW sowie zusätz- 
| liehe Erstattungen an das Auswärtige Amt für verauslagte 
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24 04 
’ 215 


24 04 
218 ' 


24 04 
299~ 


2404 
apl. 710 


Beträge im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung zusätz- 
licher Diensträume für die 13 vergrößerten Auslandsbau- 
leitungen. Darüber hinaus sind durch die Vermehrung der 
Berliner Bauleitungen weitere Bewirtschaftungskosten ange- 
fallen. 

Die Mehrausgaben waren für die Aufrechterhaltung des 
Dienstbetriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 420. 


28 000 — i 

I 




i 

i 


600 000 — 


25 700, — Reisekostenvergütungen (Inlandsreisen) 

Mehrausgaben infolge Übertragung von Bundesbauaufgaben 
in Berlin aus dem Zuständigkeitsbereich der Sonderver- 
mögens- und Bauverwaltung auf die Bundesbaudirektion 
Berlin und die Durchführung der Baumaßnahme THW sowie 
Vermehrung der Bauleitungen. Hierdurch sind erhöhte 
Pauschvergütungen und Dienstreisen angefallen. 

Die Mehrausgaben waren für die Aufrechterhaltung des 
Dienstbetriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 420. 

1 250 000, — Kosten für Sachverständige, Architekten und Spezial- 

ingenieure 

1 Mehrausgaben infolge Übertragung von Bundesbauaufgaben 
in Berlin aus dem Zuständigkeitsbereich der Sonderver- 
mögens- und Bauverwaltung auf die Bundesbaudirektion 
Berlin, Durchführung der Baumaßnahme THW und Aus- 
landsbauten durch Einsatz von Honorararchitekten und 
| Speizalingenieuren zur Beschleunigung der Baumaßnahmen. 

! Es handelte sich hierbei um Zahlungsverpflichtungen, die 
unabweisbar waren. 

| Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 467. 


73 100, — 


50 000,— 


Vermischte Verwaltungsausgaben 

Mehrausgaben durch Ausschreibung von Wettbewerben für 
Baumaßnahmen im Raume Bonn. Die Entscheidung über die 
Baumaßnahmen fiel erst nach Aufstellung des Haushalts- 
plans 1959. 

Die Mehrausgaben waren nicht vorhersehbar und unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 420. 


•) 75 000,— 


Errichtung einer Bauleitungs- und Unterkunftsbaracke für 
j die Durchführung der Sonderbaumaßnahme THW 

Mehrausgaben infolge der Errichtung einer Bauleitungs- und 
Unterkunftsbaracke einschließlich der sonstigen Nebenräume 
I wie Paus- und Vervielfältigungsraum u. a. für die Durch- 
! führung der Sonderbaumaßnahmen THW. 


| Die Ausgaben waren unabweisbar und unvorhersehbar, 
i Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 420. 
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24 04 
apl 711 


*) 65 000 — 


Bonn-Duisdorf; Verlegung und Erweiterung einer Bau- 
leitungsbaracke auf der Hardthöhe 

Mehrausgaben durch Erweiterung und Verlegung einer Bau- 
leitungsbaracke von ihrem bisherigen Standort im Zusam- 
menhang mit der Errichtung von zusätzlichen Gebäuden auf 
der Hardthöhe in Bonn-Duisdorf für das Bundesverteidi- 
gungsministerium. Um die Baumaßnahme für die Endunter- 
bringung des BMVtdg in Angriff nehmen zu können, waren 
die Ausgaben unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 420. 


25 02 
apl. 617 


25 03 
apl. 532 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 


*) 13 000, — ■ Zuschuß zu den Kosten der Informationsarbeit des Deutschen 
Bauzentrums e. V. r Köln 


j Auf Grund eines Gutachtens des Bundesbeauftragten für 
I Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung ist die Informations- 
| stelle des Deutschen Bauzentrums e. V. in Köln durch Be- 
schluß der Mitgliederversammlung am 25. Januar 1960 auf- 
gelöst worden. Zu ihrer Abwicklung war im Haushaltsplan 
1958 bei Kap. 25 02 Tit. 613 letztmalig ein Bundeszuschuß in 
. Höhe von 100 000 DM (neben dem Zuschuß von 150 000 DM 
| für die weiterhin zu fördernde Dokumentationsstelle für 
i Bautechnik in Stuttgart) ausgebracht. Aus diesen Mitteln 
! konnten die noch bestehenden Verpflichtungen des Deut- 
! sehen Bauzentrums nicht restlos gedeckt werden. Im Zuge 
j der Liquidation müssen noch einige Verbindlichkeiten, denen 
I nach der Schlußbilanz entsprechende Vermögenswerte nicht 
gegenüberstehen, erfüllt werden. 

Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 600. 


*) 300 000 000, — Darlehen an die Länder zur Finanzierung des Wohnungs- 
baues zugunsten von Flüchtlingen aus der sowjetischen Be- 
satzungszone und dem sowjetisch besetzten Sektor Berlins 
sowie der ihnen gleichgestellten Personen 

Zur Deckung der Ausgaben für den o. a. Verwendungszweck 
sind bei Kap. A 25 03 Tit. 532 veranschlagt 632 000 000, — DM 
i zuzüglich der Ausgabenreste bei diesem 
Titel in Höhe von 38 312 093,65 DM; 

somit sind im Rechnungsjahr 1959 Haus- 
I haltsmittel verfügbar im Betrage von 670 312 093,65 DM. 

! Die bisherige und die für die übrigen Monate des laufen- 
den Rechnungsjahrs zu erwartende Ausgabenentwicklung 
läßt erkennen, daß wahrscheinlich mit einer Gesamtausgabe 
! von rd. 970 000 000 DM gerechnet werden muß. Die zu er- 
wartende Mehrausgabe von 300 000 000 DM ist auf die 
unvorhersehbar zügige Abwicklung der Bauprogramme für 
den Flüchtlingswohnungsbau, die durch die Witterungsver- 
hältnisse begünstigt worden ist, zurückzuführen. Zur konti- 
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noch Einzelplan 25 — Bundesniinister für Wohnungsbau — 

nuierlichen Fortführung des Flüchtlingswohnungsbaues sind 
in den Vorjahren auf Grund von Bindungsermächtigungen 
den Ländern gegenüber Verpflichtungen eingegangen wor- 
den, die über den Haushaltsansatz des jeweiligen Jahres 
hinausgehen, weil im Haushalt nur der jeweils voraussicht- 
lich zu erwartende Kassenbedarf des laufenden Jahres ver- 
anschlagt worden ist (Kassenprinzip). 

Die Mehrausgabe war bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans für 1959 nicht vorhersehbar. Zur Leistung der 
! Mehrausgabe besteht ein unabweisbares Bedürfnis; sie dient 

zur Erfüllung der den Ländern gegenüber eingegangenen 
Verpflichtungen. Eine Verlagerung der Mehrausgabe in das 
Rechnungsjahr 1960 ist nicht möglich, da hierdurch Schwierig- 
keiten mit den Ländern entstehen und in der Fortführung 
der Baumaßnahmen Unterbrechungen eintreten würden. 

Da überplanmäßige Ausgaben zu Lasten des außerordent- 
lichen Haushalts gemäß § 33 Abs. 2 RHO nicht geleistet wer- 
den dürfen, ist die Ausgabe außerplanmäßig bei Kap. 25 03 
Tit. 532 zu leisten. 

i Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
| seiner 101. Sitzung am 13. Januar 1960 von der außerplan- 
I mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 02 
302 


580 000 — 


26 02 
602 


8 550 000,— 


328 000, — Sammlung und Bearbeitung von Unterlagen über deutsche 
Zivilgefangene in der UdSSR 

Die Aufgaben des Sudidienstes Hamburg sind nach Abschluß 
der deutsch/sowjetischen Vereinbarung über die Repatri- 
ierung vom 8. April 1958 erheblich gewachsen. Mit den bis- 
her bereitgestellten Mitteln können nur die täglich aus der 
Sowjetunion und von Angehörigen zurückgehaltener 
Deutscher eingehenden 800 Zuschriften und die Rückführung 
der 13 000 restlichen Angehörigen der Gruppe A (Memel- 
deutsche, Staatsvertragsumsiedler) bearbeitet werden. 
120 000 Anträge von Deutschen, die sich in den Jahren 1956 
und 1957 an die Deutsche Botschaft in Moskau gewandt 
haben, blieben jedoch unerledigt. Für die Gruppe B (Ad- 
ministrativumsiedler, deutsche Staatsangehörige) bleiben die 
sich aus den Vereinbarungen ergebenden Chancen unge- 
nutzt, wenn nicht sofort Abhilfemaßnahmen getroffen wer- 
den. Die Bereitstellung weiterer Mittel ist unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 26 02 Tit. 307. 

90 000, — Zuwendungen für die Erfüllung von Suchdienstaufgaben 

Durch Befragungsaufträge mit Vermißtenbildlisten sind die 
Kreisnachforschungsstellen des DRK-Suchdienstes in größe- 
j rem Umfange mit zusätzlichen Arbeiten belastet. Damit die 
| Arbeiten zu dem gewünschten Erfolg führen, wurden den 
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26 02 
apl. 607 


Kreisnachforschungsstellen im Rechnungsjahr 1959 erstmalig 
Mittel zugestanden. Es hat sich aber ergeben, daß die bewil- 
ligten Zuwendungen nicht ausreichen. 

Der Bundesbeauftragte für die Wirtschaftlichkeit in der Ver- 
waltung hält auf Grund von Prüfungen die Bereitstellung 
weiterer Mittel für notwendig. Die Unabweisbarkeit ist durch 
das Prüfungsergebnis begründet. 

Einsparung bei Kap. 26 02 Tit. 307. 


*) 210 000 ,— 


Beitrag der Bundesrepublik zum Weltflüchtlingsjahr 


Im Hinblick auf die von anderen Staaten für das Weltflücht- 
lingsjahr geleisteten Beiträge ist eine Erhöhung der von der 
Bundesrepublik bisher bereitgestellten Mittel unabweisbar. 
Von dem Betrag sind 210 000 DM für Schulen der in 
Deutschland weilenden heimatlosen Ausländer bestimmt. 


Die Ausgabe war bei Aufstellung des Haushalts 1959 nicht 
vorauszusehen. 


Einsparung innerhalb des Einzeplans 26. 


Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


27 0 t 
604 


8 500 000 — 


5 799 200 — 


Betriebsbeihilfen zur Sicherung des Güterverkehrs mit Berlin 

Die Bundesregierung hat gemäß Kabinettsbeschluß vom 
21. Mai 1958 die aufgrund der sowjetzonalen Verordnungen 
über die Erhebung von Wasserstraßenbenutzungsgebühr 
vom 24. April 1958 von den Schiffern der Bundesrepublik zu 
zahlenden Gebühren übernommen. Die im Rechnungsjahr 
1958 hierfür aufgewendeten Kosten wurden bei Kap. 12 03 
Tit. apl. 714 verrechnet, da angenommen werden konnte, daß 
die Gebühren als Ausgleich für Schäden erhoben wurden, die 
unter Umständen durch den Bau einer Staustufe bei Geest- 
hacht (Elbe) eintreten würden. 


Obwohl inzwischen der Stau bei Geesthacht so weit gesenkt 
wurde, daß keinerlei Schäden im Bereich der Sowjetzone 
hierdurch entstehen, hat die sowjetische Besatzungszone auf 
die Erhebung dieser Gebühren nicht verzichtet; da somit die 
rechtliche Begründung einer Schadensersatzforderung ent- 
fällt und es sich vielmehr um politische Maßnahmen handelt, 
sind die anfallenden Gebühren vom Rechnungsjahr 1959 ab 
aus Kap. 27 01 Tit. 604 zu erstatten. Sie belaufen sich für 
den Zeitraum des Rechnungsjahres 1959 auf rd. 26 849 200 DM. 
Darüber hinaus hat sich für die „Sonderaktion Straßen- 
benutzungsgebühr" ein Mehrbedarf von 1 950 000 DM er- 
geben. 

Die Mehrausgabe war insbesondere durch die Bevorratung 
der Stadt Berlin bedingt. 
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Die Entwicklung war nicht vorauszusehen. Die Ausgaben 
| waren unabweisbar und konnten nicht bis zum nächsten 
Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 127. Sitzung von der überplanmäßigen Haushaltsaus- 
gabe zustimmend Kenntnis genommen. 


27 01 
607 


ii oooooo,— ! 


4 997 000,— 


Förderung besonderer kulturpolitischer Maßnahmen gesamt- 
deutschen Charakters in Berlin 


Die Mehrausgabe war zurückzuführen auf eine Programm- 
erweiterung im Rechnungsjahr 1958, die sich auch im Rech- 
j nungsjahr 1959 ausgabensteigernd ausgewirkt hat und aus 
| politischen und kulturpolitischen Gründen nicht eingeschränkt 
| werden konnte. 

j Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
I seiner 103. Sitzung von der überplanmäßigen Bewilligung 
| zustimmend Kenntnis genommen. 


Einzelplan 29 — Bundesminister für Familien- und Jugendfragen — 


29 01 7 500 000 — 

571 c 


i 


7 000 000 — 


Beihilfen (Überbrückungsvorschüsse und Zuschüsse) an 
jugendliche Zuwanderer für ihre Schul- und Berufsausbildung 
(einschließlich Umschulung und Fortbildung) 


Die Anforderung von Haushaltsmitteln durch die Länder und 
den BMI zur Zahlung von Beihilfen an jugendliche Zuwande- 
rer für ihre Schul- und Berufsausbildung erfolgt nach den 
festen Sätzen des Abschnitts XXII der Richtlinien für den 
Bundes jugendplan vom 16. Dezember 1958 (GMB1. 1959 S. 33). 
Es ist deshalb nicht möglich, solche Mittelanforderungen unter 
Hinweis auf die erschöpften Haushaltsmittel zurückzuweisen. 


Der Mehrbedarf konnte im Zeitpunkt der Aufstellung des 
Voranschlags 1959 nicht vorausgesehen werden, weil nach 
der zögernden Inanspruchnahme der Mittel während der An- 
laufzeit sich erst im Laufe des Rechnungsjahres 1959 ein ver- 
stärkter Bedarf bemerkbar machte. Die Leistung der Mehr- 
ausgaben war unaufschiebbar und unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 92., 107. upd 121. Sitzung von der überplanmäßigen 
Ausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 


l 
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Einzelplan 31 — Bundesminister für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft — 


31 01 
107 


30 300 — 


i 




3101 i 128 500,— 
206 ! 


31 01 


850 


i 

I 


21 700 — 


j 

! 


i 


22 000 — 


Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte und 
der Beihilfengrundsätze für Angestellte und Arbeiter 


Eine große Anzahl von Krankheitsfällen, darunter mehrere 
längere Krankenhausaufenthalte von Bediensteten, sowie die 
gestiegenen Kosten für die Heilbehandlung und Arzneien 
hatten eine außergewöhnlich starke Inanspruchnahme der 
Beihilfemittel zur Folge. Der nach Kopfsätzen veranschlagte 
Haushaltsansatz 1959 reichte daher zur Deckung der ange- 
fallenen Ausgaben nicht aus. Auf die Gewährung der Bei- 
hilfen besteht ein Rechtsanspruch. 

Die Mehrausgabe war deshalb unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 31 01 Tit. 108. 


22 919,74 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Zur Deckung des anerkannten Raumbedarfs des Bundes- 
ministeriums für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft 
mußten im Haushaltsjahr 1959 nachstehende Dienstunter- 
künfte angemietet werden: 

Bad Godesberg, Luisenstr. 40 (Baracke), ab 1. April 1959 


Bad Godesberg, Rheinallee 2a, ab 1. Mai 1959 (anstelle des an 

den Wehrbeauftragten des 
Deutschen Bundestages abge- 
gebenen bundeseigenen Ge- 
bäudes in Bonn, Koblenzer 
Straße 111) 


Bad Godesberg, Luisenstr. 42, ab 1. November 1959 


Die hiernach dem BMAt zur Verfügung stehenden Dienst- 
räume bleiben noch unter dem anerkannten Raumbedarf, der 
dem geplanten Erweiterungsbau „Godesberger Hof" zu- 
grunde liegt. 


| Bei der Aufstellung des Haushalts 1959 war die Höhe der 
! Mietzahlungen nicht vorherzusehen. Die Ausgabe war un- 
| abweisbar. 

Einsparung bei Kap. 31 01 Tit. 218. 


7 743,50 


Anschaffung von verwaltungseigenen Kraftfahrzeugen 


Die für das Haushaltsjahr 1959 vorgesehene Ersatzbeschaf- 
fung des Minister-Dienstkraftwagens war auf Grund des 
kraftfahrzeugtechnischen Gutachtens erforderlich geworden. 
Die Höhe der Kosten für das Ersatzfahrzeug Typ Mercedes 
220 SE — dieser Typ ist erst im Jahre 1959 herausgebracht 
worden — war bei der Veranschlagung der Haushaltsmittel 
1959 noch nicht bekannt. 


Die mithin unvorhersehbaren Mehrkosten von 1900 DM 
waren unabweisbar, weil der neue Fahrzeugtyp gegenüber 
dem veranschlagten Typ Mercedes 220 eine wünschenswerte 
I höhere Leistung und eine größere Sicherheit, insbesondere 
I für die Fernfahrten im In- und Ausland, bietet. 


64 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2249 



! 

An über- und 



Haushalts- 

•) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit’ 

1959 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 31 — Bundesminister für Atomkerr.energie und Wasserwirtschaft — 


Auf Grund eines Motorschadens wurde außerdem der als 
Mehrzweck-Fahrzeug zur Aufrechterhaltung des Dienstbe- 
triebes unbedingt notwendige verwaltungseigene VW-Bus 
aus wirtschaftlichen Gründen für aussonderungsreif erklärt. 
Die Ersatzbeschaffung war unvorhersehbar und unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 31 01 Tit. 218. 


i 

31 02 ! 5 800 000, — 3 834 784,03 Anteil an den Betriebskosten der Kernreaktor Bau- und 

~ Betriebsgesellschaft mbH in Karlsruhe (K I) 

i Der Haushaltsansatz für 1959 war nach dem voraussichtlichen 

| kassenmäßigen Bedarf veranschlagt worden. Durch den 

; zügigen Baufortschritt ist bei dem Betrieb der Anlagen eine 

unvorhergesehene Erweiterung eingetreten. 

Die dadurch bedingte Betriebskostenerhöhung war vertrags- 
gemäß zu 75 v. H. vom Bund aufzubringen und daher unab- 
weisbar. 

Einsparung bei Kap. 31 02 Tit. 610. 


957 500 ! 245 381 45 Beitrag des Bundes an die Internationale Atomenergie-Orga- 

nisation (IAEO) in Wien 

Die Bundesrepublik Deutschland ist als Mitgliedstaat der 
IAEO gemäß Artikel XIV D der Satzung der IAEO zu einer 
Beitragszahlung verpflichtet, die dem Verteilerschlüssel zum 
ordentlichen Budget der Vereinten Nationen entspricht. Auf 
der Generalkonferenz vom 22. September bis 2. Oktober 1959 
wurde die Kostenbeteiligung der Bundesrepublik für das 
laufende Jahr 1959 endgültig auf 4,95 v. H. des Gesamtauf- 
■ kommens festgesetzt. Der für das Haushaltsjahr 1959 im 

Herbst 1958 vorläufig festgesetzte Beitragsanteil der Bun- 
! desrepublik betrug nur 3,98 v. H. des Gesamtaufkommens. 

i Hiernach wurde der Haushaltsansatz 1959 berechnet und ver- 

anschlagt. 

Die Mehrausgabe war nicht vorherzusehen. Infolge der Bei- 
! tragsverpflichtung wurde eine überplanmäßige Ausgabe un- 

abweisbar. 

Einsparung bei Kap. 31 02 Tit. 610. 


31 02 
677 


31 02 
870 


403 500,— 


Erstmalige Einrichtung und Ausstattung einer zentralen Ver- 
suchsanstalt für Strahlenschutzforschung und einer Ausbil- 
dungsstätte für die berufliche Fortbildung im Strahlenschutz 


| Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1959 konnte noch nicht 
] übersehen werden, ob und in welcher Höhe Mittel für die 
| erstmalige Einrichtung und Ausstattung der geplanten und 
j dringend notwendigen Versuchsanstalt benötigt würden. Es 
[ wurde daher zunächst nur ein Leertitel ausgebracht. 
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31 02 10 000 000,— 

896 I 


i Da die Bundesliegenschaft Neuherberg bei München am 
| 1. Juli 1959 für den neuen Zweck zur Verfügung stand, konnte 
mit dem unverzüglichen Aufbau und der Ausstattung der 
Versuchsanstalt begonnen werden. 

Die angefallenen Ausgaben waren unvorhersehbar und un- 
abweisbar. 

Einsparung bei Kap. 31 02 Tit. 891. 


2 319417,— 


Zuschüsse an die Gesellschaft für Kernforschung mbH in 
Karlsruhe (K II) für die Errichtung von Instituten und son- 
stigen Anlagen sowie deren Ausstattung 


Der Haushaltsansatz für 1959 war nach dem voraussicht- 
lichen kassenmäßigen Bedarf veranschlagt worden. Infolge 
des zügigen Baufortschritts wurden höhere Investitionsmittel 
als vorgesehen benötigt, die vertragsgemäß zu 75 v. H. vom 
Bund aufzubringen waren. Die überplanmäßige Mehraus- 
gabe war mithin unvorhersehbar und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 31 02 Tit. 891. 


Einzel plan 32 — Bundesschuld — 


32 03 
215 b 


20 000,— 

| 


i 

i 


i 

j 


18 000, — | Reisekostenvergütung (Auslandsreisen) 


Ein Auftrag zur Herstellung von Wertzeichenpapier ist 
wegen eines besonders günstigen Angebots im Juli 1959 an 
eine französische Firma vergeben worden. Das zur Herstel- 
lung des Papiers notwendige Aufsichts- und Kontrollpersonal 
mußte von der Bundesschuldenverwaltung gestellt werden. 
Zu diesem Zweck sind 10 Bedienstete für die Dauer von 
| etwa 6 Wochen nach Paris entsandt worden. Den hierdurch 
I entstandenen zusätzlichen Reisekosten in Höhe von rd. 

I 4800 DM stehen Einsparungen an Herstellungskosten in 
; Höhe von rd. 84 000 DM gegenüber. Die Vergabe des Auf- 
| trags an eine ausländische Firma konnte nicht vorhergesehen 
| werden, da die niedrigere Preiskalkulation sich erst auf 
! Grund der Ausschreibung ergeben hatte. 

Im Zusammenhang mit der Auslosung von Ausländsanleihen 
ist außerdem in größerem Umfange, als bei der Aufstellung 
! des Haushaltsentwurfs 1959 angenommen wurde, die Ent- 
! Sendung von Abordnungen der Bundesschuldenverwaltung 
; an den Sitz der Zahlungsagenten erforderlich geworden. Die 
1 Vorbereitungen der Auslosungstermine nach 30jähriger 
! Unterbrechung erfordert die Anwesenheit von Vertretern 
der Bundesschuldenverwaltung an den Auslosuagsorten. Die 
hierdurch entstehenden Mehrausgaben für Reisekosten be- 
j tragen rd. 13 200 DM. Die gesamte Mehrausgabe von 
j 18 000 DM ist unabweisbar und konnte bei der Aufstellung 
I des Haushaltsvoranschlags 1959 nicht vorhergesehen werden. 
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3200 

683 


1 185 500 f — ] 


i 


1 069 644,19 


Erstattung der Aufwendungen für die Ausgleichsforderungen 
der Deutschen Pfandbriefanstalt (Depfa) 


Nach dem Gesetz zur Überleitung der Beteiligung des ehe- 
maligen Landes Preußen am Grundkapital der Deutschen 
Pfandbriefanstalt auf den Bund vom 16. Februar 1954 (BGBl. I 
S. 439) erstattet der Bund den Ländern die von ihnen für die 
Zeit nach dem Inkrafttreten des Gesetzes zu leistenden Auf- 
wendungen (Zinsen und etwaige Tilgungsraten) für die Aus- 
gleichsforderungen der Depfa. Nach der Bestätigung der 
1. bis 5. Berichtigung der vorläufig abgeschlossenen Um- 
stellungsrechnung durch den Hessischen Minister für Wirt- 
schaft und Verkehr haben sich die der Depfa gegen die Län- 
der des Währungsgebiets zustehenden Ausgleichsforderun- 
gen wesentlich erhöht. Hierdurch ergibt sich wiederum eine 
Nachzahlung für Zinsen und Tilgungsbeträge in Höhe von 
1 069 644,19 DM. 


Die Ausgabe konnte nicht vorhergesehen werden und mußte 
deshalb überplanmäßig geleistet werden. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 32. 


32 09 
apl. 686 


32 09 
apl. 689 


*) 57 000 000,— 

i 


Erstattung der Tilgungsleistungen für die Ausgleichsforde- 
rungen, deren Schuldner die Länder sind 

Nach dem Gesetz über die Tilgung von Ausgleichsforderun- 
gen vom 14. Juli 1956 (BGBL I S. 507) hatten die Länder 
Ausgleichsforderungen in Höhe von 9 758 000 000 DM (Stand 
30. Juni 1959) zu tilgen. Das Bundesverfassungsgericht hat 
durch Beschluß vom 16, Juni 1959 das vorstehende Gesetz 
für nichtig erklärt mit der Begründung, daß es sich bei der 
Tilgung von Ausgleichsforderungen um Kriegsfolgelasten 
handele, die der Bund zu tragen habe. Um eine Unter- 
brechung der Tilgungsleistungen bis zu einer gesetzlichen 
Neuregelung der Tilgung der Ausgleichsforderungen zu ver- 
meiden, hat der BMF die Finanzminister der Länder gebeten, 
die Tilgungsraten, die am 31. Dezember 1959 fällig gewor- 
den wären, fristgerecht zu leisten. Er hat den Ländern die 
Erstattung der dafür aufgewendeten Beträge zugesagt. Der 
Gesamtbetrag der am 31. Dezember 1959 fällig werdenden 
Tilgungsraten wird auf 57 000 000 DM geschätzt. 


Die Ausgabe konnte bei Aufstellung des Haushaltsplans 
1959 nicht vorhergesehen werden. Sie ist unabweisbar und 
mußte deshalb außerplanmäßig geleistet werden. 


Einsparung bei Kap. 32 08 Tit. 525. 


*) 11 258 949,56 


Zahlungen im Rahmen der Abwicklung des deutsch-schwei- 
zerischen Abkommens über die deutschen Vermögenswerte 
in der Schweiz vom 26. August 1952 


Nach dem Gesetz vom 22. Juni 1957 (BGBl. II S. 497) ist der 
bei der Abwicklung des deutsch-schweizerischen Vermögens- 
abkommens entstandene Überhang an Beiträgen der Ver- 
mögenseigentümer zurückzuzahlen. Außerdem ist noch für 
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einzelne Überweisungen von Liquidationserlösen durch die 
Schweizerische Verrechnungsstelle (Umwandlungsfälle) der 
i DM-Gegenwert den deutschen Berechtigten zur Verfügung 
j zu stellen. In beiden Fällen wird der ausgegebene Betrag 
j anschließend aus dem bei der Deutschen Bundesbank ange- 
| legten Überhang wieder vereinnahmt, so daß eine Haus- 
, haltsbelastung nicht eintritt. 


Nach dem Stand der Abwicklung war zu erwarten, daß die 
Arbeiten mit Ablauf des Rechnungsjahres 1958 beendet wer- 
den können. Es hat sich jedoch ergeben, daß im Rechnungs- 
jahr 1959 weitere Auszahlungen vorgenommen werden muß- 
ten, so daß die erforderlichen Haushaltsmittel außerplan- 
mäßig bereitzustellen waren. 


I Einsparung innerhalb des Einzelplans 32. 


Einzelplan 33 — Versorgung — 


33 03 
150 


49 000 000,— 


536 000,— 


Ruhegehälter 


I Die Mehrausgaben sind auf Zunahme der Empfängerzahl in 
| nicht erwartetem Umfang zurückzuführen. Sie waren unvor- 
! hersehbar und unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 33. 


3303 

152 


12 000 000 ,— 


630 000,— 


Witwen- und Waisengelder 


Die Mehrausgaben sind auf Zunahme der Empfängerzahl in 
nicht erwartetem Umfang zurückzuführen. Sie waren unvor- 
hersehbar und unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 33. 


33 07 
155 


70 500 000,— 


l 


33 08 
150 " 


176 000 000,— 


11 820 000 — 


Beteiligung an den Versorgungslasten anderer Dienstherren 


Die Mehrausgaben sind durch nachträgliche Berechnung der 
für zurückliegende Zeiträume zu Lasten des Bundes gehen- 
den Anteile an den Vorsorgungslasten anderer Dienstherren 
erforderlich geworden, da die Verwaltungsvorschriften zu 
§ 42 G 131 erst am 3. September 1959 in Kraft getreten sind. 
Die Ausgaben waren unvorhersehbar und unabweisbar. 


; Einsparung innerhalb des Einzelplans 33. 


6 332 000, — | Ruhegehälter 

Die Mehrausgaben sind auf Zunahme der Empfängerzahl in 
nicht erwartetem Umfang zurückzuführen. Sie waren unvor- 
hersehbar und unabweisbar. 

; Einsparung innerhalb des Einzelplans 33. 
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36 08 
952 


2 500 000,— 


Einzelplan 36 — Zivile Notstandsplanung — 


636 150,95 


Ausbau der Fernmeldeeinrichtungen im Nahverkehrsraum 
für leitende Dienststellen des Bundes 


Die unter diesem Titel durchzuführenden Maßnahmen sind 
unabweisbar; sie sind als Vorausmaßnahmen für den Aus- 
bau der Nachrichtenverbindungen für leitende Dienststellen 
des Bundes von besonderer Bedeutung und Dringlichkeit. 
Die entstandenen Mehrkosten waren infolge der Besonder- 
heit des durchzuführenden Projektes unvorhersehbar. Mit 
Rücksicht auf die Dringlichkeit konnte die Ausgabe nicht bis 
zur Bewilligung durch einen späteren Haushaltsplan zurück- 
gestellt werden. Die Ausgabebewilligung gleicht der Ist- 
ausgabe. 

Einsparung bei Kap. 36 08 Tit. 710. 


Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 


40 03 ; 126 000 000,— 

306 i 


43 333 515,17 


Kosten der sozialen Fürsorge für Kriegsbeschädigte, Kriegs- 
hinterbliebene und ehemalige politische Häftlinge (ausge- 
nommen Darlehen) 


Die Kosten der sozialen Fürsorge für Kriegsbeschädigte, 
Kriegshinterbliebene und ehemalige politische Häftlinge sind 
im Rechnungsjahr 1959 stärker angewachsen, als bei der 
Aufstellung des Haushaltsplans 1959 erwartet werden 
konnte. 


Die Maßnahmen der sozialen Fürsorge sind erst in den letz- 
ten Jahren voll angelaufen. Auch haben verschiedene Ge- 
setze (z. B. Fünfte Novelle zum BVG, Novelle zum Häftlings- 
I hilfegesetz und Mehrbedarfsgesetz vom 4. Juli 1957) Lei- 
J stungsverbesserungen gebracht und den Personenkreis der 
j Berechtigten erweitert. Außerdem verursachte die Intensi- 
j vierung der sozialen Fürsorge auf dem Gebiet der Erzie- 
i hungsbeihilfen und der Berufsfürsorge — hier insbesondere 
das Eintreten der geburtenstarken Vorkriegs- und Kriegs- 
! jahrgänge in die gehobene Ausbildung — immer höhere 
Kosten. 

Die Mehrausgabe war auf Grund gesetzlicher Verpflichtung 
I unabweisbar und bei der Aufstellung des Bundeshaushalts- 
| planes 1959 nicht vorherzusehen. 

\ 

1 Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 120. Sitzung von der Maßnahme zustimmend Kenntnis 
; genommen. 


Kosten der Rückführung von Deutschen 

Durch die Familienzusammenführung und Aussiedlung von 
Deutschen aus dem Ausland, insbesondere aus den polnisch 
verwalteten deutschen Gebietsteilen, und durch die Rück- 


! | 

40 03 | 13 400 000,— ! 1 917 357,46 

— i I 

307 j 

| i 

§ u 
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führung deutscher Zivilgefangener und Zivilverschleppter 
aus der UdSSR sind im Rechnungsjahr 1959 höhere Rück- 
führungskosten entstanden, als im Zeitpunkt ihrer Veran- 
schlagung zu erwarten war. Die Zahl der Aussiedler aus 
den polnisch verwalteten deutschen Gebietsteilen ist erst 
seit Mitte Februar 1959 zurückgegangen, als die polnischen 
Behörden neue Vorschriften über die Aussiedlung aus Polen 
und den unter polnischer Verwaltung stehenden deutschen 
Ostgebieten herausgegeben und die Aussiedlung durch Sam- 
meltransporte eingestellt hatten. Die Länder haben jedoch 
im ersten Rechnungsvierteljahr 1959 noch vorwiegend Kosten 
erstattet, die vor diesem Zeitpunkt — also noch zur Zeit der 
hohen Einreisezahlen — entstanden sind. 

Die Verpflichtung des Bundes zur Übernahme der Kosten 
der Rückführung von Deutschen aus dem Ausland und aus 
den unter fremder Verwaltung stehenden deutschen Gebiets- 
teilen ergibt sich aus § 15 des Ersten Überleitungsgesetzes 
in der Fassung vom 28. April 1955 (BGBl. I S. 193). 

Die Mehrausgabe war auf Grund gesetzlicher Verpflichtung 
unvermeidbar und bei der Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1959 nicht vorauszusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 127. Sitzung von der überplanmäßigen Ausgabe zu- 
stimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 26 02 Tit. 307. 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


60 02^, — *) 37 808 796,67 j Finanzhilfe an das Saarland nach § 9 Abs. 3 des Fünften 

apl. 601 j | Uberleitungsgesetzes 

1 I Nach § 9 Abs. 3 des Fünften Überleitungsgesetzes vom 

30. Juni 1959 (BGBL I S. 335) gewährt der Bund dem Saar- 
land für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1960 (für 
das saarländische Rechnungsjahr 1960) Finanzhilfen zur 
Deckung eines auf andere Weise nicht auszugleichenden 
Fehlbedarfs des saarländischen Landeshaushalts. Auf Grund 
der Haushalts- und Kassenlage des Saarlandes war es unab- 
weisbar, dem Saarland auf diese Finanzhilfe bereits vor 
dem 1. April 1960 Teilbeträge in Höhe von insgesamt 
i 37 808 796,67 DM zur Verfügung zu stellen. Die Zahlung 
mußte apl. geleistet werden, weil im Bundeshaushalt 1959 
eine Finanzhilfe für die in das saarländische Rechnungsjahr 
1960 fallende Zeit vom 1. Januar bis 31. März 1960 noch 
nicht vorgesehen werden konnte. 

, 

I Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 311. 
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60 02 ! 
apl. 955 



*) 1 722 259,— ! 

Maßnahmen zur Anpassung des Stein- und Pechkohlenberg- 
baus an die strukturellen Veränderungen im Bereich der 
Energieversorgung 


Die Maßnahmen zur Anpassung des Stein- und Pechkohlen- 
bergbaus an die strukturellen Veränderungen im Bereich der 
Energieversorgung beruhen auf den von der Bundesregie- 
rung am 16. September, 14. Oktober und 2. Dezember 1959 
gefaßten Beschlüssen. Die Höhe der Leistungen sowie die 
Verfahrensfragen sind - — soweit es sich um Beihilfen nach 
§ 23 des Übergangsabkommens zum Montanvertrag handelt 
— in den dazu ergangenen Grundsätzen vom 19. Oktober 
1959 (Bundesanzeiger Nr. 207 S. 2) geregelt. 

Die Zahlung der sonstigen Anpassungsbeihilfen und die Ge- 
währung von Darlehen zur Schaffung von Dauerarbeits- 
plätzen sind in den Richtlinien für die Gewährung von 
besonderen Anpassungshilfen für Arbeitnehmer des Kohlen- 
bergbaus vom 11. Dezember 1959 (Bundesanzeiger Nr. 241 
S. 1) und in den Richtlinien über soziale Maßnahmen für 
Arbeitnehmer des Pechkohlenbergbaus vom 10. Dezember 
1959 (Bundesanzeiger Nr. 240 S. 4) geregelt. 

Die apl. Haushaltsausgabe war bei Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1959 unvorhersehbar, da die strukturellen 
Veränderungen im Bereich der Energieversorgung erst im 
Laufe des Rechnungsjahres 1959 eintraten. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat von 
der apl. Haushaltsausgabe in seiner 101. Sitzung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 311. 


60 02 
apl. 956 


i 

j 

i 


i 


’) 75 000 000, — 


i 

i 


Härteausgleich für entgangene Schichten im Steinkohlen- 
bergbau 

Die Gewährung eines einmaligen Härteausgleichs für ent- 
gangene Schichten im Steinkohlenbergbau wurde von der 
Bundesregierung am 14. Oktober 1959 im Rahmen der Maß- 
nahmen zur Anpassung des Steinkohlenbergbaus an die 
strukturellen Veränderungen im Bereich der Energieversor- 
gung beschlossen. 

Die Voraussetzungen und das Verfahren für die Zahlung 
der Ausgleichsbeträge sind in den dazu ergangenen Richt- 
linien vom 19. Oktober 1959 (Bundesanzeiger Nr. 202 S. 2) 
geregelt. 

Die apl. Haushaltsausgabe war bei der Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1959 unvorhersehbar, da die struk- 
turellen Veränderungen im Bereich der Energieversorgung 
erst im Laufe des Rechnungsjahres 1959 eintraten. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat von 
der apl. Haushaltsausgabe in seiner 101. Sitzung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 311. 
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*) 200 000 ( — j Einmalige Spende an den Hohen Kommissar der Vereinten 
I Nationen für Flüchtlinge zur Beseitigung eines akuten Not- 
standes 

Als finanzieller Beitrag der Bundesregierung zur Beseitigung 
; eines akuten Notstandes katastrophenähnlichen Ausmaßes 
i innerhalb des Zuständigkeitsgebietes des Hohen Kommis- 
| sars der Vereinten Nationen für Flüchtlinge ist diesem ein 
i Betrag von 200 000 DM zur Verfügung gestellt worden. 

1 Diese Ausgabe konnte bei Aufstellung des Bundeshaushalts 
1959 nicht vorhergesehen werden. Aus außenpolitischen 
j Gründen war die Ausgabe unabweisbar. Wegen der Dring - 
: lichkeit der erforderlichen Hilfsmaßnahmen konnte die Zah- 
lung auch nicht bis zum nächsten Rechnungsjahr zurück - 
j gestellt werden. Die notwendigen Mittel mußten daher apl. 

| bereitgestellt werden. 

| Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 311. 

*) 6 638 824,87 Erstattung eines überzahlten Betrages aus den Endabrech- 
nungen der GARIOA/ERP/JEIA-Einfuhren an das ERP- 
| Sondervermögen 

i Der Bundesrechnungshof hat in seinem Gutachten vom 
' 7. Februar 1958 — Ern A 1187/56 — über die Finalabrech- 
; nung der GARIOA ERP JETA-Einfuhren eine saldierte For- 
derung des Bundes von 69 940 034,03 DM 

r Rückzahlung von Subventionsmitteln = 10 762 564,10 DM 
zusammen 80 702 598,13 DM 

festgestellt. 

Von diesen Forderungen des Bundes sind folgende Posten 
abzuziehen: 

a) Guthaben der 
Außenhandelsstelle 
bei der Bundes- 
hauptkasse, das dem 

ERP-SV zusteht - 569 331,13 DM 

b) nachträglich ermit- 
telte Forderungen 

des ERP-SV == 112 091,87 DM 681 423,— DM, 

bleibt Guthaben des Bundes 80 021 175,13 DM. 

Auf diese Forderung hat das ERP-SV 

zurückgezahlt 53 660 000, — DM 

j bleibt 26 361 175,13 DM. 

! Mit Zustimmung des Bundesrechnungshofes ist nachträglich 
i in die Gesamtabrechnung der GARIOA/ERP-Einfuhren ein 
j Betrag von 33 000 000 DM einbezogen worden, und zwar 
! handelt es sich um einen Betrag, den die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle für Getreide im Rechnungsjahr 1960 als Darlehen 
vom ERP-Sondervermögen erhalten hat. Durch die Einbezie- 
i hung dieses Betrages in die Globalabrechnung hat das 
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ERP-Sondervermögen einen Betrag von 6 638 824,87 DM 
(33 000 000 DM ./. 26 361 175,13 DM) überzahlt. Dieser Be- 
trag war an das ERP-Sondervermögen zurückzuzahlen. 

Diese für den Bund unabweisbare Ausgabe konnte bei Auf- 
stellung des Bundeshaushalts 1959 nicht vorhergesehen wer- 
den. Der Betrag mußte daher außerplanmäßig bereitgestellt 
werden. 


60 04 
140 


2 300 000,— 


257 980,08 


Zahlungen gemäß §§ 21 a und 22 b BWGÖD 


Mehrausgabe infolge zwangsläufiger Leistungen des Bundes 
auf Grund der § 21 Abs. 4 und § 35 Abs. 2 des BWGöD, die 
eine überplanmäßige Haushaltsausgabe erforderte. Die Mehr- 
ausgabe war bei der Aufstellung des Bundeshaushalts 1959 
nicht vorherzusehen und war, da es sich um die Erfüllung 
rechtlicher Verpflichtungen handelt, unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 311. 


60 04 
894 


58 800 000,— 


Subskriptionszahlungen an den Internationalen Währungs- 
fonds (Argentinien-Ziehungen in Höhe von 58,8 Millionen DM) 


Die Bundesrepublik Deutschland ist als Mitglied des Inter- 
nationalen Währungsfonds diesem nach Erhöhung der Be- 
teiligung (BGBl. 1959 II S. 930) bis zur Gesamthöhe von 
3 307 500 000 DM verpflichtet; sie hat diese Verpflichtung 
durch Bareinzahlung auf den deutschen Anteil an den IWF 
und durch Hingabe von Schuldscheinen der Bundesschulden- 
verwaltung in das Depot des IWF bei der Deutschen Bundes- 
bank vorerst erfüllt. Die Deutsche Bundesbank hat am 
14. Dezember 1959, am 9. Februar 1960 und am 3. März 1960 
auf Grund von 3 Ziehungen Argentiniens in Höhe von 
58 800 000 DM auf Anforderung des IWF zu dessen Lasten 
den Betrag von 58 800 000 DM gezahlt. Die Zahlung beruht 
auf gesetzlicher Verpflichtung. Sie war deshalb unabweis- 
bar. 


Bei Aufstellung des Bundeshaushalts 1959 konnte die Zah- 
lung nicht vorhergesehen werden. Sie mußte deshalb über- 
planmäßig geleistet werden. 

Die Deckung erfolgte durch Vereinnahmung eines gleich- 
hohen Betrages bei Kap. A 32 01 Tit. 91. 


60 04 
apl. 952 


*) 16 700, - 


Zahlung gemäß Anlage IV des Londoner Schuldenabkom- 
mens (Mietrückstand des Anglo-German Academic-Bureau, 
London, auf Grund des Mietvertrages vom 5. Juli 1939) 

Die Verpflichtung zur Zahlung der Hauptsumme ergibt sich 
aus einem Mietvertrag aus dem Jahre 1939, der im Auftrag 
des Auswärtigen Amts von dem damals an der Botschaft in 
London tätigen Botschaftsrat Adolf Kunz mit Mrs. Chadwick 
als Vermieterin in London abgeschlossen und durch den das 
Haus Queens Gate, London, für Zwecke des Deutschen 
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Akademischen Austauschdienstes zum 1. Juli 1939 angemie- 
tet wurde. Wegen des Kriegsausbruchs sind keine Miet- 
zahlungen erfolgt. Auf Grund einer Klage von Mrs. Chad- 
wick gegen den während des Krieges in Großbritannien 
, lebenden Botschaftsrat Kunz erging am 5. November 1942 
! ein Urteil des zuständigen britischen Gerichtes, durch das 
der Beklagte zur Zahlung von £ 300 für Mietrückstände, 
£ 993 für Nutzungsentschädigung und £ 81.8.6 für Prozeß- 
kosten verurteilt wurde. Vertrauensanwalt Dr. F. G. Holland, 
der die Botschaft bei der Klärung der Rechtslage beraten 
und den Schriftwechsel mit der Gegenpartei geführt hat, be- 
rechnet für seine Bemühung £ 42.0.0. 

Die Ausgabe ist im Bundeshaushalt 1959 nicht berücksichtigt 
worden, weil nicht mehr mit der Geltendmachung der Forde- 
rung für die Gläubigerin gerechnet wurde. Die Ausgabe war 
unabweisbar. Sie mußte deshalb apl. geleistet werden. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 311. 


60 05 
570 a 


795 000 000,— 


60 06 
apl. 894 


18 730 000,— 


Allgemeiner Zuschuß zum Berliner Haushaltsplan 


Die über die Bundeshilfe für Berlin für 1959 zwischen dem 
Berliner Senat und dem BMF getroffene Vereinbarung sieht 
vor, daß die aus dem Berliner Haushalt zu zahlenden Kosten 
der Bevorratung Berlins, soweit sie den im Berliner Haus- 
halt 1959 veranschlagten Zuschußbetrag von 49 370 000 DM 
überschreiten, durch den Allgemeinen Zuschuß zum Berliner 
Haushaltsplan nicht abgegolten sind und erforderlichenfalls 
im Rahmen der Bundeshilfe besonders ersetzt werden. Die 
vom Bund besonders zu ersetzenden erhöhten Vorrats- 
haltungskosten sind von Berlin gegen Ende des Rechnungs- 
jahres 1959 mit 18 730 000 DM angegeben worden. Im Hin- 
blick auf die finanzielle Lage des Landes Berlin ergab sich 
für den Bund die unabweisbare Verpflichtung, den allge- 
meinen Zuschuß zum Berliner Haushaltsplan um den Betrag 
von 18 730 000 DM zu erhöhen und diesen Betrag überplan- 
mäßig an das Land Berlin zu zahlen. Die überplanmäßige 
• Ausgabe war bei Aufstellung des Bundeshaushalts 1959 nicht 
vorhersehbar. Es ließ sich damals nicht übersehen, in wel- 
chem Umfang und wie schnell die zusätzliche Bevorratung 
Berlins, durch die die höheren Vorratshaltungskosten ver- 
ursacht worden sind, durchgeführt wird. 


Der Haushaltsausschuß hat in der Sitzung am 23. Juni 1960 
von der Maßnahme zustimmend Kenntnis genommen. 


Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 311. 


27 367 200,— 


Beitragszahlung an den Europäischen Fonds 


Die Bundesrepublik Deutschland ist durch Gesetz vom 
26. März 1959 (BGBl. II S. 293) dem „Europäischen Währungs- 
abkommen" beigetreten. Im Rahmen dieses Abkommens 
haben die Vertragsländer u. a. einen „Europäischen Fonds" 
errichtet. In diesen Fonds hat die Bundesrepublik Deutsch- 


74 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2249 



i An über- und 


Haushalts- 

*) außerplan- 


betraq 

mäßigen Aus- 

Begründung 

1959 

gabemitteln sind 


zugewiesen 


DM 

s DM 

i 



noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

land im Laufe des Rechnungsjahrs 1959 anteilmäßige Beiträge 
in Höhe von 27 367 200 DM gezahlt. Die Zahlungen konnten 
bei Aufstellung des Bundeshaushalts 1959 nicht vorher- 
gesehen werden. Sie beruhen auf gesetzlicher Verpflichtung 
und waren deshalb unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
der Sitzung am 13. Januar 1960 von der außerplanmäßigen 
Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 

Die Deckung erfolgt durch eine überplanmäßige Einnahme in 
; gleicher Höhe bei Kap. A 32 01 Tit. 91. 
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